
 
Werte 

 bewegen.

GESCHÄFTSBERICHT 2018
ÖBB-INFRASTRUKTUR AG



Inhalt

KONZERNLAGEBERICHT 2

 A.  Struktur und Beteiligungen 2

 B.  Rahmenbedingungen und Marktumfeld 5

 C.  Wirtschafts- und Prognosebericht 11

 D.  Forschung und Entwicklung  28

 E.  Konzernbeziehungen  29

 F.  Chancen-/Risikobericht  30 

 G.  Nicht finanzielle Erklärung  36

 H.  Anmerkungen zum Lagebericht  75

Glossar  76

Erklärung gem. § 124 (1) BörseG 77

KONZERNABSCHLUSS 78 

Konzern-Gewinn-und-Verlust-Rechnung 2018 78

Gesamtergebnisrechnung 2018 79

Konzern-Bilanz zum 31.12.2018 80

Konzern-Geldflussrechnung 2018 81

Darstellung der Veränderung des Konzern-Eigenkapitals 2018 82

Erläuterungen zum Konzernabschluss zum 31.12.2018 83

 A. Grundlagen und Methoden  83

 B.  Erläuterungen zur Konzern-Bilanz und 

Konzern-Gewinn-und-Verlust-Rechnung  107

 C. Sonstige Angaben zum Konzernabschluss  134

 
Bestätigungsvermerk 164



































































































































































ÖBB-Infrastruktur Aktiengesellschaft  Konzernlagebericht  I  Konzernabschluss  

82 Darstellung der Veränderung des Konzern-Eigenkapitals 2018 

 
          
                    

in TEUR 
Grund- 
kapital 

Kapital-
rücklagen 

Cashflow- 
Hedge-

Rücklage 

Available
-for-Sale-
Rücklage 

Neube-
wertung 

leistungs-
orien-
tierter 

Versor-
gungs-

pläne 

Erwirt-
schaftetes  

Ergebnis 
Summe 

Eigenkapital 

Anteile 
nicht 

beherr-
schender 

Gesell-
schafter 

Gesamtes  
Eigenkapital 

Stand 01.01.2017 500.000,0 538.884,2 -6.794,1 6.874,6 -5.769,5 234.899,6 1.268.094,8 542,1 1.268.636,9 
                    
Konzernjahresergebnis           61.297,8 61.297,8 449,6 61.747,4 
Sonstiges Ergebnis     8.190,1 -2.014,0 1.563,0   7.739,1   7.739,1 
Konzerngesamt-
ergebnis     8.190,1 -2.014,0 1.563,0 61.297,8 69.036,9 449,6 69.486,5 
                    
Ausschüttungen an 
nicht beherrschende 
Gesellschafter               -346,1 -346,1 
                    
Stand am 31.12.2017 500.000,0 538.884,2 1.396,0 4.860,6 -4.206,5 296.197,4 1.337.131,7 645,6 1.337.777,3           

 
          

                    

in TEUR 
Grund-
kapital 

Kapital-
rücklagen 

Cashflow- 
Hedge-

Rücklage 

Available-
for-Sale-
Rücklage 

Neube-
wertung 

leistungs-
orien-
tierter 

Versor-
gungs-

pläne 

Erwirt-
schaftetes  

Ergebnis 
Summe 

Eigenkapital 

Anteile 
nicht 

beherr-
schender 

Gesell-
schafter 

Gesamtes  
Eigenkapital 

Stand 01.01.2018 500.000,0 538.884,2 1.396,0 4.860,6 -4.206,5 296.197,4 1.337.131,7 645,6 1.337.777,3 
                    
Anpassungen aus der 
erstmaligen 
Anwendung von IFRS 9       -4.860,6   -1.258,5 -6.119,1   -6.119,1 
Angepasster Stand 
zum 01.01.2018 500.000,0 538.884,2 1.396,0 0,0 -4.206,5 294.938,9 1.331.012,6 645,6 1.331.658,2 
Konzernjahresergebnis           64.149,1 64.149,1 248,5 64.397,6 
Sonstiges Ergebnis     30.832,2   598,9   31.431,1   31.431,1 
Konzerngesamt-
ergebnis     30.832,2 0,0 598,9 64.149,1 95.580,2 248,5 95.828,7 

                    
Ausschüttungen an 
nicht beherrschende 
Gesellschafter               -449,6 -449,6 

                    
Stand am 31.12.2018 500.000,0 538.884,2 32.228,2 0,0 -3.607,6 359.088,0 1.426.592,8 444,5 1.427.037,3           

 

Weitere Angaben zu der Darstellung der Veränderung des Eigenkapitals sind in den Erläuterungen 2, 23 und 24 enthalten. 
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83 Erläuterungen zum Konzernabschluss per 31.12.2018 

A. GRUNDLAGEN UND METHODEN 
Die ÖBB-Infrastruktur Aktiengesellschaft (fortan ÖBB-Infrastruktur AG) mit Sitz in 1020 Wien, Praterstern 3, FN 71396 w, 
ist eine eingetragene Aktiengesellschaft im Sinne des österreichischen Aktiengesetzes, deren Anteile von der 
Österreichische Bundesbahnen Holding Aktiengesellschaft (fortan ÖBB-Holding AG) gehalten werden. 

Die ÖBB-Infrastruktur AG und ihre Tochterunternehmen bilden den Konzern der ÖBB-Infrastruktur AG (fortan  
ÖBB-Infrastruktur-Konzern). Das Grundkapital ist unverändert gegenüber dem Vorjahr in 100.000 Stückaktien zerlegt. Die 
Aktien sind Namensaktien und lauten auf die ÖBB-Holding AG. Die Aktien werden nicht öffentlich gehandelt. Der 
Teilkonzern steht mit der ÖBB-Holding AG in einem Konzernverhältnis und gehört ihrem Vollkonsolidierungskreis an. Der 
Konzernabschluss der ÖBB-Holding AG wird im Firmenbuch unter FN 247642 f beim Handelsgericht Wien eingereicht. 

Aufgabe der ÖBB-Infrastruktur AG ist insbesondere die eines Eisenbahninfrastrukturunternehmens, von dem eine 
bedarfsgerechte und sichere Schieneninfrastruktur (einschließlich Hochleistungsstrecken) geplant, gebaut, 
instandgehalten (Wartung, Inspektion, Entstörung, Instandsetzung und Reinvestition), bereitgestellt und betrieben wird. 
Weiters können auch Verschubleistungen erbracht werden. 

Zu den Kerntätigkeiten des ÖBB-Infrastruktur-Konzerns gehören auch der Energieeinkauf, die Energieversorgung und das 
Stromportfoliomanagement sowie die Vermietung und Entwicklung von Immobilien. 

Gemäß § 51 Bundesbahngesetz in der geltenden Fassung bedarf die ÖBB-Infrastruktur AG weder zum Bau noch zum 
Betrieb von Haupt- und Nebenbahnen einer Konzession nach dem Eisenbahngesetz 1957. Für die Planung und den Bau 
neuer Schieneninfrastrukturvorhaben kommen ihr die Rechte und Pflichten eines Eisenbahnunternehmens zu. 

Die Finanzierung der Investitionen für den Schieneninfrastrukturausbau wie auch der Betrieb und die Erhaltung werden 
über die selbst erwirtschafteten Cashflows, über Fremdkapitalaufnahmen sowie Haftungen und Finanzierungen des 
Bundes auf Basis mehrjähriger Rahmenpläne bzw. Zuschussverträge sichergestellt. Die Verwaltung, Entwicklung und 
Verwertung der Immobilien des ÖBB-Konzerns werden durch eine Tochtergesellschaft der ÖBB-Infrastruktur AG, die ÖBB-
Immobilienmanagement GmbH, wahrgenommen. Der Bau des Brenner Basistunnels, sämtlicher erforderlicher Bauwerke, 
soweit diese für die Bauarbeiten und den anschließenden Betrieb notwendig sind, sowie die Bereitstellung der Anlagen 
nach Fertigstellung für die Netzzugangsberechtigten in der Betriebsphase ist Aufgabe der Galleria di Base del Brennero — 
Brenner Basistunnel BBT SE, eines Gemeinschaftsunternehmens des ÖBB-Infrastruktur-Konzerns. 

1. Rechnungslegungsgrundsätze 
Die ÖBB-Infrastruktur AG ist gemäß § 244 Unternehmensgesetzbuch (UGB) verpflichtet, einen Konzernabschluss zu 
erstellen. Der Konzernabschluss zum 31.12.2018 wurde gemäß § 245a (1) UGB in Verbindung mit der „IFRS-Verordnung” 
in Übereinstimmung mit den vom International Accounting Standards Board („IASB”) verabschiedeten International 
Financial Reporting Standards („IFRS”, „IAS”) und den Interpretationen des International Financial Reporting Interpretation 
Committee („IFRIC”, „SIC”), welche zum 31.12.2018 in Geltung und von der Europäischen Union übernommen waren 
sowie den zusätzlichen Anforderungen des § 245a UGB erstellt. Mit diesem Konzernabschluss nach IFRS stellt die ÖBB-
Infrastruktur AG gemäß § 245a UGB einen befreienden Konzernabschluss nach international anerkannten 
Rechnungslegungsgrundsätzen auf. 

Der Konzernabschluss ist in Euro (EUR) aufgestellt. Die in diesen Erläuterungen angegebenen Beträge sind in Millionen 
EUR (Mio. EUR) bzw. in Tausend EUR (TEUR) dargestellt, es sei denn, eine andere Währungseinheit ist angegeben. 
Nachdem bei der gerundeten Darstellung in der internen Rechengenauigkeit auch die nicht dargestellten Ziffern 
berücksichtigt werden, können Rundungsdifferenzen auftreten. 

Erläuterungen zu den geänderten oder neuen IFRS-Regelungen 
Gegenüber dem Konzernabschluss zum 31.12.2017 haben sich folgende Standards und Interpretationen geändert bzw. 
waren aufgrund der Übernahme in das EU-Recht oder des Inkrafttretens der Regelung erstmalig verpflichtend 
anzuwenden.  
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Überarbeitete und geänderte Standards/ Interpretationen Geltend ab 1) 

 Auswirkungen 
auf den 

Konzernabschluss 

IFRS 9 Finanzinstrumente 01.01.2018 ja 
IFRS 15 Umsatzerlöse aus Kundenverträgen 01.01.2018 ja 
IFRS 15 Umsatzerlöse aus Kundenverträgen - Klarstellungen 01.01.2018 ja 
IFRIC 22 Geschäfte in fremder Währung und geleistete Vorauszahlungen 01.01.2018 nein 
IFRS 2 Anteilsbasierte Vergütungen 01.01.2018 nein 
IFRS 4 Anwendung von IFRS 9 gemeinsam mit IFRS 4 „Versicherungsverträge” 01.01.2018 nein 

IAS 40 
Veräußerungen von Finanzinvestition; als Finanzinvestition gehaltene 
Immobilien 01.01.2018 nein 

AIP 2014 - 2016 Verbesserungen zu IFRS 01.01.2018 nein     
1) Anzuwenden auf Geschäftsjahre, die am oder nach dem angegebenen Datum beginnen. 

IFRS 15 („Umsatzerlöse aus Kundenverträgen”) enthält ein Fünf-Schritte-Modell, das auf Umsatzerlöse aus Verträgen mit 
Kunden (mit wenigen Ausnahmen) anzuwenden ist. Die Art der Transaktion oder die Branche des Unternehmens spielen 
dabei keine Rolle. Er ersetzt bestehende Leitlinien zur Erfassung von Umsatzerlösen, darunter IAS 18, IAS 11 und IFRIC 13. 
Nach IFRS 15 erfolgt die Erfassung eines Erlöses, wenn ein Kunde Verfügungsgewalt über Güter oder Dienstleistungen 
erlangt. Die Bestimmung, ob die Verfügungsgewalt zeitpunkt- oder zeitraumbezogen übergeht, erfordert 
Ermessensentscheidungen. IFRS 15 enthält zusätzliche qualitative und quantitative Angabepflichten. Diese sollen es den 
Abschlussadressaten ermöglichen, die Art, die Höhe, den zeitlichen Anfall sowie die Unsicherheit von Umsatzerlösen und 
resultierenden Zahlungsströmen aus Verträgen mit Kunden nachvollziehen zu können.  

Der ÖBB-Infrastruktur-Konzern hat die Regelungen des IFRS 15 mit Wirkung zum 01.01.2018 umgesetzt, ohne die 
Vorjahreswerte anzupassen (modifizierter retrospektiver Ansatz). Den Umsätzen liegen durchwegs Verträge zugrunde, die 
kurzfristig sind und bei denen im Wesentlichen keine variablen Entgelte vereinbart wurden. Aus der erstmaligen 
Anwendung von IFRS 15 ergeben sich keine wesentlichen Änderungen im Konzernabschluss, da Vertragsvermögenswerte 
(Fertigungsaufträge) aufgrund untergeordneter Höhe unverändert in den Forderungen aus Lieferungen und Leistungen 
ausgewiesen werden (Erläuterung 20). Es mussten keine kumulierten Anpassungsbeträge aus der erstmaligen Anwendung 
des IFRS 15 per 01.01.2018 erfasst werden. Die ergänzenden Angaben zu IFRS 15 finden sich in Erläuterung 3 und 4. Die 
Angabepflichten nach IFRS 15 sind bei Anwendung des modifiziert retrospektiven Ansatzes nicht auf 
Vergleichsinformationen anzuwenden.  

IFRS 9 enthält Vorschriften für den Ansatz, die Bewertung und die Ausbuchung von Finanzinstrumenten sowie für die 
Bilanzierung von Sicherungsgeschäften und ersetzt den bisherigen Standard IAS 39. Neu gefasst wurden insbesondere die 
Regelungen zur Klassifizierung und Bewertung von Schuldinstrumenten, die nun vom Geschäftsmodell und den 
vertraglichen Zahlungsströmen abhängig sind. Bedingt durch die Art des finanziellen Vermögenswertes und den beiden 
genannten Kriterien ergibt sich die Folgebewertung zu fortgeführten Anschaffungskosten, erfolgswirksam oder 
erfolgsneutral zum beizulegenden Zeitwert. Die wesentlichste Änderung des IFRS 9 besteht in der Neuregelung der 
Bilanzierung von Wertminderungen finanzieller Vermögenswerte, die nunmehr die Erfassung bereits erwarteter Verluste 
(Expected Loss Model) vorsieht.  

Die Änderungen der Rechnungslegungsmethoden aufgrund der Anwendung des IFRS 9 wurden, außer in den 
nachstehenden Fällen, rückwirkend angewendet: 

– Der Konzern hat von der Befreiung Gebrauch gemacht, Vergleichsinformationen für vorhergehende Perioden hinsichtlich 
der Änderungen der Klassifizierung und Bewertung (einschließlich der Wertminderung) nicht anzupassen. Differenzen 
zwischen den Buchwerten der finanziellen Vermögenswerte und finanziellen Verbindlichkeiten aufgrund der 
Anwendung des IFRS 9 werden grundsätzlich im erwirtschafteten Ergebnis unter den Gewinnrücklagen zum 01.01.2018 
erfasst. Insofern entsprechen die für 2017 dargestellten Informationen im Allgemeinen nicht den Anforderungen des 
IFRS 9, sondern denen des IAS 39. 
 

– Die Bestimmung des Geschäftsmodells, in dessen Rahmen ein finanzieller Vermögenswert gehalten wird, ist auf 
Grundlage der Tatsachen und Umstände vorgenommen worden, die zum Zeitpunkt der erstmaligen Anwendung 
bestanden. 
 

– Wenn eine Investition in eine Schuldverschreibung zum Zeitpunkt der erstmaligen Anwendung von IFRS 9 ein geringes 
Kreditrisiko hatte, ist der Konzern davon ausgegangen, dass sich das Ausfallrisiko des Vermögenswertes seit seiner 
erstmaligen Erfassung nicht wesentlich erhöht hat. 
 

– Änderungen der Methoden zur Bilanzierung von Sicherungsgeschäften wurden prospektiv angewendet.  
 

– Bis auf die Stromderivate in Cashflow-Hedge-Beziehung, welche beendet und zum 01.01.2018 neu designiert wurden, 
erfüllten alle zum 31.12.2017 nach IAS 39 designierten Sicherungsbeziehungen zum 01.01.2018 die Kriterien für die 
Bilanzierung von Sicherungsgeschäften nach IFRS 9 und werden daher als fortlaufende Sicherungsbeziehungen 
betrachtet.  
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85 Derzeit bestehen im ÖBB-Infrastruktur-Konzern finanzielle Vermögenswerte vor allem in Form von Forderungen aus 
Lieferungen und Leistungen, finanziellen Vermögenswerten in Zusammenhang mit Cross-Border-Leasing-Transaktionen 
(CBL), Derivate sowie von Zahlungsmitteln und Zahlungsmitteläquivalenten.  

Aus der erstmaligen Anwendung der Klassifizierungsvorschriften des IFRS 9 ergeben sich keine wesentlichen 
Auswirkungen für den ÖBB-Infrastruktur-Konzern. Forderungen aus Lieferungen und Leistungen sowie sonstige 
Forderungen werden nach IFRS 9, bisher gemäß IAS 39, im Geschäftsmodell „Halten” gehalten und zu fortgeführten 
Anschaffungskosten bewertet. Bisher als Available for Sale Financial Assets (AfS at Fair Value) ausgewiesene Wertpapiere 
sind Fremdkapitalinstrumente und werden künftig ebenfalls dem Geschäftsmodell „Halten” zugeordnet und, da sie 
ausschließlich Zahlungsströme aus Tilgungen und Zinsen enthalten, zu fortgeführten Anschaffungskosten bilanziert. Die 
Umwertung auf den beizulegenden Zeitwert wird daher entsprechend per 01.01.2018 nicht mehr vorgenommen, und die 
bestehende AfS-Rücklage wurde in die Gewinnrücklagen umgebucht. Finanzinvestitionen in Eigenkapital-instrumente, die 
bislang als Available for Sale Financial Assets ausgewiesen wurden und gemäß IAS 39.46(c) at-cost bewertet wurden, 
werden künftig erfolgswirksam zum beizulegenden Zeitwert bewertet. Wertdifferenzen aus bisher zu fortgeführten 
Anschaffungskosten bewerteten Eigenkapitalinstrumenten wurden zum 01.01.2018 ebenfalls in den Gewinnrücklagen 
erfasst. Für die Bewertung der Zahlungsmittel- und Zahlungsmitteläquivalente ergibt sich keine Änderung. Die finanziellen 
Vermögenswerte in Zusammenhang mit CBL-Transaktionen wurden bisher je nach anlassbezogener Beurteilung  gemäß 
IAS 39 zu fortgeführten Anschaffungskosten oder erfolgsneutral zum beizulegenden Zeitwert bewertet und werden 
nunmehr nach IFRS 9 allesamt dem Geschäftsmodell „Halten” zugeordnet und zu fortgeführten Anschaffungskosten 
bewertet. Für die Bewertung von Derivaten ergibt sich ebenfalls keine Änderung nach IFRS 9. Da im ÖBB-Infrastruktur-
Konzern keine finanziellen Verbindlichkeiten bestehen, für welche die Fair-Value-Option ausgeübt wurde, ergeben sich 
aus der erstmaligen Anwendung des IFRS 9 keine Änderungen für die Bilanzierung der finanziellen Verbindlichkeiten.  

IFRS 9 ersetzt das Modell der „eingetretenen Verluste” des IAS 39 durch ein Modell der „erwarteten Kreditverluste” („ECL”). 
Das neue Wertminderungsmodell ist auf finanzielle Vermögenswerte, die zu fortgeführten Anschaffungskosten bewertet 
werden, auf Vertragsvermögenswerte und zum FVOCI bewertete Schuldinstrumente anzuwenden, nicht jedoch auf als 
Finanzanlagen gehaltene Eigenkapitalinvestments. Nach IFRS 9 werden Kreditverluste früher als nach IAS 39 erfasst. 

Für Vermögenswerte im Anwendungsbereich des Wertminderungsmodells des IFRS 9 werden die Wertminderungen 
wahrscheinlich volatiler werden. Der ÖBB-Infrastruktur-Konzern hat ermittelt, dass die zusätzlichen 
Wertminderungsaufwendungen aus der Anwendung der Wertminderungsvorschriften des IFRS 9 zum 01.01.2018 wie 
folgt sind:  
  
Wertberichtigung   
in Mio. EUR   

Wertberichtigung zum 31.12.2017 nach IAS 39 13,9  
zusätzlicher Wertminderungsaufwand zum 01.01.2018 auf:   
Finanzielle Vermögenswerte 0,1  
Forderungen aus Lieferungen und Leistungen  1,4  
Sonstige Forderungen und Vermögenswerte  0,1  
Auflösung der pauschalen Einzelwertberichtigung zum 
01.01.2018 aus Forderungen aus Lieferungen und Leistungen -0,2  
Wertberichtigung zum 01.01.2018 nach IFRS 9 15,4  

 
 

Die nachfolgende Tabelle sowie die begleitenden Angaben erläutern die ursprüngliche Bewertungskategorie gemäß IAS 
39 und die neue Bewertungskategorie gemäß IFRS 9 zum 01.01.2018 für jede vom ÖBB-Infrastruktur-Konzern gebildete 
Klasse von finanziellen Vermögenswerten und finanziellen Verbindlichkeiten. 

Die Auswirkungen aus der erstmaligen Anwendung des IFRS 9 auf die Buchwerte der finanziellen Vermögenswerte zum 
01.01.2018 resultiert hauptsächlich aus den neuen Vorschriften zur Erfassung von Wertminderungen sowie der 
Anwendung der neuen Klassifzierungsvorschriften auf die bislang als Available for Sale Financial Assets  ausgewiesene 
Wertpapiere, welche nunmehr nach IFRS 9 zu fortgeführten Anschaffungskosten bilanziert werden. Latente Steuern waren 
nicht zu berücksichtigen, da die Anpassungen den steuerbefreiten Bereich betrafen. 
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*) Der Betrag enthält Beteiligungen, die zum 01.01.2018 unter Anwendung der Equity-Methode in den Konzernabschluss einbezogen werden (siehe Erläuterung 17). 

 

 

 
Die folgende Tabelle leitet die Buchwerte der finanziellen Vermögenswerte nach IAS 39 auf die Buchwerte nach IFRS 9 
zum Übergangszeitpunkt auf IFRS 9 am 01.01.2018 über:  
 

      

Bewertungskategorien der 
finanziellen Vermögenswerten Bewertungskategorien Bewertungskategorien 

Buchwert 
31.12.2017 

Buchwert 
01.01.2018 

  

in Mio. EUR nach IAS 39 nach IFRS 9 nach IAS 39 nach IFRS 9   

  Available for Sale (at Fair Value) 
zu fortgeführten 

Anschaffungskosten 69,5  64,6  
  

  Available for Sale (at Cost) FVtPL (EK-Instrumente) 2,7  2,2  *) 

Finanzielle Vermögenswerte Loans and Receivables 
zu fortgeführten 

Anschaffungskosten 120,9  120,8  
  

  
At Fair Value through Profit and 

Loss (Held for Trading) zwingend zum FVtPL 22,2  16,1  
  

  Hedge Accounting Hedge Accounting 6,3  13,1    

Sonstige Forderungen und 
Vermögenswerte  Loans and Receivables 

zu fortgeführten 
Anschaffungskosten 47,4  47,3  

  

Forderungen aus Lieferungen  
und Leistungen Loans and Receivables 

zu fortgeführten 
Anschaffungskosten 133,5  132,3  

  

Zahlungsmittel- und 
Zahlungsmitteläquivalente Cash (Loans and Receivables) 

zu fortgeführten 
Anschaffungskosten (Cash) 22,6  22,6  

  

Summe Buchwert je Kategorie     425,1  419,0          

     

Bewertungskategorien der 
finanziellen Verbindlichkeiten Bewertungskategorien Bewertungskategorien 

Buchwert 
31.12.2017 

Buchwert 
01.01.2018 

in Mio. EUR nach IAS 39 nach IFRS 9 nach IAS 39 nach IFRS 9 

  At Amortised Cost 
zu fortgeführten 

Anschaffungskosten 20.203,0  20.203,0  

Finanzverbindlichkeiten At Fair Value through Profit and 
Loss (Held for Trading) 

At Fair Value through Profit 
and Loss (Held for Trading) 14,2 14,2  

  Hedge Accounting Hedge Accounting 4,2 4,2  
Verbindlichkeiten aus Lieferungen 
und Leistungen At Amortised Cost 

zu fortgeführten 
Anschaffungskosten 464,3  464,3  

Sonstige Verbindlichkeiten At Amortised Cost 
zu fortgeführten 

Anschaffungskosten 639,7  639,7  
Summe Buchwert je Kategorie     21.325,4  21.325,4       
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Finanzielle Vermögenswerte zum 
01.01.2018 
in Mio. EUR 

Buchwert 
31.12.2017  
nach IAS 39 

Reklassifi-
zierungen   

Neubewertungen - 
Wertminderungen 

Neubewertungen -  
sonstige 

Änderungen   

Buchwert 
01.01.2018 
nach IFRS 9   

bewertet zu amortised cost 324,4            387,6    
Finanzielle Vermögenswerte lfr. 109,6  69,5  a) -0,1  -4,9  a) 174,1    
Sonstige Forderungen und 
Vermögenswerte lfr. 0,0      

      
0,0    

Finanzielle Vermögenswerte kfr. 11,3      -0,0      11,3    
Forderungen aus Lieferungen und 
Leistungen kfr. 133,5      

-1,2      
132,3    

Sonstige Forderungen und 
Vermögenswerte kfr. 47,4      

-0,1      
47,3    

Zahlungsmittel- und 
Zahlungsmitteläquivalente 22,6      

      
22,6    

                  
bewertet zu Available for Sale 72,2            0,0    
Finanzielle Vermögenswerte lfr. 72,2  -72,2  b)       0,0    
                  
bewertet zu FVtPL  
Pflichtansatz 22,2      

      
16,1    

Finanzielle Vermögenswerte lfr. 0,0  0,6  c)       0,6    
Finanzielle Vermögenswerte kfr. 22,2  -6,8  d)       15,4    
                  
bewertet zu FVtPL  
Eigenkapitalinstrumente 0,0      

      
2,2    

Finanzielle Vermögenswerte lfr. 0,0  2,1  e)   0,2  f) 2,2  g) 

                  
Hedge Accounting 6,3            13,1    
Finanzielle Vermögenswerte lfr. 4,4  6,8  d)       11,2    
Finanzielle Vermögenswerte kfr. 1,9            1,9    
Summe Buchwert je Kategorie 425,1  0,0    -1,4  -4,7    419,0             

a) Bisher als Available-for-Sale (at Fair Value) ausgewiesene Wertpapiere werden ab dem 01.01.2018 zu fortgeführten Anschaffungskosten bilanziert und die 
bestehende AfS-Rücklage wurde zum 01.01.2018 in die Gewinnrücklagen umgebucht.  

b) Reklassifizierung von bisher als Available-for-Sale (at Fair Value und at cost) ausgewiesene finanziellen Vermögenswerten. 
c) Reklassifizierung eines Eigenkapitalinstruments zu einem Fremdkapitalinstrument bewertet erfolgswirksam zum beizulegenden Zeitwert. 
d) Zum 01.01.2018 erfolgte eine Neudesignierung von Stromforwards. Alle zum 31.12.2017 als Cashflow-Hedge designierten Derivate wurden beendet. Daraus 

ergab sich eine Erhöhung der Cashflow-Hedge Derivate um rd. 6,8 Mio. EUR. 
e) Bisher als Available-for-Sale (at cost) bewertete Eigenkapitalinstrumente werden nach IFRS 9 erfolgswirksam zum beizulegenden Zeitwert bewertet. 
f) Umwertung von Eigenkapitalinstrumente auf den beizulegenden Zeitwert. 
g) Der Betrag enthält Beteiligungen, die zum 01.01.2018 unter Anwendung der Equity-Methode in den Konzernabschluss einbezogen werden (siehe Erläuterung 

17). 
Latente Steuern waren nicht zu berücksichtigen, da die Anpassungen den steuerbefreiten Bereich betrafen. 

 

Da die Anpassungen des IFRS 9 nicht sehr umfangreich sind, wurde auf die Darstellung der gesamten Bilanz verzichtet. 
Die obige Tabelle stellt für alle betroffenen Bilanzpositionen die Auswirkungen dar. Die nachstehende Tabelle stellt die 
Auswirkungen des Übergangs auf IFRS 9 auf die Eröffnungsbilanzwerte der Gewinnrücklagen dar. 
    

Gewinnrücklage 
in Mio. EUR  

Auswirkung der Anwendung von IFRS 9 auf die 
Eröffnungsbilanzwerte 

Ansatz der erwarteten Kreditverluste nach IFRS 9   -1,4 
Anpassung Fair Value   0,2 
Auswirkung zum 01.01.2018   -1,3 

 

  



ÖBB-Infrastruktur Aktiengesellschaft  Konzernlagebericht  I  Konzernabschluss  

88 Ausblick auf zukünftige IFRS-Änderungen 
Die folgenden Standards und Interpretationen wurden vom IASB verabschiedet und mit Ausnahme jener, die durch 
Fußnote 2 gekennzeichnet sind, von der EU übernommen. Von der Wahlmöglichkeit, einzelne Standards vorzeitig 
anzuwenden, wurde nicht Gebrauch gemacht.  
    

Standards/ Interpretationen Geltend ab 1) 

voraussichtlich 
Auswirkungen 

auf den 
Konzernabschluss 

Neue Standards und Interpretationen     
IFRS 16 Leasingverhältnisse 01.01.2019 ja 
IFRS 17 Versicherungsverträge 01.01.2021 2) nein 
Änderungen zu Standards und Interpretationen     
IFRS 9 Vorfälligkeitsregelungen mit negativer Ausgleichsleistung 01.01.2019 nein 
IFRIC 23 Unsicherheit bezüglich der ertragsteuerlichen Behandlung 01.01.2019 nein 
IAS 28 Langfristige Zinsen bei assoziierten Unternehmen und Joint Ventures 01.01.2019 nein 
IAS 19 Planänderungen, -kürzungen oder -abgeltungen 01.01.2019 nein 
AIP 2015 - 2017 Verbesserungen zu IFRS 01.01.2019 nein 
IFRS 3 Unternehmenszusammenschlüsse - Definition eines Geschäftsbetriebs 01.01.2020 2) nein 
IAS 1 und IAS 8 Angabeninitiative Wesentlichkeit 01.01.2020 2) wird noch analysiert 
Conceptual Framework Überarbeitetes Rahmenkonzept 01.01.2020 2) wird noch analysiert     
1) Anzuwenden auf Geschäftsjahre, die am oder nach dem angegebenen Datum beginnen. 
2) Von EU noch nicht übernommen. 

Der neue IFRS 16 ersetzt die bisherigen Vorschriften des IAS 17 und der zugehörigen Interpretationen, wobei insbesondere 
die bilanzielle Abbildung von Leasingverträgen beim Leasingnehmer neu geregelt wurde. Der Leasingnehmer erfasst 
nunmehr für jedes Leasingverhältnis ein Nutzungsrecht (Right of Use Asset) und eine Verbindlichkeit für die zukünftig zu 
leistenden Leasingzahlungen. Die Verbindlichkeit wird beim Erstansatz abgezinst und in den Folgejahren einerseits durch 
die Leasingzahlungen vermindert, andererseits durch Aufzinsung (Unwinding) erhöht. Gleichzeitig wird ein Nutzungsrecht 
in Höhe des Barwerts der künftigen Leasingzahlungen aktiviert und in weiterer Folge linear abgeschrieben. Die bisherige 
Unterscheidung zwischen Operating Lease und Finance Lease entfällt somit. Für geringwertige Vermögenswerte sowie 
kurzfristige Leasingverträge muss diese Bilanzierung nicht zur Anwendung kommen. Für Leasinggeber sind die Regelungen 
des neuen Standards dagegen mit den bisherigen Vorschriften des IAS 17 vergleichbar. IFRS 16 enthält darüber hinaus 
Regelungen zu Sale-and-lease-back-Transaktionen sowie zu den erforderlichen Anhangangaben. 

Der Konzern wird IFRS 16 ohne Anpassung der Vorjahreswerte ab 01.01.2019 anwenden und hat ein Projektteam 
gebildet, das alle Leasingvereinbarungen des Konzerns in den letzten Jahren im Hinblick auf die neuen 
Rechnungslegungsvorschriften für Leasingverhältnisse laut IFRS 16 überprüft hat. Der Standard wird sich in erster Linie auf 
die Bilanzierung der Operating-Leasingverhältnisse des Konzerns auswirken. Zum Bilanzstichtag hat der Konzern jährliche 
Verpflichtungen aus Operating-Leasingverhältnissen in Höhe von rd. 8,8 Mio. EUR, bei denen erwartet wird, dass für diese 
Leasingverträge Nutzungsrechte und Leasingverbindlichkeiten bilanziert werden müssen. Die Abweichung zu den in 
Erläuterung 30.2 ausgewiesenen Mindestleasingzahlungen resultieren überwiegend aus kurzfristigen Leasingverhältnissen 
und Leasingverhältnisse über geringwertige Vermögenswerte. 

Die Passivierung der Leasingverbindlichkeit wird zum Barwert der verbleibenden Leasingzahlungen erfolgen. Die 
Nutzungsrechte werden zu dem Wert angesetzt werden, der sich bei retrograder Bilanzierung ergeben hätte. Basierend 
auf dem Konzernabschluss per 31.12.2018 wird damit gerechnet, dass sich die langfristigen Vermögenswerte um rd. 84,3 
Mio. EUR sowie die Schulden um rd. 88,8 Mio. EUR erhöhen. Der aus heutiger Sicht erwartete Differenzbetrag in Höhe 
von rd. 4,4 Mio. EUR wird mit dem Eigenkapital der Eröffnungsbilanz zum 01.01.2019 verrechnet. Um rd. 0,8 Mio. EUR 
wird sich das EBIT verbessern, das Finanzergebnis wird sich um rd. 0,7 Mio. EUR verschlechtern. Der Cashflow aus 
betrieblicher Tätigkeit erhöht sich bzw. der Cashflow aus Finanzierungstätigkeit verringert sich um rd. 8,0 Mio. EUR, da 
die Rückzahlung des Kapitalbetrags der Leasingverbindlichkeiten als Cashflow aus Finanzierungstätigkeiten klassifiziert 
wird. Die tatsächlichen Auswirkungen aus der Anwendung des IFRS 16 können hiervon abweichen, da der Konzern Tests 
sowie Beurteilungen der Kontrollen der neuen IT-Systeme noch nicht abgeschlossen hat und die neuen 
Rechnungslegungsmethoden bis zur Veröffentlichung des ersten Konzernabschlusses nach dem Erstanwendungs-
zeitpunkt Änderungen unterliegen können. Zudem werden der Umfang und der Detaillierungsgrad der Notesangaben 
ansteigen.  

Es gibt keine anderen Standards, die noch nicht in Kraft sind und voraussichtlich in der aktuellen oder zukünftigen 
Berichtsperiode und auf absehbare zukünftige Transaktionen einen wesentlichen Einfluss auf das Unternehmen hätten. 
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89 2. Konsolidierungsgrundsätze und Konsolidierungskreis 

Konsolidierungsgrundsätze 

Bilanzstichtag 

Sämtliche in den Konzernabschluss einbezogene vollkonsolidierte Unternehmen haben einheitlich den Abschlussstichtag 
31.12. 

Währungsumrechnung 

Die Währungsumrechnung erfolgt nach dem Konzept der funktionalen Währung. Die funktionale Währung aller in den 
Konzernabschluss einbezogenen Tochterunternehmen ist die jeweilige Landeswährung. Der Konzernabschluss wird in 
Euro, in der funktionalen Währung des Mutterunternehmens, aufgestellt. 

Nachdem alle Tochterunternehmen den Euro als funktionale Währung haben, war im Rahmen der Erstellung des 
Konzernabschlusses keine Währungsumrechnung aus der Einbeziehung ausländischer Geschäftsbetriebe notwendig. 

Fremdwährungstransaktionen werden von den Konzernunternehmen zunächst zu dem am Tag des Geschäftsvorfalls 
jeweils gültigen Kassakurses in die funktionale Währung umgerechnet. Monetäre Vermögenswerte und Schulden in einer 
Fremdwährung werden zu jedem Stichtag unter Verwendung des Stichtagskassakurses in die funktionale Währung 
umgerechnet. Umrechnungsdifferenzen aus finanziellen Vermögenswerten und finanziellen Verbindlichkeiten werden in 
den Finanzaufwendungen bzw. Finanzerträgen erfasst. Nicht monetäre Posten, die zu historischen Anschaffungs- bzw. 
Herstellungskosten in einer Fremdwährung bewertet werden, werden mit dem Kurs am Tag des Geschäftsvorfalls 
umgerechnet. Nicht monetäre Posten, die mit ihrem beizulegenden Zeitwert in einer Fremdwährung bewertet werden, 
werden mit dem Kurs umgerechnet, der zum Zeitpunkt der Ermittlung des beizulegenden Zeitwerts gültig ist. 

Konsolidierung 

Tochterunternehmen (Kapitalkonsolidierung) 

Tochterunternehmen sind vom Konzern beherrschte Unternehmen. Der Konzern beherrscht ein Unternehmen, wenn er 
schwankenden Renditen aus seinem Engagement bei dem Unternehmen ausgesetzt ist bzw. Anrechte auf diese besitzt 
und die Fähigkeit hat, diese Renditen mithilfe seiner Verfügungsgewalt über das Unternehmen zu beeinflussen. Die 
Abschlüsse von Tochterunternehmen sind im Konzernabschluss ab dem Zeitpunkt enthalten, an dem die Beherrschung 
beginnt, und bis zu dem Zeitpunkt, an dem die Beherrschung endet.  

Die Ergebnisse der im Laufe des Jahres erworbenen oder veräußerten Tochterunternehmen werden entsprechend vom 
Erwerbszeitpunkt oder bis zum Abgangszeitpunkt in die Konzern-Gesamtergebnisrechnung einbezogen. Verliert der 
Konzern die Beherrschung über ein Tochterunternehmen, werden die Vermögenswerte und Schulden des 
Tochterunternehmens und andere Bestandteile am Eigenkapital ausgebucht.  

Die Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden werden im ÖBB-Infrastruktur-Konzern einheitlich von allen 
Tochtergesellschaften angewendet. 

Unternehmenszusammenschlüsse  

Unternehmenszusammenschlüsse werden unter Anwendung der Erwerbsmethode bilanziert. Die Anschaffungskosten 
eines Unternehmenserwerbs bemessen sich als Summe der übertragenen Gegenleistung, bewertet mit dem beizulegenden 
Zeitwert zum Erwerbszeitpunkt, und der Anteile nicht beherrschender Gesellschafter am erworbenen Unternehmen. Bei 
jedem Unternehmenszusammenschluss bewertet der Erwerber die Anteile nicht beherrschender Gesellschafter am 
erworbenen Unternehmen zum entsprechenden Anteil des identifizierbaren Nettovermögens des erworbenen 
Unternehmens. Im Rahmen des Unternehmenszusammenschlusses angefallene Kosten werden als Aufwand erfasst und 
in den sonstigen betrieblichen Aufwendungen ausgewiesen. 

Erwirbt der Konzern ein Unternehmen, beurteilt er die geeignete Klassifizierung und Designation der finanziellen 
Vermögenswerte und übernommenen Schulden in Übereinstimmung mit den Vertragsbedingungen, wirtschaftlichen 
Gegebenheiten und den zum Erwerbszeitpunkt vorherrschenden Bedingungen. Dies beinhaltet auch eine Trennung der in 
Basisverträgen eingebetteten Derivate. Bei sukzessiven Unternehmenszusammenschlüssen wird der vom Erwerber zuvor 
an dem erworbenen Unternehmen gehaltene Eigenkapitalanteil zum beizulegenden Zeitwert zum Erwerbszeitpunkt neu 
bestimmt und der daraus resultierende Gewinn oder Verlust erfolgswirksam erfasst. Eine vereinbarte bedingte 
Gegenleistung wird zum Erwerbszeitpunkt zum beizulegenden Zeitwert erfasst. Nachträgliche Änderungen des 
beizulegenden Zeitwerts einer bedingten Gegenleistung, die einen Vermögenswert oder eine Schuld darstellt, werden in 
Übereinstimmung mit IFRS 9 „Finanzinstrumente” entweder in der Gewinn-und-Verlust-Rechnung oder im sonstigen 
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90 Ergebnis erfasst. Eine bedingte Gegenleistung, die als Eigenkapitalinstrument eingestuft ist, wird nicht neu bewertet, ihre 
spätere Abgeltung wird im Eigenkapital bilanziert. 

Der Geschäfts- oder Firmenwert wird bei erstmaligem Ansatz zu Anschaffungskosten bewertet, die sich am Überschuss 
der übertragenen Gegenleistung und des Betrags der Anteile nicht beherrschender Gesellschafter über die erworbenen 
identifizierbaren Vermögenswerte und übernommenen Schulden bemessen. Liegt diese Gegenleistung unter dem 
beizulegenden Zeitwert des Reinvermögens des erworbenen Tochterunternehmens, wird der Unterschiedsbetrag in der 
Gewinn-und-Verlust-Rechnung erfasst. Nach dem erstmaligen Ansatz wird der Geschäfts- oder Firmenwert zu 
Anschaffungskosten abzüglich kumulierter Wertminderungsaufwendungen bewertet. Zum Zweck des 
Wertminderungstests wird der im Rahmen eines Unternehmenszusammenschlusses erworbene Geschäfts- oder 
Firmenwert ab dem Erwerbszeitpunkt den zahlungsmittelgenerierenden Einheiten des Konzerns zugeordnet, die vom 
Unternehmenszusammenschluss erwartungsgemäß Synergien erzielen. Dies gilt unabhängig davon, ob andere 
Vermögenswerte oder Schulden des erworbenen Unternehmens diesen zahlungsmittelgenerierenden Einheiten 
zugeordnet werden. 

Wenn ein Geschäfts- oder Firmenwert einer zahlungsmittelgenerierenden Einheit zugeordnet wurde und ein 
Geschäftsbereich dieser Einheit veräußert wird, wird der dem veräußerten Geschäftsbereich zuzurechnende Geschäfts- 
oder Firmenwert als Bestandteil des Buchwerts des Geschäftsbereichs bei der Ermittlung des Ergebnisses aus der 
Veräußerung dieses Geschäftsbereichs berücksichtigt. Der Wert des veräußerten Anteils des Geschäfts- oder Firmenwerts 
wird auf der Grundlage der relativen Werte des veräußerten Geschäftsbereichs und des verbleibenden Teils der 
zahlungsmittelgenerierenden Einheit ermittelt. 

Assoziierte Unternehmen 

Ein assoziiertes Unternehmen ist ein Unternehmen, bei dem der Konzern über maßgeblichen Einfluss verfügt. 
Maßgeblicher Einfluss ist die Möglichkeit, an den finanz- und geschäftspolitischen Entscheidungen des 
Beteiligungsunternehmens mitzuwirken, nicht aber die Beherrschung oder die gemeinsame Beherrschung der 
Entscheidungsprozesse. 

Anteile an assoziierten Unternehmen werden im Konzernabschluss unter Anwendung der Equity-Methode einbezogen, 
soweit diese nicht als zur Veräußerung gehalten klassifiziert werden. Die erstmalige Erfassung erfolgt zu 
Anschaffungskosten. Diese werden in der Folge um die Veränderungen des Anteils des ÖBB-Infrastruktur-Konzerns am 
Reinvermögen nach dem Erwerbszeitpunkt sowie Verluste durch Wertminderungen angepasst. Verluste, die den 
Beteiligungsansatz am assoziierten Unternehmen übersteigen, werden nicht erfasst, wenn keine Verpflichtung zu 
Nachschüssen besteht. 

Übersteigen die Anschaffungskosten für den Anteil des ÖBB-Infrastruktur-Konzerns die beizulegenden Zeitwerte der 
identifizierbaren Vermögenswerte und Schulden des assoziierten Unternehmens zum Erwerbszeitpunkt, wird der 
Unterschiedsbetrag als Firmenwert im Rahmen des Beteiligungsansatzes bilanziert. Unterschreiten die Anschaffungskosten 
des Anteils des ÖBB-Infrastruktur-Konzerns die beizulegenden Zeitwerte der identifizierbaren Vermögenswerte und 
Schulden zum Erwerbszeitpunkt, wird der Unterschiedsbetrag in der Periode des Erwerbs ertragswirksam erfasst. 

Gemeinschaftsunternehmen 

Eine gemeinsame Vereinbarung ist eine Vereinbarung, bei dem zwei oder mehr Parteien, die die gemeinschaftliche 
Führung innehaben, Rechte am Nettovermögen der Vereinbarung haben. 

Als Gemeinschaftsunternehmen werden vertragliche Vereinbarungen zweier oder mehrerer Partner über eine 
wirtschaftliche Tätigkeit, die von ihnen gemeinschaftlich geführt wird, verstanden. Bestehen diese Rechte am 
Nettovermögen der Vereinbarung und nicht an deren Vermögenswerten und Verpflichtungen für deren Schulden, werden 
diese Gemeinschaftsunternehmen nach der Equity-Methode in den Konzernabschluss einbezogen.  

Schuldenkonsolidierung 

Im Rahmen der Schuldenkonsolidierung werden Forderungen mit den korrespondierenden Verbindlichkeiten und 
Rückstellungen zwischen den in den Konzernabschluss einbezogenen Tochterunternehmen aufgerechnet. 

Aufwands- und Ertragskonsolidierung 

Sämtliche konzerninterne Aufwendungen und Erträge werden im Zuge der Aufwands- und Ertragskonsolidierung 
eliminiert. Im Falle von Anlagenerstellungen im ÖBB-Infrastruktur-Konzern werden die darauf entfallenden Umsatzerlöse 
unter Berücksichtigung der Zwischenergebniseliminierung als aktivierte Eigenleistungen ausgewiesen. 
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91 Zwischenergebniseliminierung 

Im Konzernabschluss werden Zwischengewinne aus internen Anlagenverkäufen oder Anlagenherstellungen sowie aus 
Einlagen von Vermögenswerten in die Tochtergesellschaften eliminiert. 

Zusammensetzung und Veränderung des Konsolidierungskreises 
Der Konsolidierungskreis umfasst neben der ÖBB-Infrastruktur AG 14 (Vj: 16) weitere vollkonsolidierte und drei (Vj: zwei) 
assoziierte bzw. Gemeinschaftsunternehmen (davon ein ausländisches; Vj: ein), die nach der Equity-Methode einbezogen 
werden, somit insgesamt 18 (Vj: 19) Unternehmen. Die in den Konzernabschluss einbezogenen Unternehmen sind in 
Erläuterung 35 angeführt.  

Der Konsolidierungskreis ist so abgegrenzt, dass der Konzernabschluss ein möglichst getreues Bild der Vermögens-, Finanz- 
und Ertragslage des ÖBB-Infrastruktur-Konzerns vermittelt. Bei den nicht in den Vollkonsolidierungskreis einbezogenen 
Unternehmen handelt es sich um Unternehmen mit geringem Geschäftsvolumen, wobei der Umsatz, die Vermögenswerte 
und die Schulden insgesamt und jeweils unter 1% der Konzernwerte liegen. 
    

Konsolidierungskreis Vollkonsolidierung 
Erfassung nach der 

Equity Methode Gesamt 

Stand 01.01.2017 14 2 16 
davon ausländische Gesellschaften 0  1  1  

Erstkonsolidierung 3 0 3 
Stand 31.12.2017 17 2 19 

davon ausländische Gesellschaften 0  1  1  
Erstkonsolidierung 0 1 1 
Änderung des Konsolidierungskreises -1 0 -1 
Abgang -1 0 -1 
Stand 31.12.2018 15 3 18 

davon ausländische Gesellschaften 0  1  1      
 

Im Jahr 2018 wurde die ÖBB-Güterzentrum Wien Süd Betriebsgesellschaft m.b.H. endkonsolidiert und die ÖBB-
Güterzentrum Wien Süd Betriebsgesellschaft m.b.H. & Co KG nach Anwachsung aller Vermögensgegenstände und 
Verbindlichkeiten sowie Rechte und Pflichten an die ÖBB-Infrastruktur AG gelöscht. Daneben wurde per 01.01.2018 die 
Breitspur Planungsgesellschaft mbH erstmals at-Equity im Konzernabschluss erfasst. 
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92 3. Zusammenfassung der wesentlichen Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden 

Grundlagen der Erstellung des Abschlusses 
Die Erstellung des Konzernabschlusses erfolgt grundsätzlich unter Anwendung des Prinzips der fortgeführten 
Anschaffungskosten. Hiervon ausgenommen sind derivative Finanzinstrumente und Eigenkapitalinstrumente, die zum 
beizulegenden Zeitwert bewertet werden, sowie Personalrückstellungen, die nach der PUC-Methode bilanziert sind.   

Sachanlagen und als Finanzinvestitionen gehaltene Immobilien 
Sachanlagen und als Finanzinvestitionen gehaltenen Immobilien werden zu Anschaffungs- oder Herstellungskosten 
abzüglich Abschreibungen und etwaigen Wertminderungen angesetzt. Die Anschaffungs- und Herstellungskosten 
enthalten bestimmte Aufwendungen, die während der Errichtung und des Ausbaus des Schieneninfrastrukturnetzes 
anfallen, wie zum Beispiel Kaufpreise, Material- und Personalaufwendungen, direkt zurechenbare fixe und variable 
Gemeinkosten, den Barwert der Verpflichtungen aus dem Abbruch, dem Abräumen von Vermögenswerten und der 
Wiederherstellung von Standorten sowie Fremdkapitalkosten, soweit es sich um qualifizierte Vermögenswerte handelt. 
Umsatzsteuer, die von Lieferanten in Rechnung gestellt wird und zum Vorsteuerabzug berechtigt, ist nicht Bestandteil der 
Anschaffungs- oder Herstellungskosten.  

Bedeutsame Teile einer Anlage werden gesondert aktiviert, wenn diese Teile eine unterschiedliche Nutzungsdauer zum 
Rest der Anlage aufweisen. Dies erfolgt nicht, wenn deren Anschaffungskosten im Verhältnis zu den gesamten 
Anschaffungskosten des Gegenstands nicht signifikant sind. 

Abschreibungen auf Sachanlagen und auf als Finanzinvestitionen gehaltene Immobilien werden linear über die geschätzte 
Nutzungsdauer berechnet und in der Position Abschreibungen in der Konzern-Gewinn-und-Verlust-Rechnung 
ausgewiesen. Einbauten in fremden Gebäuden werden ebenfalls über die geschätzte Nutzungsdauer oder über die kürzere 
Vertragslaufzeit abgeschrieben. 

Die Nutzungsdauern betragen unverändert zum Vorjahr: 
  

  Jahre 

Bauten   
Unterbau 20–150 
Kraftwerksanlagen 80 
Tunnel und Galerien 80 bzw. 150 
Bahnkörper 100 
Sonstige Unterbauanlagen 20 bzw. 80 
Hochbau 10–50 
Oberbau 35–40 
Sicherungs- und Fernmeldeanlagen 5–30 

Fahrpark 5–25 
Technische Anlagen und Maschinen   

Starkstrom- und Beleuchtungsanlagen 5–50 
Geräte und Werkzeuge 4–20 
Maschinen und maschinelle Anlagen 9–15   

 

Instandhaltungsmaßnahmen und Reparaturen werden im Jahr des Anfalls als Aufwand erfasst, Ersatz-, Erweiterungs- 
sowie wertsteigernde Investitionen werden aktiviert. Die Unterscheidung zwischen sofort aufwandswirksamen 
Instandhaltungsmaßnahmen und Reparaturen sowie aktivierungspflichtigen Investitionsmaßnahmen erfolgt auf Basis der 
Regelungen des IAS 16 und daraus abgeleiteten Bilanzierungsgrundsätzen für konzernspezifische Sachverhalte. Bei 
Anlagenabgängen werden die Anschaffungskosten und die kumulierten Abschreibungen als Abgang erfasst, wobei die 
Gewinne oder Verluste in den sonstigen betrieblichen Erträgen oder Aufwendungen erfasst werden. Die dargestellten 
Nutzungsdauern und Abschreibungsmethoden gelten auch für jene Vermögenswerte, die im Posten „Als 
Finanzinvestitionen gehaltene Immobilien” ausgewiesen werden. 

Kostenbeiträge zu Vermögenswerten 
Die dem ÖBB-Infrastruktur-Konzern gewährten Zuwendungen (Investitionszuschüsse) werden bilanziell erfasst, sofern 
Sicherheit darüber besteht, dass die Zahlung erfolgen wird und die notwendigen Bedingungen für den Erhalt der 
Zuwendungen erfüllt werden. Die vermögenswertorientierten Zuwendungen, vor allem Kostenbeiträge, werden direkt 
aktivseitig von den bezuschussten Vermögenswerten abgesetzt. In der Konzern-Gewinn-und-Verlust-Rechnung werden 
die Abschreibungen, gekürzt um die Erträge aus der Auflösung der Kostenbeiträge, ausgewiesen. Kostenbeiträge werden 
grundsätzlich über die Nutzungsdauer des bezuschussten Vermögenswerts abgeschrieben.  
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Der ÖBB-Infrastruktur-Konzern bilanziert gegenwärtig keine Firmenwerte oder sonstigen immateriellen Vermögenswerte 
mit unbestimmter Nutzungsdauer. 

Immaterielle Vermögenswerte mit bestimmter Nutzungsdauer werden zu Anschaffungskosten vermindert um lineare 
Abschreibungen angesetzt. 

Abschreibungen auf immaterielle Vermögenswerte werden linear über die geschätzte Nutzungsdauer berechnet und in 
der Position Abschreibungen in der Konzern-Gewinn-und-Verlust-Rechnung ausgewiesen.  

Den linearen Abschreibungen liegen im Geschäftsjahr 2018 folgende Nutzungsdauern zugrunde: 
  

  Jahre 

Kostenbeiträge 5–80 
Konzessionen, Schutzrechte, Lizenzen 4–20 
Entwicklungskosten 4 
Software  2-15 
Sonstige immaterielle Vermögenswerte 5–20   

 

Wertminderung von Sachanlagen, immateriellen Vermögenswerten und als Finanzinvestitionen 
gehaltenen Immobilien 
Sachanlagen, immaterielle Vermögenswerte und als Finanzinvestitionen gehaltene Immobilien mit bestimmter 
Nutzungsdauer werden auf Wertminderungen untersucht, wenn Ereignisse oder Änderungen der Verhältnisse darauf 
hinweisen, dass der Buchwert eines Vermögenswerts über dem erzielbaren Betrag liegt. Die Werthaltigkeitsprüfung wird 
dabei für alle Sachanlagen und immateriellen Vermögenswerte durchgeführt. Entsprechend den Vorschriften des IAS 36 
„Wertminderung von Vermögenswerten” wird ein Aufwand aus Wertminderung erfasst, wenn der Buchwert über dem 
höheren Wert, der sich aus beizulegendem Zeitwert abzüglich Veräußerungskosten oder dem Nutzungswert ergibt, liegt. 
Der beizulegende Zeitwert nach Abzug von Veräußerungskosten entspricht jenem Betrag, der in einer fremdüblichen 
Verkaufstransaktion erzielbar ist. Der Nutzungswert entspricht den geschätzten künftigen abgezinsten Netto-
Zahlungsströmen, die aus der fortgesetzten Nutzung eines Vermögenswerts und seines Abgangs am Ende der 
Nutzungsdauer zu erwarten sind. Wertminderungen werden in der Gewinn-und-Verlust-Rechnung im Posten 
„Abschreibungen” erfasst. Der ÖBB-Infrastruktur-Konzern ermittelt grundsätzlich den Nutzungswert, da davon 
auszugehen ist, dass der Nutzungswert über dem beizulegenden Zeitwert abzüglich Veräußerungskosten liegt. 

Wenn Änderungen der Verhältnisse darauf hindeuten, dass der Buchwert eines Vermögenswerts über dem erzielbaren 
Betrag liegt, wird im Rahmen der Werthaltigkeitsprüfung der Nutzungswert berechnet. Der Nutzungswert entspricht den 
geschätzten künftigen Netto-Zahlungsströmen der zahlungsmittelgenerierenden Einheiten auf Basis der Geschäftspläne, 
die aus bisherigen Ergebnissen und den besten Schätzungen des Vorstands bezüglich künftiger Entwicklungen abgeleitet 
wurden. Die in den Geschäftsplänen (Budget 2019 und Mittelfristplanung 2020 bis 2024) angenommenen 
Wachstumsraten spiegeln die gewichteten durchschnittlichen Wachstumsraten auf Basis der Marktschätzungen wider. 
Zahlungsstromprognosen, die über den Zeitraum des Geschäftsplans hinausgehen, werden auf Basis einer konstanten 
Wachstumsrate für die nachfolgenden Jahre ermittelt und übersteigen nicht die langfristige gewichtete durchschnittliche 
Wachstumsrate der Branche und des Landes, in der oder dem die zahlungsmittelgenerierende Einheit tätig ist. 

Liegt der erzielbare Betrag dabei über dem Buchwert, dann liegt für die betreffende zahlungsmittelgenerierende Einheit 
keine Wertminderung vor. Wenn der erzielbare Betrag der zahlungsmittelgenerierenden Einheit geringer ist als der 
Buchwert, dann wird für diese Einheit ein Aufwand aus Wertminderung erfasst. Die Wertminderung wird anteilig den 
Vermögenswerten der zahlungsmittelgenerierenden Einheit zugeordnet, wobei die Vermögenswerte der 
zahlungsmittelgenerierenden Einheit nicht unter ihren erzielbaren Betrag abgeschrieben werden dürfen. Die 
Buchwertminderungen stellen Aufwendungen aus der Wertminderung für die einzelnen Vermögenswerte dar. 

Gibt es einen Anhaltspunkt dafür, dass eine Wertminderung von Vermögenswerten nicht mehr vorliegt, dann ist die 
Wertminderung ganz oder teilweise erfolgswirksam rückgängig zu machen, maximal bis zu den fortgeführten 
Anschaffungs- oder Herstellungskosten. 

Es wurden weder 2017 noch 2018 für eine zahlungsmittelgenerierende Einheit Indikatoren für eine mögliche 
Wertminderung festgestellt, weshalb keine Wertminderungstests durchgeführt wurden. Für die 
zahlungsmittelgenerierende Einheit Schieneninfrastruktur ist aufgrund folgender Präambel zu den Zuschussverträgen 
gemäß § 42 Bundesbahngesetz gegenwärtig kein Indikator für eine Wertminderung gegeben: „Die ÖBB-Infrastruktur AG 
ist ein Eisenbahninfrastrukturunternehmen, dessen Aufgaben im öffentlichen Interesse liegen und in § 31 
Bundesbahngesetz näher bestimmt sind. Die Grundlage für die Finanzierung der Gesellschaft bildet 
§ 47 Bundesbahngesetz, wonach der Bund dafür zu sorgen hat, dass der ÖBB-Infrastruktur AG die zur Erfüllung ihrer 
Aufgaben und zur Aufrechterhaltung ihrer Liquidität und des Eigenkapitals erforderlichen Mittel zur Verfügung stehen, 
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Bund gesetzlich normierte Zusage findet in den Zuschussverträgen nach § 42 (1) und (2) Bundesbahngesetz ihre konkrete 
Umsetzung. Nach Verständnis der Vertragspartner ist das Ziel der Zuschussverträge, unabhängig von der jeweiligen 
Vertragslaufzeit, die Werthaltigkeit der für die Aufgaben gemäß § 31 Bundesbahngesetz eingesetzten Vermögenswerte 
des Teilkonzerns der ÖBB-Infrastruktur AG dauerhaft sicherzustellen, womit auch dem gesetzlichen Auftrag des 
Bundesbahngesetzes entsprochen wird. ” 

Nähere Informationen werden im Kapitel „Leistungsbeziehungen mit dem Bund, Rahmenplan für Infrastruktur-
Investitionen und die Haftung des Bundes” in Erläuterung 32 gegeben. 

Wertminderung von Anteilen an assoziierten Unternehmen und Gemeinschaftsunternehmen 
Im Anschluss an die Fortschreibung des Buchwerts der nach der At-Equity-Methode bilanzierten Beteiligung ist gemäß 
IAS 28.40 und IFRS 11 zu jedem Bilanzstichtag zu überprüfen, ob objektive Hinweise für eine Wertminderung des 
Buchwerts vorliegen. Bei Vorliegen von Indikatoren ist der erzielbare Betrag der Beteiligung gemäß IAS 36 zu ermitteln. 
Ist eine Wertminderung eingetreten, ist die Beteiligung entsprechend abzuwerten. Hinsichtlich etwaiger Wertminderungen 
der Galleria di Base del Brennero – Brenner Basistunnel BBT SE wird auf den vorigen Absatz betreffend 
§ 42 Bundesbahngesetz verwiesen. 

Zur Veräußerung gehaltene langfristige Vermögenswerte 
Zur Veräußerung gehaltene Vermögenswerte werden mit dem Buchwert oder dem niedrigeren beizulegenden Zeitwert 
abzüglich Veräußerungskosten bewertet. Vermögenswerte, die als zur Veräußerung gehalten eingestuft werden, werden 
keiner weiteren Abschreibung unterzogen und als gesonderter Posten in der Bilanz ausgewiesen. Gewinne oder Verluste 
aus dem Verkauf dieser Vermögenswerte werden zusammen mit den Gewinnen und Verlusten aus dem Abgang von 
Sachanlagen und immateriellen Vermögenswerten als sonstiger betrieblicher Ertrag oder Aufwand bzw. im übrigen 
Finanzergebnis, soweit es sich um Beteiligungen handelt, ausgewiesen. Eine Umgliederung von den langfristigen 
Vermögenwerten zu den Assets held for Sale erfolgt nur dann, wenn ein entsprechender Aufsichtsratsbeschluss vorliegt 
und mit einer Veräußerung innerhalb von 12 Monaten auch gerechnet wird. 

Vorräte 
Die Vorräte umfassen einerseits Materialbestände und Ersatzteile, die vor allem für den eigenen Schienennetzausbau, die 
Instandhaltung und Entstörung des Schienennetzbetriebs eingesetzt werden, und andererseits Verwertungsobjekte.  

Die Bewertung der Materialbestände und Ersatzteile erfolgt zu dem niedrigeren Wert aus Anschaffungs- oder 
Herstellungskosten und Nettoveräußerungswert, wobei die Anschaffungs- und Herstellungskosten nach dem gleitenden 
Durchschnittspreisverfahren ermittelt werden. Der Nettoveräußerungswert wird aufgrund der bei einer normalen 
Geschäftsentwicklung geschätzten Verkaufspreise abzüglich der noch anfallenden Kosten bis zur Fertigstellung und 
Vertriebskosten ermittelt. Eigengefertigte Vorräte sowie aufgearbeitete wiederverwendbare Materialien werden zu 
Herstellungskosten aktiviert. Für nicht gängiges Vorratsmaterial und überhöhte Herstellungskosten aus Eigenfertigungen 
werden entsprechende Wertberichtigungen vorgenommen. Für Ersatzteile und Materialien stellen Wiederbeschaffungs-
kosten die beste verfügbare Bewertungsgrundlage für den Nettoveräußerungspreis dar. 

In den Vorräten werden des Weiteren betrieblich nicht mehr genutzte Liegenschaften, die für den späteren Verkauf 
entwickelt werden („Verwertungsobjekte”), dargestellt. Es handelt sich um ehemalige Bahnhofs- und Eisenbahnanlagen 
sowie Betriebsgebäude, die dem dauernden Betrieb dienten. Betroffen sind wesentliche Projekte, die in großem Umfang 
entwickelt werden. Diese Verwertungsobjekte werden zum Verkauf im normalen Geschäftsgang gehalten oder befinden 
sich in der Herstellung bzw. Entwicklung für einen Verkauf. 

Die Verwertungsobjekte werden mit den Anschaffungs- oder Herstellungskosten aktiviert und zum Stichtag mit dem 
niedrigeren Wert aus Buchwert und Nettoveräußerungswert bewertet. Der Nettoveräußerungswert ist der geschätzte 
Verkaufspreis abzüglich der noch anfallenden Herstellungskosten und allfälliger Kosten der Veräußerung. 

Finanzinstrumente 

Allgemeine Angaben 

Ansatz und Ausbuchung 

Finanzielle Vermögenswerte und Verbindlichkeiten werden angesetzt, wenn der ÖBB-Infrastruktur-Konzern Partei der 
vertraglichen Regelungen des Finanzinstruments wird. Finanzielle Vermögenswerte werden ausgebucht, sobald 

– sämtliche Rechte auf Zahlungsströme aus dem finanziellen Vermögenswert erloschen sind oder beglichen wurden oder 
– sämtliche aus dem Vermögenswert resultierenden Chancen und Risiken auf eine andere Partei übertragen wurden oder 
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Eine finanzielle Verbindlichkeit darf nur dann ausgebucht werden, wenn diese getilgt wurde, das heißt, wenn die im 
Vertrag festgelegte Verpflichtung entweder beglichen, aufgehoben oder ausgelaufen ist. Käufe und Verkäufe von 
finanziellen Vermögenswerten werden am Abrechnungstag (Erfüllungstag), derivative Finanzinstrumente werden am 
Abschlusstag (Handelstag) erfasst. 

Finanzielle Vermögenswerte und Verbindlichkeiten werden bei der Ersterfassung mit dem beizulegenden Zeitwert der 
erhaltenen oder erbrachten Leistung angesetzt. Transaktionskosten werden dabei berücksichtigt, außer bei den 
erfolgswirksam zum beizulegenden Zeitwert bewerteten Finanzinstrumenten. 

Ab 01.01.2018 anzuwendende Rechnungslegungsvorschriften (IFRS 9) 

Klassifizierung und Bewertung von finanziellen Vermögenswerten 

Ab 01.01.2018 stuft der ÖBB-Infrastruktur-Konzern finanzielle Vermögenswerte in die folgenden Bewertungskategorien 
ein: 

– zu fortgeführten Anschaffungskosten bewertet  
– erfolgsneutral zum beizulegenden Zeitwert (FVOCI) bewertet  
– erfolgswirksam zum beizulegenden Zeitwert (FVTPL) bewertet 

Die Klassifizierung und Bewertung von finanziellen Vermögenswerten mit Fremdkapitalcharakter ist abhängig vom 
Geschäftsmodell des Unternehmens für die Steuerung der finanziellen Vermögenswerte und von den vertraglichen 
Zahlungsströmen. Der ÖBB-Infrastruktur-Konzern klassifiziert Schuldinstrumente nur dann um, wenn sich das 
Geschäftsmodell zur Steuerung solcher Vermögenswerte ändert. Da im ÖBB-Infrastruktur-Konzern derzeit keine 
Schuldinstrumente erfolgsneutral zum beizulegenden Zeitwert gehalten werden, entfällt eine weitere Erläuterung. 

Schuldinstrumente bewertet zu fortgeführten Anschaffungskosten  

Ein Schuldinstrument wird zu fortgeführten Anschaffungskosten bewertet, wenn die beiden nachfolgenden 
Voraussetzungen erfüllt werden: 

– Der Vermögenswert wird im Rahmen eines Geschäftsmodells gehalten, dessen Zielsetzung darin besteht, aus den 
gehaltenen Vermögenswerten vertragliche Cashflows zu vereinnahmen.  

– Die Vertragsbedingungen des finanziellen Vermögenswertes führen zu festgelegten Zeitpunkten zu Cashflows, die 
ausschließlich Tilgungs- und Zinszahlungen auf den ausstehenden Kapitalbetrag darstellen. 

Zinserträge aus diesen finanziellen Vermögenswerten werden unter Anwendung der Effektivzinsmethode im 
Finanzergebnis ausgewiesen.  

Forderungen aus Lieferungen und Leistungen, sonstige Forderungen sowie finanzielle Vermögenswerte (z.B.: Wertpapiere) 
werden zu fortgeführten Anschaffungskosten abzüglich Wertminderungen bewertet.   

Zahlungsmittel- und Zahlungsmitteläquivalente 

Der ÖBB-Infrastruktur-Konzern weist Kassenbestände, Guthaben bei Kreditinstituten mit Restlaufzeiten seit 
Erwerbszeitpunkt von bis zu drei Monaten und Guthaben beim verbundenen Unternehmen ÖBB-
Finanzierungsservice GmbH, welches die Liquiditätssteuerung zwischen den Gesellschaften des ÖBB-Holding-Konzerns 
durchführt, als liquide Mittel aus. Geldmarktveranlagungen mit Laufzeiten über drei Monate werden zusammen mit 
Wertpapieren als kurzfristige sonstige finanzielle Vermögenswerte ausgewiesen. Die Zahlungsmittel und 
Zahlungsmitteläquivalente abzüglich der kurzfristigen Verbindlichkeiten gegenüber der ÖBB-Finanzierungsservice GmbH 
fließen in den Finanzmittelfonds für die Geldflussrechnung ein.  

Forderungen aus Lieferungen und Leistungen  

Forderungen aus Lieferungen und Leistungen werden ab dem Zeitpunkt, zu dem sie entstanden sind angesetzt. Jeder 
unbedingte Anspruch auf den Erhalt einer Gegenleistung wird als Forderung ausgewiesen. Forderungen aus Lieferungen 
und Leistungen ohne wesentliche Finanzierungskomponente werden beim erstmaligen Ansatz zum Transaktionspreis 
bewertet.  

Eigenkapitalinstrumente bewertet erfolgswirksam zum beizulegenden Zeitwert 

Der Konzern bewertet alle gehaltenen Eigenkapitalinstrumente erfolgswirksam zum beizulegenden Zeitwert.  
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Ein Schuldinstrument, das weder zu fortgeführten Anschaffungskosten noch erfolgsneutral zum beizulegenden Zeitwert 
bewertet wird, wird erfolgswirksam zum beizulegenden Zeitwert bewertet. Außer Derivate hält der ÖBB-Infrastruktur-
Konzern keine Schuldinstrumente, welche erfolgswirksam zum beizulegenden Zeitwert bilanziert werden. 

Derivate 

Die derivativen Finanzinstrumente werden zum beizulegenden Zeitwert bewertet. Änderungen des beizulegenden 
Zeitwerts von derivativen Finanzinstrumenten werden erfolgswirksam oder im sonstigen Ergebnis erfasst, je nachdem, ob 
das derivative Finanzinstrument zur Absicherung der beizulegenden Zeitwerte von Bilanzposten („Fair Value Hedge”) oder 
der Fluktuation von künftigen Zahlungsströmen („Cashflow Hedge”) eingesetzt wird. Bei derivativen Finanzinstrumenten, 
die Bilanzposten absichern, werden Veränderungen des beizulegenden Zeitwerts des abgesicherten Risikos und des 
derivativen Finanzinstruments ergebniswirksam erfasst. Bei derivativen Finanzinstrumenten, die als Cashflow Hedge 
qualifiziert sind, werden Veränderungen des beizulegenden Zeitwerts des effektiven Teils des Sicherungsinstruments über 
das sonstige Ergebnis im Eigenkapital (Cashflow-Hedge-Rücklage) erfasst. Die in der Cashflow-Hedge-Rücklage 
ausgewiesenen Effekte werden ergebniswirksam erfasst, wenn das Grundgeschäft ergebniswirksam wird. Änderungen 
des beizulegenden Zeitwerts des ineffektiven Teils eines Sicherungsgeschäftes und von derivativen Finanzinstrumenten, 
die nicht als Sicherungsgeschäft einzustufen sind, werden sofort ergebniswirksam erfasst. Hedge Accounting wird im ÖBB-
Infrastruktur-Konzern angewendet. Zum Hedge Accounting siehe Erläuterung 29.2. 

Langfristige Derivate (Zinsswaps mit Absicherungszweck) werden grundsätzlich in kurzfristige und langfristige Teile anhand 
der in den jeweiligen Zeitbändern anfallenden diskontierten Geldflüsse aufgeteilt.  

Klassifizierung und Bewertung von finanziellen Verbindlichkeiten 

Finanzielle Verbindlichkeiten werden zu fortgeführten Anschaffungskosten (FLAC) oder erfolgswirksam zum 
beizulegenden Zeitwert (FVTPL) bewertet. Eine finanzielle Verbindlichkeit wird zu FVTPL eingestuft, wenn sie als zu 
Handelszwecken gehalten eingestuft wird oder ein Derivat ist. 

Finanzielle Verbindlichkeiten (FLAC) werden bei ihrem erstmaligen Ansatz mit dem beizulegenden Zeitwert und in der 
Folgebewertung mit den fortgeführten Anschaffungskosten mittels der Effektivzinsmethode bewertet. 

Finanzielle Verbindlichkeiten (FVTPL) werden zum beizulegenden Zeitwert bewertet und ein aus der Folgebewertung 
resultierender Gewinn oder Verlust wird erfolgswirksam erfasst.  

Wertminderung von finanziellen Vermögenswerten (IFRS 9) 

Ab 01.01.2018 beurteilt der Konzern auf zukunftsgerichteter Basis das mit Schuldinstrumenten, die zu fortgeführten 
Anschaffungskosten oder erfolgsneutral zum beizulegenden Zeitwert bewertet werden, verbundene Ausfallrisiko. Das 
Ausfallrisiko ist das Risiko von finanziellen Verlusten, falls ein Kunde oder die Vertragspartei eines Finanzinstruments seinen 
bzw. ihren vertraglichen Verpflichtungen nicht nachkommt. Die Buchwerte der finanziellen Vermögenswerte entsprechen 
dem maximalen Ausfallrisiko. 

IFRS 9 sieht bei der Ermittlung des erwarteten Verlusts ein generelles Wertminderungsmodell (Dreistufenmodell) sowie 
eine vereinfachte Methode vor. 

Generelles Wertminderungsmodell  

Nach dem generellen Wertminderungsmodell wird nach drei Wertminderungsstufen unterschieden. Die Höhe der 
Wertminderung bemisst sich entsprechend der Zuordnung des Finanzinstruments zu einer dieser drei Stufen. Das generelle 
Wertminderungsmodell kommt für alle Finanzinstrumente, mit Ausnahme der Forderungen aus Lieferungen und 
Leistungen, zur Anwendung. 

Stufe 1: erwartete Kreditverluste innerhalb der nächsten zwölf Monate 
In Stufe 1 sind grundsätzlich alle Finanzinstrumente bei Zugang sowie Finanzinstrumente, die keine signifikante 
Verschlechterung der Kreditqualität seit Zugang erfahren haben, einzuordnen. Der erwartete Verlust entspricht dem 
Barwert der erwarteten Zahlungsausfälle, die aus möglichen Ausfallereignissen innerhalb der nächsten zwölf Monate (12-
Month-Expected-Credit-Loss) nach dem Bilanzstichtag entstehen. 
 
Stufe 2: erwartete Kreditverluste über die gesamte Laufzeit – keine beeinträchtigte Bonität 
Liegt eine signifikante Erhöhung des Ausfallrisikos, jedoch kein objektiver Hinweis auf eine Wertminderung vor, ist die 
Risikovorsorge bis zur Höhe der erwarteten Verluste über die gesamte Restlaufzeit aufzustocken. Ein Transfer von Stufe 1 
zu Stufe 2 wird widerlegbar vermutet, wenn die vertraglichen Zahlungsströme seit mehr als 30 Tagen überfällig sind.  
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Liegt ein objektiver Hinweis vor, dass eine Wertminderung bei einem finanziellen Vermögenswert vorliegt, so ist dieses in 
Stufe 3 zu transferieren. Sind die vertraglichen Zahlungsströme seit mehr als 90 Tagen überfällig, so besteht die 
widerlegbare Vermutung, dass ein objektiver Hinweis auf einen Kreditausfall besteht. Somit muss das Finanzinstrument 
nach Stufe 3 transferiert werden. Die Festlegung, ob ein finanzieller Vermögenswert eine wesentliche Erhöhung des 
Kreditrisikos erfahren hat, basiert auf zumindest einmal jährlich durchgeführten Einschätzung der 
Ausfallwahrscheinlichkeiten, welche sowohl externe Ratinginformationen als auch interne Informationen über die 
Kreditqualität des finanziellen Vermögenswerts berücksichtigen.  
 
Die Ausfallwahrscheinlichkeit wird zum Zeitpunkt des erstmaligen Ansatzes von Vermögenswerten und das Vorliegen einer 
signifikanten Erhöhung des Ausfallrisikos während aller Berichtsperioden berücksichtigt. Um zu beurteilen, ob sich das 
Ausfallsrisiko signifikant erhöht hat, wird das Ausfallrisiko im Hinblick auf den Vermögenswert am Abschlussstichtag mit 
dem Ausfallsrisiko im Zeitpunkt des erstmaligen Ansatzes verglichen. Dabei werden verfügbare angemessene und 
belastbare zukunftsorientierte Informationen berücksichtigt.  
 
Unabhängig von obenstehender Analyse liegt eine signifikante Erhöhung des Kreditrisikos vor, wenn die Erfüllung der 
vertraglichen Zahlungsströme mehr als 30 Tage überfällig ist. Ein Ausfall im Hinblick auf einen finanziellen Vermögenswert 
liegt vor, wenn die Vertragspartei die Vornahme von vertraglichen Zahlungen innerhalb von 90 Tagen nach Fälligkeit 
versäumt. Finanzielle Vermögenswerte werden abgeschrieben, wenn nach angemessener Einschätzung eine 
Realisierbarkeit nicht mehr erwartet wird. Wurden Forderungen abgeschrieben, werden Vollstreckungsmaßnahmen 
fortgesetzt, um die fällige Forderung noch zu realisieren. Realisierte Beträge werden im Gewinn oder Verlust erfasst. 
  
Finanzinstrumente mit niedrigem Kreditrisiko 
 
Der ÖBB-Konzern wendet für Schuldinstrumente mit niedrigem Kreditrisiko, die ein Investment-Grade-Rating besitzen, die 
Erleichterungsbestimmung von der Stufenzuordnung an und ordnet diese stets der Stufe 1 zu. Der ÖBB-Infrastruktur-
Konzern sieht dies bei einem Rating von BBB- oder höher bei Standard & Poor‘s als gegeben an.  

Forderungen aus Lieferungen und Leistungen  

Vereinfachtes Wertminderungsmodell 

Für Forderungen aus Lieferungen und Leistungen wendet der ÖBB-Infrastruktur-Konzern den gemäß IFRS 9 verpflichtend 
anzuwendenden vereinfachten Ansatz an, dem zufolge die über die Laufzeit erwarteten Kreditverluste ab dem erstmaligen 
Ansatz der Forderungen zu erfassen sind. Nach dem vereinfachten Wertminderungsmodell ist für alle Instrumente, 
unabhängig von ihrer Kreditqualität, eine Risikovorsorge in Höhe der erwarteten Verluste über die Restlaufzeit zu erfassen. 
Das heißt, es erfolgt eine pauschale Zuordnung zu Stufe 2 bei Zugang und ein Transfer in Stufe 3, soweit objektive Hinweise 
auf Wertminderung vorliegen. Das vereinfachte Verfahren ist auf Forderungen aus Lieferungen und Leistungen oder 
Vermögenswerte, die in den Anwendungsbereich von IFRS 15 fallen und die keine signifikante Finanzierungskomponente 
enthalten, anzuwenden. 
  
Das Ausfallrisiko für Forderungen aus Lieferungen und Leistungen wird auf kollektiver Basis ermittelt. Das Ausfallrisiko des 
Konzerns wird hauptsächlich durch die individuellen Merkmale der Kunden beeinflusst. Für die Forderungen aus 
Lieferungen und Leistungen wurden die geschätzten erwarteten Zahlungsausfälle auf Grundlage von Erfahrungen mit 
tatsächlichen Zahlungsausfällen der letzten drei Jahre unter Anwendung des vereinfachten Wertminderungsmodells 
ermittelt. Die historischen Ausfallsraten werden um künftig zu erwartende Veränderungen von gesamtwirtschaftlichen 
Faktoren, wie das Bruttoinlandsprodukt (BIP), die Arbeitslosenquote sowie von Insolvenzquoten angepasst.  

Bis 31.12. 2017 angewandte Rechnungslegungsmethoden (IAS 39) 

Klassifizierung und Bewertung von finanziellen Vermögenswerten  

Bis 31.12.2017 hat der ÖBB-Infrastruktur-Konzern seine finanziellen Vermögenswerte in die folgenden 
Bewertungskategorien eingestuft: 

– Loans and Receivables 
– Available for Sale Financial Assets (at cost oder at Fair Value) 
– At Fair Value through Profit and Loss (Held for Trading) 

Die Einstufung war abhängig von dem Zweck, für den die Finanzinstrumente erworben wurden. Das Management hat 
die Einstufung ihrer Finanzinstrumente beim erstmaligen Ansatz festgelegt.  
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bestimmbaren Zahlungen, die nicht auf einem aktiven Markt gehandelt werden und nicht zur Veräußerung erworben 
wurden, ausgewiesen. Nach dem erstmaligen Ansatz wurden die finanziellen Vermögenswerte zu fortgeführten 
Anschaffungskosten nach der Effektivzinsmethode bilanziert.  

Available for Sale Financial Assets (zur Veräußerung verfügbare finanzielle Vermögenswerte; AfS) waren finanzielle 
Vermögenswerte, die keiner anderen Kategorie zugeordnet wurden. Zwingend fielen in die Kategorie fremde 
Eigenkapitalinstrumente, soweit sie nicht als „at Fair Value through Profit and Loss“ qualifiziert wurden. Available for Sale 
Financial Assets (at Fair Value) und finanzielle Vermögenswerte der Kategorie At Fair Value through Profit and Loss (Held 
for Trading) wurden in der Folge zum beizulegenden Zeitwert bilanziert. Gewinne oder Verluste aus Änderungen des 
beizulegenden Zeitwerts von zur Veräußerung verfügbaren finanziellen Vermögenswerten wurden im sonstigen Ergebnis 
ausgewiesen, mit Ausnahme von Zinsen, Dividenden, Wertminderungsaufwendungen und (bei monetären Posten im Sinne 
von IAS 21) Erträge und Aufwendungen aus der Währungsumrechnung. 

Entsprechend IAS 39 wurden Wertpapiere und bestimmte langfristige Finanzinstrumente vom ÖBB-Infrastruktur-Konzern 
als zur Veräußerung verfügbar (available-for-sale; afs) eingestuft und zum beizulegenden Zeitwert bilanziert.  

Der ÖBB-Infrastruktur-Konzern schätzte für Veranlagungen, die der Kategorie „Available for Sale (at cost)” zugeordnet 
wurden und für die keine Börsenkurse vorlagen – im Wesentlichen Beteiligungen – basierend auf den letzten verfügbaren 
Finanzinformationen, ob der beizulegende Zeitwert dem Buchwert oder den Anschaffungskosten entspricht. Diese 
Vermögenswerte wurden wertgemindert, falls die Beteiligung über einen längeren Zeitraum Verluste generierte oder 
wesentliche Veränderungen im Geschäftsumfeld vorlagen. 

Zu Handelszwecken gehaltene finanzielle Vermögenswerte und Verbindlichkeiten (Held for Trading; FAHfT) wurden 
erfolgswirksam mit dem beizulegenden Zeitwert bewertet. Darunter fielen derivative Finanzinstrumente, die nicht in eine 
wirksame Sicherungsbeziehung gemäß IAS 39 eingebunden waren und damit zwingend als Handelsbestand (Held for 
Trading) klassifiziert werden mussten. Ein aus der Folgebewertung resultierender Gewinn oder Verlust wurde 
erfolgswirksam erfasst. 

Derivative Finanzinstrumente wurden von der ÖBB-Infrastruktur AG zur Absicherung der aus Finanztransaktionen 
resultierenden Zinsrisiken sowie von Marktwertschwankungen von Stromeinkäufen eingesetzt. Gemäß IAS 39 wurden alle 
derivativen Finanzinstrumente in der Bilanz als Vermögenswert oder Verbindlichkeit angesetzt und zum beizulegenden 
Zeitwert bewertet. Änderungen des beizulegenden Zeitwerts von als Sicherungsinstrumenten gemäß IAS 39 designierten 
derivativen Finanzinstrumenten wurden erfolgswirksam in der Gewinn-und-Verlust-Rechnung oder über das sonstige 
Ergebnis im Eigenkapital (als Cashflow-Hedge-Rücklage) erfasst, je nachdem, ob das derivative Finanzinstrument zur 
Absicherung des beizulegenden Zeitwerts von Bilanzposten (Fair Value Hedges) oder Zahlungsströmen (Cashflow Hedges) 
eingesetzt wurde. 

Klassifizierung und Bewertung von finanziellen Verbindlichkeiten 

Finanzielle Verbindlichkeiten wurden zu fortgeführten Anschaffungskosten (FLAC) oder erfolgswirksam zum 
beizulegenden Zeitwert (FVTPL) bewertet. Eine finanzielle Verbindlichkeit wurde zu FVTPL eingestuft, wenn sie als zu 
Handelszwecken gehalten eingestuft wurde oder ein Derivat war. 

Finanzielle Verbindlichkeiten (FLAC) wurden bei ihrem erstmaligen Ansatz mit dem beizulegenden Zeitwert und in der 
Folgebewertung mit den fortgeführten Anschaffungskosten mittels der Effektivzinsmethode bewertet. 

Finanzielle Verbindlichkeiten (FVTPL) wurden zum beizulegenden Zeitwert bewertet und ein aus der Folgebewertung 
resultierender Gewinn oder Verlust wurde erfolgswirksam erfasst. 

Wertminderungen von finanziellen Vermögenswerten (IAS 39) 

Zum Ende jeder Berichtsperiode hat der Konzern untersucht, ob es objektive Hinweise dafür gab, dass ein finanzieller 
Vermögenswert wertgemindert war. Ein finanzieller Vermögenswert war nur dann wertgemindert und 
Wertminderungsaufwendungen sind entstanden, wenn infolge eines oder mehrerer Ereignisse, die nach dem erstmaligen 
Ansatz des Vermögenswertes eingetreten sind, ein objektiver Hinweis auf eine Wertminderung vorlag und dieses 
Verlustereignis Auswirkungen auf die erwarteten zukünftigen Zahlungsströme des finanziellen Vermögenswertes hatten, 
die verlässlich geschätzt werden konnten. 

Wertminderungen für Forderungen wurden dann erfasst, wenn aufgrund kundenspezifischer Umstände nicht mehr mit 
der Einbringlichkeit der Ansprüche zu rechnen war. Bestehen solche Zweifel an der Einbringlichkeit der Forderungen, 
wurden die Kundenforderungen mit dem niedrigeren realisierbaren Betrag angesetzt und die erforderlichen 
Einzelwertberichtigungen auf Basis erkennbarer Risiken gebildet. Gründe dafür konnten erkennbare erhebliche finanzielle 
Schwierigkeiten des Vertragspartners, über den Schuldner eröffnete Insolvenzverfahren, erfolglose Mahnungs- und 
Exekutionsversuche, ein bereits erfolgter Vertragsbruch (zum Beispiel Verzug oder Ausfall von Zahlungen) oder andere 
Informationen, die an der Zahlungsfähigkeit des Schuldners zweifeln lassen, sein.  
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die Uneinbringlichkeit der Forderung endgültig feststand, wurde die Forderung ausgebucht. Die Wertberichtigungen 
wurden auf eigenen Wertberichtigungskonten berücksichtigt. 

Die Werthaltigkeitsprüfung für Wertpapiere erfolgte in zwei Stufen, wobei überprüft wurde, ob ein wesentlicher 
Unterschied zwischen dem Buchwert bzw. den Anschaffungskosten und dem beizulegenden Zeitwert der Wertpapiere 
bestand und über welchen Zeitraum diese Differenz bestand. Verluste aus Wertminderungen wurden erfolgswirksam in 
der Periode, in der sie auftraten als sonstiger Finanzaufwand erfasst. 

Gab es einen Anhaltspunkt dafür, dass eine Wertminderung nicht mehr vorlag, dann hatte der ÖBB-Infrastruktur-Konzern 
die Wertminderung ganz oder teilweise erfolgswirksam im Konzernjahresergebnis rückgängig zu machen, es sei denn, es 
handelte sich um finanzielle Vermögenswerte, die zu Anschaffungskosten bilanziert wurden oder um gehaltene 
Eigenkapitalinstrumente, die als available for sale eingestuft waren. Bei als available for sale eingestuften 
Eigenkapitalinstrumenten, die zu Anschaffungskosten bilanziert wurden, war eine Wertaufholung nicht zulässig. Bei als 
available for sale eingestuften Eigenkapitalinstrumenten, die zum beizulegenden Zeitwert bilanziert wurden, wurde jede 
Erhöhung des beizulegenden Zeitwerts im sonstigen Ergebnis erfasst. 

Beizulegender Zeitwert von Finanzinstrumenten 

Bei liquiden Mitteln, Forderungen und Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen sowie Forderungen an und 
Verbindlichkeiten gegenüber nahestehenden Unternehmen entsprechen die Buchwerte annähernd den beizulegenden 
Zeitwerten. Mit Ausnahme der liquiden Mittel handelt es sich um die Fair Value Hierarchieebene 3. 

Der beizulegende Zeitwert langfristiger Finanzforderungen, sonstiger finanzieller Vermögenswerte ohne Börsekurs, 
Finanzverbindlichkeiten und Swap-Vereinbarungen basiert auf dem Barwert der künftig zu erwartenden Zahlungsströme, 
abgezinst mit dem vom ÖBB-Infrastruktur-Konzern geschätzten aktuellen Zinssatz, zu dem vergleichbare 
Finanzinstrumente abgeschlossen werden können. Ein etwaiges Kreditrisiko wird bei der Ermittlung der beizulegenden 
Zeitwerte berücksichtigt. Es handelt sich dabei um Fair Value der Hierarchieebene 2. 

Der beizulegende Zeitwert von börsenotierten Wertpapieren und Anleihen wird entweder der Fair Value Hierarchieebene 
1 oder 2 zugeordnet (Erläuterung 29.3).  

Der beizulegende Zeitwert von Eigenkapitalinstrumenten wird unter zur Hilfenahme von Multiples ermittelt und der Fair 
Value Hierarchieebene 3 zugeordnet.  

Rückstellungen 
Rückstellungen werden gebildet, wenn der Konzern eine gegenwärtige Verpflichtung (rechtlicher oder faktischer Natur) 
aus einem vergangenen Ereignis hat und es wahrscheinlich ist, dass die Erfüllung der Verpflichtung mit dem Abfluss von 
Ressourcen einhergeht und eine verlässliche Schätzung des Betrags der Rückstellung möglich ist. 

Der angesetzte Rückstellungsbetrag ist der beste Schätzwert, der sich am Abschlussstichtag für die hinzugebende Leistung 
ergibt, um die gegenwärtige Verpflichtung zu erfüllen. Dabei sind der Verpflichtung inhärente Risiken und Unsicherheiten 
zu berücksichtigen. Wird eine Rückstellung auf Basis der für die Erfüllung der Verpflichtung geschätzten Zahlungsströme 
bewertet, sind diese Zahlungsströme abzuzinsen, sofern der Zinseffekt wesentlich ist.  

Kann davon ausgegangen werden, dass Teile oder der gesamte zur Erfüllung der Rückstellung notwendige wirtschaftliche 
Nutzen durch einen außenstehenden Dritten erstattet wird, wird dieser Anspruch als Vermögenswert aktiviert, wenn die 
Erstattung so gut wie sicher ist und ihr Betrag zuverlässig geschätzt werden kann. Weitere Angaben sind in Erläuterung 
26.2 enthalten. 

Leasingverhältnisse 
Leasingverhältnisse, bei denen dem ÖBB-Infrastruktur-Konzern als Mieter im Wesentlichen alle mit dem Eigentum 
verbundenen Risiken und Chancen eines Vermögenswerts übertragen werden, werden als Finanzierungsleasing eingestuft. 
Andernfalls liegt ein operatives Leasingverhältnis vor. Sachanlagen, die im Zuge von Finanzierungsleasingverträgen 
erworben wurden, werden in Höhe des beizulegenden Zeitwerts des Leasinggegenstands oder des niedrigeren Barwerts 
der Mindestleasingzahlungen zu Beginn des Leasingverhältnisses abzüglich Abschreibungen und 
Wertminderungsaufwendungen angesetzt.  

Wenn im Wesentlichen alle mit dem Eigentum verbundenen Risiken und Chancen dem ÖBB-Infrastruktur-Konzern als 
Vermieter zurechenbar sind, wird der Leasinggegenstand von diesem bilanziert. Der Leasinggegenstand wird nach den 
auf den Vermögenswert anwendbaren Regeln in Übereinstimmung mit IAS 16 angesetzt. Die Bilanzierungs- und 
Bewertungsmethoden zu den Cross-Border-Leasing-Transaktionen werden in Erläuterung 30.3 dargestellt. 
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verbundenen Risiken und Chancen eines Vermögenswerts überträgt, sind als Finanzierungsleasing einzustufen. Andernfalls 
liegt ein Operating-Leasing-Verhältnis vor. Leasingforderungen werden in Höhe des Nettoinvestitionswerts aus dem 
Leasingverhältnis erfasst. 

Verpflichtungen gegenüber ArbeitnehmerInnen 
Der ÖBB-Infrastruktur-Konzern ist lediglich eine einzelvertraglich gewährte Pensionsverpflichtung für ein ehemaliges 
Vorstandsmitglied eingegangen. Darüber hinaus gibt es nur beitragsorientierte Versorgungspläne für Pensionen. In diesem 
Fall leistet der ÖBB-Infrastruktur-Konzern aufgrund gesetzlicher oder vertraglicher Verpflichtungen Zahlungen in 
privatwirtschaftliche oder öffentlich-rechtliche Pensionssysteme und Mitarbeitervorsorgekassen. Außer der 
Beitragszahlung bestehen keine weiteren Verpflichtungen. Die regelmäßigen Beitragsleistungen werden als 
Personalaufwand in der jeweiligen Periode erfasst. 

Alle anderen Verpflichtungen (Abfertigungen für MitarbeiterInnen, deren Dienstverhältnis vor dem 01.01.2003 begonnen 
hat und Jubiläumsgelder) resultieren aus ungedeckten leistungsorientierten Versorgungssystemen und werden 
entsprechend rückgestellt. Für die Ermittlung der Rückstellung wendet der ÖBB-Infrastruktur-Konzern in Übereinstimmung 
mit IAS 19 „Leistungen an ArbeitnehmerInnen” das Anwartschaftsbarwertverfahren (PUC-Methode) an. Die 
Neubewertung der Nettoschulden enthält nur versicherungsmathematische Gewinne oder Verluste. Die zukünftigen 
Verpflichtungen werden nach versicherungsmathematischen Grundsätzen bewertet und basieren auf einer sachgerechten 
Schätzung des Abzinsungsfaktors und der Gehaltssteigerungen sowie der Fluktuation. Nach dieser Methode erfasst der 
Konzern versicherungsmathematische Gewinne und Verluste aus Rückstellungen für Abfertigungen im sonstigen Ergebnis 
sowie aus Rückstellungen für Jubiläumsgelder im Personalaufwand.  

Infolge einer gesetzlichen Änderung unterliegen MitarbeiterInnen, deren Dienstverhältnis in Österreich nach dem 
01.01.2003 begonnen hat, bezüglich der Verpflichtungen aus Abfertigungen einem beitragsorientierten Versorgungsplan. 
Es werden Beiträge in einen beitragsorientierten Versorgungsplan eingezahlt. 

Weitere Informationen sind in Erläuterung 26.1 enthalten. 

Änderungen bestehender Rückstellungen für Entsorgungs-, Wiederherstellungs- und ähnliche 
Verpflichtungen 
Die Anschaffungskosten von Sachanlagen umfassen gemäß IAS 16 („Sachanlagen”) auch die erstmals geschätzten Kosten 
für die Demontage und das Entfernen des Gegenstands sowie die Wiederherstellung des Standorts, an dem er sich 
befindet. Rückstellungen für Entsorgungs-, Wiederherstellungs- und ähnliche Verpflichtungen werden nach den 
Vorschriften von IAS 37 („Rückstellungen, Eventualverbindlichkeiten und Eventualforderungen”) bewertet. Auswirkungen 
von Bewertungsänderungen von bestehenden Rückstellungen für Entsorgungs-, Wiederherstellungs- und ähnliche 
Verpflichtungen werden gemäß IFRIC 1 („Änderungen bestehender Rückstellungen für Entsorgungs-, Wiederherstellungs- 
und ähnliche Verpflichtungen”) bilanziert. Die Vorschriften sehen vor, dass jede Erhöhung derartiger Verpflichtungen, die 
den Zeitablauf widerspiegeln, ergebniswirksam zu erfassen ist. Bewertungsänderungen, die auf Änderungen der 
geschätzten Fälligkeit oder Höhe des Abflusses von Ressourcen, der zur Erfüllung der Verpflichtung erforderlich ist, oder 
auf einer Änderung des Abzinsungssatzes beruhen, sind zu den Anschaffungskosten des dazugehörigen Vermögenswertes 
in der laufenden Periode hinzuzufügen oder davon abzuziehen. Der von den Anschaffungskosten des Vermögenswertes 
abgezogene Betrag darf seinen Buchwert nicht übersteigen. 

Vertragsvermögenswerte und Vertragsverbindlichkeiten (ab 01.01.2018) 
Vertragsvermögenswerte beziehen sich auf bedingte Ansprüche des ÖBB-Infrastruktur-Konzerns auf eine Gegenleistung 
für die vollständige Erfüllung der vertraglichen Leistungen. Ansprüche aus Vertragsvermögenswerten werden abzüglich 
der bereits an den Kunden verrechneten Beträge ebenfalls in der Position Forderungen aus Lieferungen und Leistungen 
ausgewiesen. Die Verrechnung an den Kunden erfolgt, wenn der Konzern seine Leistungsverpflichtung erbracht hat. 

Vertragsverbindlichkeiten beziehen sich auf Zahlungen, die vorzeitig, also vor Erfüllung der vertraglichen 
Leistungsverpflichtung, erhalten wurden. Diese werden als Umsatzerlöse erfasst, sobald der ÖBB-Infrastruktur-Konzern 
die vertragliche Leistungsverpflichtung erbringt. Vertragsverbindlichkeiten enthalten Anzahlungen sowie andere vorzeitig 
erhaltene Einzahlungen auf Erlöse für Folgeperioden, die als gesonderter Posten in der Bilanz ausgewiesen werden. Im 
Berichtsjahr wurden keine Vertragsverbindlichkeiten identifiziert. 

Ertragsrealisierung 
Der ÖBB-Infrastruktur-Konzern erfasst ab 01.01.2018 einen Erlös, wenn er durch Übertragung eines zugesagten Gutes 
oder einer zugesagten Dienstleistung auf einen Kunden eine Leistungsverpflichtung erfüllt. Als übertragen gilt ein 
Vermögenswert oder eine Dienstleistung dann, wenn der Kunde die Verfügungsgewalt über diesen Vermögenswert oder 
die Dienstleistung erlangt. 



ÖBB-Infrastruktur Aktiengesellschaft  Konzernlagebericht  I  Konzernabschluss  

101 Sollten signifikante Finanzierungskomponenten vorliegen, werden diese dann getrennt von den Erlösen aus Verträgen mit 
den Kunden in der Gesamtergebnisrechnung ausgewiesen, wenn bei Vertragsbeginn erwartet wird, dass die Zeitspanne 
zwischen der Übertragung und der Bezahlung des Gutes oder der Dienstleistung mehr als ein Jahr beträgt. Der ÖBB-
Infrastruktur Konzern hat im Berichtsjahr, bis auf einen unwesentlichen Geschäftsfall, keine Verträge identifiziert, bei denen 
der Zeitraum zwischen der Übertragung des versprochenen Guts bzw. der Dienstleistung auf den Kunden und die Zahlung 
durch den Kunden ein Jahr überschreitet. Entsprechend wird die zugesagte Gegenleistung nicht um den Zeitwert des 
Geldes angepasst.  

Sollten im wesentlichen Umfang aktivierbare Kosten im Rahmen der Vertragsanbahnung oder im Zusammenhang mit der 
Erfüllung eines Vertrags mit einem Kunden entstehen und die Vertragslaufzeit mehr als ein Jahr betragen, werden diese 
aktiviert. Der ÖBB-Infrastruktur Konzern hat keine derartigen Verträge identifiziert, bei denen die Vertragslaufzeit ein Jahr 
überschreitet und bei deren Vertragsanbahnung oder bei deren Vertragserfüllung aktivierbare Kosten, die nicht schon 
aufgrund von IAS 16 aktiviert wurden, im wesentlichen Umfang angefallen sind. Entsprechend wurden keine 
Vertragsanbahnungs- oder Vertragserfüllungskosten aktiviert. 

 

Beschreibung der wesentlichsten Erlösposten aus Verträgen mit Kunden 

Beitrag des Bundes gemäß § 42 Bundesbahngesetz für den Betrieb der Infrastruktur 

Bundeszuschüsse gem. § 42 Abs. 1 Bundesbahngesetz 

§ 42 Abs. 1 Bundesbahngesetz legt fest, dass die ÖBB-Infrastruktur AG die Kosten für die Erfüllung ihrer Aufgaben trägt. 
Der Bund ist jedoch auf Basis von § 42 Abs. 1 Bundesbahngesetz verpflichtet, über Ersuchen der ÖBB-Infrastruktur AG für 
den Betrieb der Schieneninfrastruktur und deren Bereitstellung an die Nutzer insoweit und solange einen Zuschuss zu 
leisten, als die unter den jeweiligen Marktbedingungen von den Nutzern der Schieneninfrastruktur zu erzielenden Erlöse 
bei sparsamer und wirtschaftlicher Geschäftsführung die anfallenden Aufwendungen nicht abdecken. 

Für die Bereitstellung der Schieneninfrastruktur hebt die ÖBB-Infrastruktur AG Benützungsentgelte und sonstige Entgelte 
ein, deren Höhe von der Schienen-Control-Kommission genehmigt werden muss. Nachdem die eingehobenen Entgelte 
jedoch nicht kostendeckend sind, hat die ÖBB-Infrastruktur AG mit der Republik Österreich (Bund) einen Zuschussvertrag 
gemäß § 55b Eisenbahngesetz und § 42 Abs. 1 Bundesbahngesetz abgeschlossen, der die Aufgaben der ÖBB-Infrastruktur 
AG und die Höhe des gemäß § 42 Abs. 1 Bundesbahngesetz seitens des Bundes jährlich zu zahlenden Zuschusses regelt. 
Dieser Vertrag hat eine Laufzeit von sechs Jahren und wird rollierend jeweils jährlich um ein Jahr verlängert. 

Neben der Höhe des Zuschusses regelt der Vertrag auch die von der ÖBB-Infrastruktur AG zu erreichenden Zielvorgaben, 
zum Beispiel in Bezug auf die Pünktlichkeit, die Netzverfügbarkeit sowie die Sicherheit. Werden die in Anlage 1 zum 
Zuschussvertrag festgelegten Zielvorgaben nicht erreicht, so führt dies zu einer Kürzung der Bundeszuschüsse gemäß § 
42 Abs. 1 Bundesbahngesetz. Weiters umfasst der Zuschussvertrag auch die Verschubinfrastruktur und die Ausgaben der 
ÖBB-Infrastruktur AG für die Ausbildung junger Arbeitskräfte in dem von der ÖBB-Infrastruktur AG benötigten Umfang.  

Der ÖBB-Infrastruktur-Konzern weist den gewährten Zuschuss gemäß § 42 Abs. 1 Bundesbahngesetz sowie den 
Instandhaltungszuschuss, der gemäß § 42 Abs. 2 Bundebahngesetz gewährt wird, unter den Umsatzerlösen aus. Es 
besteht zwischen dem Bund und der ÖBB-Infrastruktur AG eine vertragliche Beziehung, und der Bund ist in Bezug auf die 
Bereitstellung der Infrastruktur in wirtschaftlicher Betrachtung auf Basis gesetzlicher Vorgaben und ergänzender 
vertraglicher Vereinbarungen ein Kunde, da dadurch dem wirtschaftlichen Gehalt des Austausches von Leistung und 
Gegenleistung Rechnung getragen wird.  

Bundeszuschüsse gemäß § 42 Abs. 2 Bundesbahngesetz  

Zusätzlich zu den Bundeszuschüssen gemäß § 42 Abs. 1 Bundesbahngesetz leistet der Bund auch Zuschüsse zur 
Instandhaltung, Planung und zum Bau von Schieneninfrastruktur. Diese Zuschüsse (Instandhaltung und 
Annuitätenzuschuss) sind ebenfalls in einem Zuschussvertrag mit sechsjähriger Laufzeit geregelt und gliedern sich in zwei 
Teile: den Zuschuss für Inspektion/Wartung, Entstörung und Instandhaltung der zu betreibenden Infrastruktur 
(Instandhaltungszuschuss) und den Annuitätenzuschuss, mit dem die geplanten Erweiterungs- und Reinvestitionen 
abgedeckt werden. Auch für den Zuschuss für Instandhaltung etc. sind Zielvorgaben definiert, bei deren Nichterreichen 
eine Kürzung des Zuschusses erfolgen kann. 

Der ÖBB-Infrastruktur-Konzern weist den in Form von jährlichen Annuitäten gewährten Investitionszuschuss gemäß § 42 
Abs. 2 Bundesbahngesetz unter den sonstigen betrieblichen Erlösen aus (siehe Erläuterung zu den erfolgsbezogenen 
Zuwendungen), während der Instandhaltungszuschuss, der ebenfalls gemäß § 42 Abs. 2 Bundebahngesetz gewährt wird, 
unter den Umsatzerlösen ausgewiesen werden. 

Infrastrukturbenützung   
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102 Für die Benutzung der Schieneninfrastruktur des ÖBB-Infrastruktur-Konzerns wird den Eisenbahnverkehrsunternehmen 
(EVUs) Wegeentgelt verrechnet. Die Verträge zwischen dem ÖBB-Infrastruktur-Konzern und den einzelnen EVUs kommen 
durch die jeweiligen Bestellungen der einzelnen EVUs zustande. Grundlage für diese Bestellungen sind die jeweiligen 
Produktkataloge der einzelnen Leistungen. Seitens des ÖBB-Infrastruktur-Konzerns werden Produktkataloge für die 
jeweilige Fahrplanperiode für die Leistungen Anlagen, Stationen, Verschub und Zugtrassen, Zugfahrt und sonstige 
Leistungen angeboten. Diese beinhalten die jeweiligen Preise je Leistung sowie etwaige Zu- bzw. Abschläge. Die 
Produktpreise setzen sich aus einem bestellten Basisentgelt und etwaigen Zu- bzw. Abschlägen zusammen und sind alle 
in den jeweiligen Produktkatalogen enthalten. Es handelt sich hier um Fixpreise ohne Gewährung von Rabatten etwaiger 
Bonuszahlungen.  

Die grundlegenden Bestimmungen zur Berechnung und Festsetzung der Infrastrukturbenützungsentgelte (Wegeentgelte) 
und der sonstigen Entgelte (Dienstleistungs-/Leistungsentgelte - kurz „LE”) sind in den §§ 67 bis 69b Eisenbahngesetz 
enthalten. Grundlegend für die Entgeltbildung ist die Definition der zu erbringenden Leistungen für die EVUs. Diese 
Leistungen sind strukturiert in Mindestzugangspaket, Serviceleistungen, Zusatzleistungen und Nebenleistungen. Das 
Mindestzugangspaket beinhaltet das Hauptangebot an Leistungen, ohne das ein geordneter Zugang zur 
Eisenbahninfrastruktur nicht möglich wäre.  

Die Wegeentgelte wurden 2016 im Produktkatalog „Zugtrasse, Zugfahrt und sonstige Leistungen 2018 der ÖBB-
Infrastruktur AG” gesetzeskonform veröffentlicht. Auf Basis der in diesem Produktkatalog veröffentlichten Wegeentgelte 
bestellten die EVU ihre Zugtrassen für die Netzfahrplanperiode 2018. Die Verrechnung der Leistungen erfolgt monatlich 
und basiert auf einer IST-Verrechnung. Die bestellten IBE-Leistungen werden ein Monat im Nachhinein an den Kunden 
verrechnet. Dem Kunden fließt der Nutzen aus der Leistung des Unternehmens zu und er nutzt die Leistung, während 
diese erbracht wird.  

Allfällige Rückerstattungsansprüche, die sowohl dem Grunde nach als auch der Höhe nach ungewiss sind, von künftigen 
Ereignissen abhängen und zu einem drohenden Ressourcenabfluss in Zukunft führen können, werden gemäß IAS 37 
erfasst. Es wird die Höhe der möglichen Rückforderung geschätzt und eine entsprechende Rückstellung gebildet.  

Energielieferungen und Netznutzungsentgelte 

Die Leistungsverpflichtung des ÖBB-Infrastruktur-Konzerns besteht in der Lieferung von Bahnstrom zur Versorgung von 
Triebfahrzeugen, von Hilfsbetrieben, bei Hinterstellung von Wagenmaterial und von ortsfesten Anlagen der Kunden. Es 
werden Jahresbestellmengen, Nachbestellmengen und Kurzfristbestellmengen unterschieden. Des Weiteren wird das 
Bahnstromnetz des ÖBB-Infrastruktur-Konzerns zur Belieferung mit Bahnstrom zur Verfügung gestellt. Die Verrechnung 
des Netznutzungsentgelts erfolgt gemäß den jeweils gültigen Schienennetznutzungsbedingungen. Die Entgelte werden 
jährlich von der ÖBB-Infrastruktur AG gesetzeskonform veröffentlicht. 

Der Transaktionspreis wird in den Verträgen festgelegt. Die fest kontrahierte Menge wird für Hochzeit- und Niederzeittarife 
sowie für Rückspeisung ermittelt und zwar aufgrund der Bekanntgabe durch die Kunden. Für diese Hochzeit- und 
Niederzeittarife wird der Energiepreis je MWh festgelegt. Für zum Beispiel Nach- und Kurzfristbestellungen werden 
Zuschläge verrechnet. Für die bereits fix bestellte Menge des zweiten und dritten Lieferjahres wurde eine Preisobergrenze 
vereinbart. 

Bei den vereinbarten Tarifen handelt es sich um den Stand Alone Selling Price. Das ist der jeweilige Preis zu dem diese 
Leistung des ÖBB-Infrastruktur-Konzerns auch an alle anderen Kunden verkauft wird. Insbesondere beim Netzentgelt 
handelt es sich um regulierte Preise von denen nicht abgewichen werden kann. Alle Leistungsverpflichtungen werden 
zeitgleich mit der Energielieferung erbracht, weshalb eine Aufteilung des Transaktionspreises nicht erfolgen muss.  

Die Lieferung des Bahnstroms und die Dienstleistung der Netznutzung und Umformung erfolgt kontinuierlich, das heißt, 
den Kunden fließt der Nutzen aus der Leistung des Unternehmens zu und sie nutzen die Leistung, während diese erbracht 
wird. Der Kontrollübergang erfolgt mit dem Verbrauch durch die Kunden. 

Die Stromlieferungen werden monatlich akontiert, und zwar in Höhe eines Zwölftels der bestellten Menge. Nach dem 
Jahresende erfolgt die Abrechnung aufgrund der tatsächlich bezogenen Strommenge im Vergleich zur Bestellmenge 
inklusive allfälliger Zu- und Abschläge. Die Abrechnung wird noch im Lieferjahr erfasst. 

Mieterlöse 

Mieterlöse fallen für die Vermietung und die Verpachtung von Immobilien und von Pkws an. Es handelt sich um 
Festpreisverträge, bei denen die Erlöse in der Berichtsperiode, in der die Dienstleistungen erbracht werden, erfasst werden. 
Der Kunde erhält und verbraucht den Nutzen zeitgleich. Mieten werden periodengerecht entsprechend den 
Vertragskonditionen erfasst. Umsatzmieten sind Mieten, die in Abhängigkeit von den vom Mieter erzielten Umsätzen 
verrechnet werden, und werden dann realisiert, wenn die Höhe der Erträge hinreichend verlässlich bestimmt werden kann. 

Erlöse aus Verwertungsobjekten 
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103 Die Verwertungsobjekte betreffen jene Liegenschaften, welche betrieblich nicht mehr genutzt und für den späteren 
Verkauf entwickelt werden. Es handelt sich um ehemalige Bahnhofs- und Eisenbahnanlagen, die dem dauernden Betrieb 
dienten. Betroffen sind wesentliche Projekte, wie zum Beipiel die Flächen des ehemaligen Südbahnhofes und des 
Frachtenbahnhofes Wien Nord, die in großem Umfang entwickelt werden. Die Erlöse werden erfasst, wenn die 
Verfügungsmacht über das Grundstück an den Kunden übergegangen ist.  

Die Umsatzerlöse entsprechen dem vertraglich vereinbarten Transaktionspreis. Mehrheitlich ist die Gegenleistung fällig, 
wenn der Rechtstitel übergegangen ist. In seltenen Fällen können aufgeschobene Zahlungen vereinbart werden, die 
jedoch im allgemeinen 12 Monate nicht überschreiten. Im Transaktionspreis wird daher keine signifikante 
Finanzierungskomponente berücksichtigt. 

Sonstige Umsatzerlöse 

Die sonstigen Umsatzerlöse enthalten Umsatzerlöse aus Telekommunikationsleistungen, Reparaturleistungen, Reinigungs- 
und Sicherheitsleistungen und Leistungen im Zusammenhang mit dem Betrieb der Container-Terminals, die überwiegend 
zeitraumbezogen erfasst werden. 

Bis 31.12.2017 angewandte Rechnungslegungsmethode 
Erlöse wurden zum Zeitpunkt des Übergangs der Risiken und Chancen oder nach Leistungserbringung realisiert, sofern 
die Höhe der Erlöse verlässlich bestimmt werden konnte und es hinreichend wahrscheinlich war, dass der wirtschaftliche 
Nutzen dem ÖBB-Infrastruktur-Konzern zufließt. 

Erfolgsbezogene und vermögensbezogene Zuwendungen 
Dem ÖBB-Infrastruktur-Konzern gewährte Aufwandszuschüsse werden bei Erfüllung der Ansatzvoraussetzungen sofort 
erfasst und entsprechend dem zeitlichen Anfall der Aufwendungen ergebniswirksam realisiert. Hinsichtlich der 
Besonderheiten der Zuschüsse zur Finanzierung der Infrastruktur wird auf die Ausführungen in Erläuterung 32 verwiesen. 
Bei dem gewährten Bundeszuschuss gemäß § 42 Abs. 2 Bundesbahngesetz für Erweiterungs- und Reinvestitionen 
(Annuitätenzuschuss) handelt es sich dagegen um eine Zuwendung der Öffentlichen Hand, da der Bund durch diesen 
Zuschuss den Ausbau der Eisenbahninfrastruktur fördern möchte, womit der ÖBB-Infrastruktur-Konzern diese Zuschüsse 
in den sonstigen betrieblichen Erträgen darstellt. Derartige Zuschüsse werden in der Gewinn-und-Verlustrechnung nicht 
mit den bezuschussten Aufwendungen saldiert. 

IAS 20.24 sieht für Zuwendungen für Vermögenswerte, das heißt für Zuwendungen, die an die Hauptbedingung geknüpft 
sind, dass ein Unternehmen, um die Zuwendungsvoraussetzungen zu erfüllen, langfristige Vermögenswerte kauft, herstellt 
oder auf andere Weise erwirbt, sowohl die Möglichkeit einer Bruttodarstellung (durch Ansatz eines passivischen 
Abgrenzungspostens) als auch einer Nettodarstellung (die Zuwendung wird vom Buchwert des jeweiligen 
Vermögenswerts abgesetzt) vor. Derartige Zuschüsse werden mit den Vermögenswerten saldiert dargestellt 
(Nettodarstellung). 

Zinsen und Dividenden 
Zinsen werden unter Anwendung der Effektivzinsmethode gemäß IFRS 9 (bis 01.01.2018 IAS 39) erfasst. Dividenden 
werden bei Entstehung des Rechtsanspruchs der Aktionäre auf Zahlung erfasst.  

Gemäß IAS 23 „Fremdkapitalkosten” werden Fremdkapitalaufwendungen für wesentliche qualifizierte Vermögenswerte 
aktiviert. Weitere Angaben sind in Erläuterung 14 enthalten. 

Forschungs- und Entwicklungsaufwendungen 
Forschungsaufwendungen beziehen sich gemäß IAS 38 „Immaterielle Vermögenswerte” auf die eigenständige und 
planmäßige Suche mit der Aussicht, neue wissenschaftliche oder technische Erkenntnisse zu gewinnen, und werden als 
Aufwand in jener Periode erfasst, in der sie anfallen. Entwicklungsaufwendungen sind Kosten, die anfallen, wenn 
Forschungserkenntnisse angewendet werden, um diese technisch und wirtschaftlich realisierbar zu machen. Wenn eine 
Trennung von Forschungs- und Entwicklungsaufwendungen nicht möglich ist, sind Entwicklungsaufwendungen gemäß 
IAS 38 in jener Periode als Aufwand zu erfassen, in der sie anfallen. Werden die Aktivierungsvoraussetzungen des IAS 38 
erfüllt, sind Entwicklungsaufwendungen als immaterielle Vermögenswerte zu aktivieren. 

Ertragsteuern 
Gemäß § 50 (2) Bundesbahngesetz in der Fassung BGBl Nr. 95/2009 besteht für die ÖBB-Infrastruktur AG ab 2005 eine 
Befreiung von bundesgesetzlichen Abgaben, mit Ausnahme der Umsatzsteuer, von den Bundesverwaltungsabgaben sowie 
von Gerichts- und Justizverwaltungsabgaben, soweit sich diese Abgaben und Gebühren aus der Erfüllung der jeweiligen 
im Bundesbahngesetz vorgesehenen Aufgaben der ÖBB-Infrastruktur AG ergeben (Teilsteuerbefreiung).  
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104 Im Wesentlichen wurden folgende Bereiche als ertragsteuerpflichtig eingestuft: 

– Erträge aus dem Stromgeschäft 
– Erbringung von nicht eisenbahninfrastrukturbezogenen Leistungen  
– Bewirtschaftung (inkl. Entwicklung und Verkauf) von Immobilien, die kein Eisenbahnvermögen im Sinne des 

§ 10a Eisenbahngesetz darstellen  
– Beteiligungsverwaltung 

Im Dezember 2005 wurde ein Gruppenvertrag mit der ÖBB-Holding AG als Gruppenträger mit einem Großteil der 
Tochterunternehmen des Gesamtkonzerns abgeschlossen, darunter auch mit der ÖBB-Infrastruktur AG und deren 
Tochtergesellschaften als Gruppenmitgliedern. Demnach wurden zwischen dem Gruppenträger und den 
Gruppenmitgliedern Regelungen über den Steuerausgleich vereinbart. Die nach diesen Bestimmungen ermittelten 
positiven Steuerumlagen werden nach der Stand-alone-Methode (geht von der steuerlichen Selbstständigkeit der 
einzelnen Gruppenmitglieder für die Berechnung der Umlage aus) berechnet und sind zum Zeitpunkt der Feststellung des 
Jahresabschlusses des jeweiligen Gruppenmitglieds fällig, während negative Steuerumlagen erst bei effektiver Nutzung 
der Verluste durch den Gruppenträger fällig werden. 

Latente Steuern 
Latente Steuern werden – unter Bedachtnahme auf bestehende Ausnahmebestimmungen – für alle temporären 
Differenzen zwischen der Steuerbasis der Vermögenswerte und Verbindlichkeiten (tax base) sowie ihren Buchwerten im 
IFRS-Abschluss angesetzt (sog. Verbindlichkeiten-Methode), insoweit es sich um Vermögenswerte und Schulden handelt, 
die mit dem nicht steuerbefreiten Geschäftsbetrieb im Zusammenhang stehen. 

Wenn im Rahmen einer Transaktion, die keinen Unternehmenszusammenschluss darstellt, latente Steuern aus dem 
erstmaligen Ansatz eines Vermögenswerts oder einer Verbindlichkeit entstehen, die zum Zeitpunkt der Transaktion weder 
einen Effekt auf den bilanziellen Gewinn oder Verlust noch auf das steuerliche Einkommen hat, unterbleibt die 
Steuerabgrenzung sowohl zum Zeitpunkt des Erstansatzes als auch danach. 

Latente Steuerschulden, die durch temporäre Differenzen im Zusammenhang mit Beteiligungen an Tochterunternehmen 
und assoziierten Unternehmen entstehen, werden angesetzt, es sei denn, dass der Zeitpunkt der Umkehrung der 
temporären Differenzen vom ÖBB-Infrastruktur-Konzern bestimmt werden kann und es wahrscheinlich ist, dass sich die 
temporären Differenzen in absehbarer Zeit aufgrund dieses Einflusses nicht umkehren werden. 

Latente Steuern werden unter Anwendung der Steuersätze (und Steuervorschriften) bewertet, die am Bilanzstichtag gelten 
oder im Wesentlichen gesetzlich verabschiedet sind und deren Geltung zum Zeitpunkt der Realisierung der latenten 
Steueransprüche oder der Begleichung der latenten Steuerschulden erwartet wird. 

Latente Steueransprüche werden in dem Umfang angesetzt, in dem es wahrscheinlich ist, dass künftiges zu versteuerndes 
Einkommen, gegen das die temporären Differenzen und Verlustvorträge verwendet werden können, verfügbar sein wird. 

Latente Steuern werden direkt mit dem Eigenkapital verrechnet oder diesem gutgeschrieben, wenn sich die Steuer auf 
Posten bezieht, die in derselben oder in einer anderen Periode mit dem Eigenkapital verrechnet oder diesem 
gutgeschrieben werden. 

Verwendung von Schätzungen und Ermessensausübungen 
Im Zuge der Erstellung des Konzernabschlusses muss der Vorstand Schätzungen vornehmen und Annahmen treffen, die 
die Höhe der ausgewiesenen Vermögenswerte und Schulden, der angeführten Eventualverbindlichkeiten am 
Bilanzstichtag und die Aufwendungen und Erträge während des Berichtzeitraums beeinflussen können. Die tatsächlichen 
Werte können von diesen Schätzungen abweichen. Sämtliche Schätzungen und Beurteilungen werden regelmäßig 
aktualisiert und basieren auf historischen Erfahrungen und weiteren Faktoren, einschließlich Erwartungen hinsichtlich 
zukünftiger Ereignisse, die unter den gegebenen Umständen vernünftig erscheinen. 

Bei der Anwendung der Bilanzierungsmethoden des ÖBB-Infrastruktur-Konzerns hat der Vorstand Schätzungen 
vorgenommen. Weiters hat der Vorstand zum Bilanzstichtag wichtige zukunftsbezogene Annahmen getroffen und 
wesentliche Quellen von Schätzungsunsicherheiten zum Bilanzstichtag identifiziert, die mit dem Risiko einer wesentlichen 
Änderung der Buchwerte von Vermögenswerten und Schulden im nächsten Geschäftsjahr behaftet sind: 

a. Versorgungspläne für ArbeitnehmerInnen 

Die Bewertung der Abfertigungs- und Jubiläumsgeldansprüche beruht auf einer Methode, bei der Parameter wie der 
erwartete Abzinsungsfaktor, langfristige Gehaltssteigerungen sowie Fluktuationsraten angewendet werden. Wenn sich 
die relevanten Parameter wesentlich anders entwickeln als erwartet, kann dies wesentliche Auswirkungen auf die 
Rückstellung und in der Folge auf die Aufwendungen für Abfertigungs- und Jubiläumsverpflichtungen des ÖBB-
Infrastruktur-Konzerns haben. Bei den langfristigen Personalrückstellungen (Abfertigung und Jubiläen) wurde 2018 der 
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105 Abzinsprozentsatz, die Gehaltssteigerungen und die Fluktuationen an die neuen Gegebenheiten angepasst. Des Weiteren 
kamen im Geschäftsjahr 2018 die neuen biometrischen Rechnungsgrundlagen der Aktuarvereinigung Österreich zur 
Anwendung. Die Auswirkung möglicher Änderungen von Parametern ist in Erläuterung 26.1 dargestellt. 

b. Einschätzungen der Nutzungsdauern der Sachanlagen und immateriellen Vermögenswerte 

Die Nutzungsdauern werden nach den Gegebenheiten des Unternehmens bei üblicher Instandhaltung festgelegt. Die 
tatsächliche Nutzung kann von diesen Einschätzungen abweichen. Eine Sensitivitätsanalyse ergab, dass sich die 
Abschreibung bei einer Veränderung der Nutzungsdauer (Restnutzungsdauer) um +/- 1 Jahr um rd. 87,0 Mio. EUR 
(Vj: rd. 86,4 Mio. EUR) erhöht oder um rd. 73,6 Mio. EUR (Vj: rd. 70,0 Mio. EUR) verringert. Die Angemessenheit der 
Nutzungsdauern wird jährlich oder anlassbezogen überprüft. 2018 wurde die Nutzungsdauer von Rohrdurchlässen aus 
Stahlbeton von 20 Jahren auf 80 Jahre verlängert, was zu einer Reduktion der Abschreibung in Höhe von rd. 0,6 Mio. EUR 
führte. Für die Folgejahre ergibt sich eine jährliche Auswirkung in vergleichbarer Größenordnung. 

c. Rückstellungen 

Die Rückstellungen werden nach der bestmöglichen Schätzung bemessen, das heißt mit dem Betrag, den das 
Unternehmen bei vernünftiger Betrachtung zur Erfüllung der Verpflichtung zum Bilanzstichtag oder zur Übertragung der 
Verpflichtung auf einen Dritten am Bilanzstichtag zahlen müsste. Bei den Rückstellungen wurden keine 
Schätzungsänderungen identifiziert. Es wurden neue Rückstellungen gebildet, bestehende Rückstellungen aufgelöst und 
im Fall von wettbewerbsbehördlichen Verfahren Neueinschätzungen des Sachverhalts vorgenommen, um den aktuellen 
Stand des Verfahrens abzubilden. Zu einer Sensitivitätsanalyse, insbesondere für die Eintrittswahrscheinlichkeit für 
Umweltrisiken und Stilllegungskosten, können keine verlässlichen Angaben gemacht werden.  

Bei der Bewertung der Rückstellung für Stilllegungskosten wurde grundsätzlich vom Fortbestand des ÖBB-Infrastruktur-
Konzerns und dem Weiterbetrieb des Unternehmens und daher von einem Weiterbetrieb der Strecken ausgegangen. Nur 
wenn in absehbarer Zukunft mit einer Stilllegung einzelner Strecken gerechnet wird oder jene bereits eingeleitet wurde, 
werden die Stilllegungskosten geschätzt und rückgestellt. Die Höhe der erwarteten Stilllegungskosten hängt maßgeblich 
von den Annahmen der Rückbauszenarien ab.  

Zum 31.12.2018 bestehen mehrere regulierungsrechtliche Verfahren. Diese Verfahren, welche sich in unterschiedlichen 
verfahrensrechtlichen Stadien befinden, betreffen die Jahre 2012 bis 2018. Inhaltlich geht es dabei vor allem um Fragen 
der Ermittlung und Festlegung des Infrastrukturbenützungsentgelts im Personenverkehr (Jahre 2012 bis 2017), der 
Entgelte nach dem neuen Wegeentgeltmodell 2018 (Produkt „Zugtrasse” hinsichtlich direkt zuordenbarer Kosten und 
gesetzeskonformer Marktaufschläge) sowie um die Zulässigkeit der Verrechnung eines „Bahnsteigkantenfaktors” als 
gesonderten Entgeltbestandteil bei der Nutzung von Serviceeinrichtungen ab 2012. 

Der Ausgang der anhängigen Verfahren kann dazu führen, dass die bisher verrechneten Entgelte abgeändert werden und 
es dadurch zu einer Rückerstattungspflicht für die ÖBB-Infrastruktur AG kommt (auch eine Nachforderung von Entgelten 
ist denkbar, aber rechtlich strittig). Diese Risiken wurden individuell je Sachverhalt bzw. Verfahren unter Einbindung von 
Experten bewertet und in Form von Rückstellungen bilanziell berücksichtigt. Die Notwendigkeit und die Höhe der 
Rückstellungen sind maßgeblich von der Annahme und Einschätzung des Managements zum Ausgang der Verfahren 
abhängig. Bewertungsunsicherheiten bestehen insbesondere aufgrund von schwierig abzuschätzenden Ergebnissen bei 
der Auslegung von bisher weitgehend nicht ausjudizierten Rechtsfragen durch die Aufsichtsbehörde, Verwaltungsgerichte 
bzw. Gerichtshöfe, möglichen Einschränkungen der zeitlichen Wirkung von Entscheidungen sowie hinsichtlich Art, Umfang 
und Höhe von anerkannten Kosten und Marktaufschlägen als Basis für die Verrechnung von Tarifen für die Nutzung der 
Schieneninfrastruktur. 

Die Rückstellungsbeträge finden sich unter Erläuterung 26.2. 

d. Latente Steuern 

Latente Steueransprüche wurden für temporäre Differenzen zwischen der Steuerbasis und den Buchwerten von 
Vermögenswerten und Schulden sowie für Verlustvorträge gebildet. Hinsichtlich der steuerlichen Situation der  
ÖBB-Infrastruktur AG wird auf die Teilsteuerbefreiung verwiesen (angeführt unter der Überschrift „Ertragsteuern“). Bei der 
Beurteilung der Werthaltigkeit latenter Steueransprüche trifft der Vorstand eine Einschätzung hinsichtlich der 
voraussichtlichen Nutzung innerhalb des steuerlichen Planungszeitraums von fünf Jahren (siehe Erläuterung 13).  

Die auf bestehende Verlustvorträge und temporäre Differenzen aktivierten latenten Steueransprüche basieren auf einer 
Schätzung der steuerpflichtigen Ergebnisse für die nächsten fünf Jahre. Sollte sich die steuerliche Einschätzung über die 
Qualifizierung der Teilbereiche der ÖBB-Infrastruktur AG als steuerfrei und steuerpflichtig ändern oder sollten in der 
Zukunft nicht ausreichende steuerpflichtige Ergebnisse zu Verfügung stehen, kann dies erhebliche Auswirkungen auf die 
Höhe der latenten Steueransprüche haben.  
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106 e. Finanzielle Verpflichtungen  

Gegen oder von der ÖBB-Infrastruktur AG und deren Tochtergesellschaften sind im Rahmen der gewöhnlichen 
Geschäftstätigkeit verschiedene Verfahren, Prozesse sowie sonstige Ansprüche anhängig. Diese Sachverhalte sind mit 
zahlreichen Unsicherheiten behaftet, und die Ergebnisse der Verhandlungen und Prozesse lassen sich nicht mit Sicherheit 
voraussagen. Demzufolge ist der Vorstand nicht in der Lage, den Gesamtbetrag möglicher finanzieller Verpflichtungen 
und Forderungen oder deren Auswirkung auf die Finanzlage des ÖBB-Infrastruktur-Konzerns zum 31.12.2018 mit 
abschließender Gewissheit festzustellen. Diese Verfahren könnten bei ihrem Abschluss die Ergebnisse materiell 
beeinflussen. Der Vorstand ist jedoch der Ansicht, dass bei endgültiger Bereinigung solcher Fälle die Auswirkungen die 
dafür gebildeten Rückstellungen nicht wesentlich übersteigen und daher keine wesentlichen Konsequenzen auf den 
Konzernabschluss haben werden.  

Unterscheidung der Fristigkeiten 
Latente Steuern sind gemäß IAS 12 als langfristig auszuweisen. Der kurzfristige Anteil wird daher entsprechend im Anhang 
angegeben (Erläuterung 13). Verwertungsobjekte werden in den Vorräten ausgewiesen, obwohl mit der Realisierung nicht 
innerhalb der nächsten zwölf Monate zu rechnen ist. Der langfristige Anteil wird im Anhang angegeben (Erläuterung 21). 
Wenn Forderungen aus Lieferungen und Leistungen sowie Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen langfristig 
sind, werden diese unter den kurzfristigen Posten gemäß IAS 1 „Darstellung des Abschlusses” ausgewiesen und in 
Erläuterung 20 und Erläuterung 27 angeführt. 

Saldierungen 
Saldiert werden Buchwertabgänge und Erlöse  aus dem Abgang von Sachanlagen und immateriellen Vermögenswerten 
sowie Swapzinsen mit dem originären Zinsaufwand (Erläuterung 29.3). Des Weiteren werden Erträge aus der 
Strukturierung und Profilierung des Stromeinkaufs sowie aus der Ausgleichsenergie in Höhe von rd. 92,9 Mio. EUR 
(Vj: rd. 62,0 Mio. EUR) mit den Aufwendungen aus dem Stromeinkauf saldiert. 

Konzentration von Risiken 
Zu den Bilanzstichtagen bestand keine besondere Abhängigkeit von einzelnen konzernfremden Kunden, Lieferanten oder 
Kreditgebern, deren plötzlicher Ausfall den Geschäftsbetrieb maßgeblich beeinträchtigen könnte. Des Weiteren besteht 
keine Konzentration von Personaldienstleistungen oder Anbietern sonstiger Dienstleistungen, Franchise- und 
Lizenzrechten oder sonstiger Rechte, auf die der ÖBB-Infrastruktur-Konzern angewiesen ist und deren plötzlicher Wegfall 
den Geschäftsbetrieb ernsthaft gefährden könnte. Der ÖBB-Infrastruktur-Konzern veranlagt liquide Mittel bei Kredit- und 
Finanzinstituten mit guter Bonität sowie bei der ÖBB-Finanzierungsservice GmbH. Hinsichtlich der von der Republik 
Österreich gewährten Finanzierungen und Zuschüsse sowie Zuschussvereinbarungen und der Abhängigkeit von 
Gesellschaften des übrigen ÖBB-Konzerns wird auf die Ausführungen unter Erläuterung 32 verwiesen. 
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107 B. ERLÄUTERUNGEN ZUR KONZERN-BILANZ UND KONZERN-GEWINN-UND-VERLUST-
RECHNUNG 

4. Umsatzerlöse 
   
  2018 2017 

  in Mio. EUR in Mio. EUR 

Beitrag des Bundes gemäß § 42 Bundesbahngesetz für den Betrieb der Infrastruktur 1.055,5 1.064,8 
Infrastrukturbenützung 535,0 530,1 
Energielieferungen und Netznutzungsentgelte 181,7 174,7 
Mieterlöse 148,5 142,2 
Erlöse aus Verwertungsobjekten 50,7 63,4 
Sonstige Umsatzerlöse 133,4 126,2 
Gesamt 2.104,8 2.101,4 

davon gegenüber verbundenen Unternehmen 742,9 732,5    
 

Der Beitrag des Bundes gemäß § 42 Bundesbahngesetz wird für die Bereitstellung, den Betrieb und die Instandhaltung 
der Schieneninfrastruktur sowie für die Erfüllung der gesetzlichen Aufgaben insoweit geleistet, als die von den Nutzern 
der Schieneninfrastruktur zu erzielenden Erlöse die bei sparsamer und wirtschaftlicher Geschäftsführung anfallenden 
Aufwendungen nicht abdecken können. Nähere Angaben zum Zuschussvertrag sind in Erläuterung 32 enthalten. 

Das Infrastrukturbenützungsentgelt wird überwiegend von Gesellschaften des übrigen ÖBB-Holding-Konzerns für die 
Bereitstellung der Bahninfrastruktur bezahlt. In den Erlösen „Energielieferungen und Netznutzungsentgelten” sind 
Netznutzungsentgelte in Höhe von rd. 93,6 Mio. EUR (Vj: rd. 89,6 Mio. EUR) enthalten.  

Mieterlöse fallen für die Vermietung und die Verpachtung von Immobilien an.  

Weiters enthalten die sonstigen Umsatzerlöse solche aus Telekommunikationsleistungen, aus Reparaturleistungen, aus 
Reinigungs- und Sicherheitsleistungen, aus Leistungen im Zusammenhang mit dem Betrieb der Container-Terminals sowie 
Fertigungsaufträge für Dritte.  

Die Umsatzerlöse aus Verträgen mit Kunden können in folgende Kategorien gegliedert werden: 
        

  
Umsatzerlöse 
gem. IFRS 15 Laufzeit des Vertrags 

Zeitpunkt der 
Übertragung Vertriebskanäle 

in Mio. EUR Gesamt kurzfristig langfristig 
zeitpunkt-

bezogen 
zeitraum-
bezogen 

Direkt-
verkauf 

Zwischen-
händler 

Umsatzerlöse               
Beitrag des Bundes gemäß § 42 Bundes-
bahngesetz für den Betrieb der Infrastruktur 1.055,5 1.055,5 0,0 0,0 1.055,5 1.055,5 0,0 
Infrastrukturbenützung 535,0 535,0 0,0 0,0 535,0 535,0 0,0 
Energielieferungen und Netznutzungsentgelte 181,3 181,3 0,0 0,0 181,3 181,3 0,0 
Erlöse aus Verwertungsobjekten 50,7 50,7 0,0 50,7 0,0 50,7 0,0 
Sonstige Umsatzerlöse 133,4 133,4 0,0 32,7 100,7 133,4 0,0 
Gesamt 1.955,9 1.955,9 0,0 83,4 1.872,5 1.955,9 0,0         

 

Umsatzerlöse aus Energielieferungen und Netznutzungsentgelte über rd. 0,4 Mio. EUR sowie die Mieterlöse werden nicht 
dargestellt, nachdem diese von IFRS 15 ausgenommen sind. Die Zusammensetzung der Umsatzerlöse nach geografischen 
Gesichtspunkten ist aus Erläuterung 33 (Segmentberichterstattung) ersichtlich. 

Alle ausstehenden Erlöse betreffen Zeiträume von höchstens einem Jahr oder werden mit einem festen Leistungssatz 
abgerechnet. Wie nach IFRS 15 zulässig, wird der Transaktionspreis, der diesen nicht erfüllten Leistungsverpflichtungen 
zugeordnet wird, nicht offengelegt. 

5. Andere aktivierte Eigenleistungen 
Bei der Ermittlung der im Zusammenhang mit der Herstellung von Anlagen zu aktivierenden Eigenleistungen wurden direkt 
zurechenbare Personalaufwendungen, Materialaufwendungen und angemessene Teile der Materialgemeinkosten sowie 
Fertigungsgemeinkosten eingerechnet. Diese Eigenleistungen fallen maßgeblich im Zusammenhang mit der Errichtung 
oder Erweiterung der Eisenbahninfrastruktur an. Die aktivierten Eigenleistungen betreffen im Ausmaß von rd. 56% 
(Vj: rd. 58%) Personalkosten, rd. 27% (Vj: rd. 26%) Materialkosten und im Ausmaß von rd. 17% (Vj: rd. 16%) 
Sachaufwendungen. 
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  2018 2017  
  in Mio. EUR in Mio. EUR  
Beitrag des Bundes gemäß § 42 Bundesbahngesetz für die Infrastruktur 821,7 753,3  
Erträge aus dem Abgang von Sachanlagen, immateriellen Vermögenswerten, als Finanzinvestitionen 
gehaltenen Immobilien und zur Veräußerung gehaltenen langfristigen Vermögenswerten 51,5 33,9  
Übrige sonstige betriebliche Erträge 20,1 18,4  
Gesamt 893,3 805,6  

davon gegenüber verbundenen Unternehmen 0,1 0,4      
 

In den sonstigen betrieblichen Erträgen wird der anteilige Beitrag des Bundes gemäß § 42 Bundesbahngesetz für 
Erweiterungs- und Reinvestitionen ausgewiesen. Nähere Angaben zur Zuschussvereinbarung sind in Erläuterung 32 
enthalten. 

 

7. Aufwendungen für Material und bezogene Leistungen 
    
  2018 2017   

  in Mio. EUR in Mio. EUR   

Materialaufwand 85,2 76,9   
Aufwendungen für bezogene Leistungen 329,2 334,9   

davon Instandhaltungsaufwendungen 265,2 290,1   
Gesamt 414,4 411,8   

davon gegenüber verbundenen Unternehmen 92,7 80,2       
 

Der Posten Materialaufwand enthält in der Höhe von rd. 59,1 Mio. EUR (Vj: rd. 50,9 Mio. EUR) den Aufwand für den 
Fremdbezug von Traktionsstrom und den Zukauf von Strom für den Weiterverkauf an Dritte. Die im Aufwand erfassten 
Herstellungskosten der verkauften Verwertungsobjekte betragen rd. 9,1 Mio. EUR (Vj: rd. 4,5 Mio. EUR). 

Die Aufwendungen für bezogene Leistungen betreffen im Wesentlichen nicht aktivierungsfähige Lieferungen und 
Leistungen im Zusammenhang mit Reparaturen, Instandhaltungen (insbesondere Schieneninfrastruktur), 
Entsorgungskosten, Reinigungen und sonstigen Leistungen sowie Mieten von Schienenfahrzeugen und 
Transportleistungen (Dienstgutfrachten).  

 

8. Personalaufwand und Beschäftigte 
   

  2018 2017 
  in Mio. EUR in Mio. EUR 

Löhne und Gehälter 930,1 880,8 
Gesetzlich vorgeschriebene Sozialabgaben 236,7 229,9 
Aufwendungen für Altersversorgung 9,4 9,2 
Aufwendungen für Abfertigungen 6,6 6,4 
Gesamt 1.182,8 1.126,3    

 
Der Zinsaufwand aus der Verzinsung der Personalrückstellungen wird im Personalaufwand ausgewiesen. 
 

Die Mitarbeiterstruktur setzt sich wie folgt zusammen: 
       
     Veränderung Durchschnitt 
Anzahl MitarbeiterInnen Köpfe 31.12.2018 31.12.2017 Stichtag in % 2018 2017 

Angestellte 3.965 3.703 262 7% 3.836 3.559 
ArbeiterInnen 2.414 2.023 391 19% 2.209 1.940 
MitarbeiterInnen mit Definitivstellung 10.411 10.925 -514 -5% 10.676 11.116 
Gesamt aktive MitarbeiterInnen 16.790 16.651 139 1% 16.721 16.615 
Lehrlinge 1.525 1.521 4 0% 1.416 1.360 
Gesamt mit Lehrlingen 18.315 18.172 143 1% 18.137 17.975        
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      Veränderung Durchschnitt 
Anzahl MitarbeiterInnen FTE 31.12.2018 31.12.2017 Stichtag in % 2018 2017 

Angestellte 3.881,5 3.619,7 261,8 7% 3.752,3 3.483,8 
ArbeiterInnen 2.408,5 2.019,7 388,8 19% 2.204,5 1.935,8 
MitarbeiterInnen mit Definitivstellung 10.145,2 10.753,1 -607,9 -6% 10.453,5 10.964,4 
Gesamt aktive MitarbeiterInnen 16.435,2 16.392,5 42,7 0% 16.410,3 16.384,0 
Lehrlinge 1.525,0 1.521,0 4,0 0% 1.416,1 1.360,0 

Gesamt mit Lehrlingen 17.960,2 17.913,5 46,7 0% 17.826,4 17.744,0        
 

 

9. Abschreibungen 
   
  2018 2017 
  in Mio. EUR in Mio. EUR 

Abschreibungen auf Sachanlagen 893,2 871,7 
Abschreibungen auf immaterielle Vermögenswerte 40,2 40,4 
Abschreibungen auf als Finanzinvestition gehaltene Immobilien 3,8 3,9 
abzüglich Auflösung Kostenbeiträge -160,5 -164,4 
Abschreibung Gesamt 776,7 751,6    

 
 

10. Sonstige betriebliche Aufwendungen und Wertminderungsaufwendungen aus Forderungen  
     aus Lieferungen und Leistungen 

Die sonstigen betrieblichen Aufwendungen und die Wertminderungsaufwendungen aus Forderungen aus Lieferungen 
und Leistungen des ÖBB-Infrastruktur-Konzerns setzen sich wie folgt zusammen: 
   
  2018 2017 
  in Mio. EUR in Mio. EUR 

Betriebskosten (inkl. IT) 85,9 84,8 
Büroerfordernisse 47,6 46,4 
Betriebliche Steuern 40,8 42,2 
Holdingumlage 19,1 17,7 
Reisegebühren 18,3 18,1 
Verluste aus Anlagenabgängen 12,4 13,7 
Aus- und Fortbildung 7,1 7,3 
Übrige 93,6 81,9 
Summe sonstige betriebliche Aufwendungen 324,8 312,1 
Wertminderungen zu Forderungen aus Lieferungen und Leistungen 2,1 4,2 
Gesamt 326,9 316,3 
 davon gegenüber verbundenen Unternehmen 133,4 130,4    

 

Im Posten betriebliche Steuern sind alle nicht ertragsabhängigen Steuern (Elektrizitätsabgabe, Kfz-Steuer, Grundsteuer, 
Straßenbenützungsabgabe, sonstige Steuern und Abgaben etc.) erfasst. 

Die übrigen sonstigen betrieblichen Aufwendungen betreffen insbesondere die Kosten für Miet-, Pacht- und 
Lizenzaufwendungen, Aufwandsentschädigungen, Versicherungen, Schadensfälle, Marketing- und Werbekosten, die 
Anmietung von Personal, Zahlungen an verbundene Unternehmen für Beförderungsleistungen an MitarbeiterInnen sowie 
Betriebsküchen. 
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110 Die Aufwendungen für Leistungen der Abschlussprüfer des Konzernabschlusses und der Einzelabschlüsse sind ebenfalls in 
den übrigen sonstigen betrieblichen Aufwendungen enthalten und setzen sich wie folgt zusammen: 
   

  2018 2017 
  in TEUR in TEUR 

Jahres- und Konzernabschlussprüfung 307 306 
Sonstige Leistungen 19 20 
Gesamt 326 326    

 
 
Die Jahres- und Konzernabschlussprüfung wurde in beiden Geschäftsjahren von der BDO Austria GmbH 
Wirtschaftsprüfungs- und Steuerberatungsgesellschaft durchgeführt. Zusätzlich zur Abschlussprüfung wurden für den 
Konzern folgende sonstige Leistungen erbracht: Erstellung eines Gutachtens gemäß § 26 URG für die ÖBB-Infrastruktur 
Aktiengesellschaft und Güterterminal Werndorf Projekt GmbH, Bahnstromlabeling (Prüfung der Prozesse) sowie im 
Geschäftsjahr 2017 zusätzlich die Bestätigung über Verwendung der mit Haftung des Bundes aufgenommenen Mittel für 
die ÖBB-Infrastruktur Aktiengesellschaft und Rail Equipment GmbH & Co KG. 

11. Zinserträge und Zinsaufwendungen 
Das Zinsergebnis des ÖBB-Infrastruktur-Konzerns setzt sich wie folgt zusammen: 
   

  2018 2017 
Zinsergebnis in Mio. EUR in Mio. EUR 

Zinserträge 9,8 18,2 
davon gegenüber verbundenen Unternehmen 0,0 1,9 

Zinsaufwendungen -565,7 -575,2 
davon gegenüber verbundenen Unternehmen -0,3 -2,1 

Gesamt -555,8 -557,0 
davon gegenüber verbundenen Unternehmen -0,3 -0,2    

 

Die erhaltenen Zinsen aus Swapverträgen in Höhe von rd. 0,1 Mio. EUR (VJ: rd. 0,1 Mio. EUR) werden mit den 
Zinsaufwendungen aus den jeweiligen originären Finanzinstrumenten saldiert, sofern eine Hedge-Beziehung vorliegt, um 
einen besseren Einblick in die Ertragslage zu vermitteln.  

Die Zinserträge betreffen hauptsächlich solche aus Wertpapieren und sonstigen Veranlagungen im Zusammenhang mit 
Cross-Border-Leasing-Transaktionen. Die Zinserträge betreffend verbundene Unternehmen resultieren im Geschäftsjahr 
2017 zum größten Teil aus der Verzinsung von Forderungen aus Sublease-Verträgen. Die Zinserträge werden nach der 
Effektivzinsmethode erfasst. 

Die Zinsaufwendungen betragen vor Aktivierung von Fremdkapitalzinsen rd. 658,2 Mio. EUR (Vj: rd. 653,6 Mio. EUR). 
Diese entfallen mit rd. 489,6 Mio. EUR (Vj: rd. 490,5 Mio. EUR) auf Anleihen, mit rd. 113,6 Mio. EUR (Vj: rd. 111,9 Mio. 
EUR) auf Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstitute und mit rd. 18,7 Mio. EUR (Vj: rd. 8,7 Mio. EUR) auf die 
Österreichische Bundesfinanzierungsagentur (OeBFA). Darüber hinaus fallen Zinsaufwendungen für EUROFIMA-Darlehen 
und sonstige Kreditaufnahmen sowie zinsähnliche Aufwendungen an. Von den gesamten Zinsaufwendungen wurden 
rd. 92,5 Mio. EUR (Vj: rd. 78,4 Mio. EUR) gemäß IAS 23 Zinsen auf Herstellungskosten qualifizierter Vermögenswerte 
aktiviert (siehe Erläuterung 14). 

Die Aufwendungen für Haftungsentgelte betragen rd. 18,7 Mio. EUR (Vj: rd. 18,5 Mio. EUR). Die übrigen 
Zinsaufwendungen beinhalten insbesondere Zinszahlungen und -abgrenzungen aus Cross-Border-Leasing-Transaktionen 
von rd. 4,3 Mio. EUR (Vj: rd. 9,9 Mio. EUR). 
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Das sonstige Finanzergebnis des ÖBB-Infrastruktur-Konzerns setzt sich wie folgt zusammen: 
   
  2018 2017 
Sonstiges Finanzergebnis in Mio. EUR in Mio. EUR 

Sonstige Finanzerträge 10,8 44,1 
davon aus Bewertungs- und Kursdifferenzen 6,6 35,6 
davon gegenüber verbundenen Unternehmen 0,1 0,0 

Sonstige Finanzaufwendungen -13,1 -37,1 
davon aus Bewertungs- und Kursdifferenzen -6,7 -34,3 
davon gegenüber verbundenen Unternehmen -0,8 -1,2 

Gesamt -2,3 7,0    
 

Die sonstigen Finanzerträge betreffen neben Kursdifferenzen insbesondere Bewertungsgewinne aus Derivaten und 
Weiterverrechnungen im Zusammenhang mit Cross-Border-Leasing-Transaktionen an verbundene Unternehmen sowie 
Erträge aus der Bewertung von zu Handelszwecken gehaltenen Stromderivaten. 

Die sonstigen Finanzaufwendungen resultieren neben Kursdifferenzen insbesondere aus Änderungen des beizulegenden 
Zeitwerts von derivativen Finanzinstrumenten. In den sonstigen Finanzaufwendungen sind Aufwendungen aus dem 
Auslaufen von Cross-Border-Leasing-Transaktionen sowie Aufwendungen aus der Bewertung enthalten, die an andere 
verbundene Unternehmen weiterverrechnet wurden. 

13. Ertragsteuern 

Steueraufwand/Steuerertrag 
Der Posten Ertragsteuern setzt sich wie folgt zusammen:    

  2018 2017 

  in Mio. EUR in Mio. EUR 

Aufwand/Ertrag aus Steuerumlage (Gruppenbesteuerung) -0,4 -0,5 
Latenter Steueraufwand/-ertrag 19,5 15,1 
Ertragsteuern 19,1 14,6 
   

 

Die Steuern werden mit 25% des geschätzten steuerpflichtigen Gewinns für das Geschäftsjahr berechnet. 

Die latenten Steuern entwickelten sich wie folgt:    
  2018 2017 
  in Mio. EUR in Mio. EUR 

Latente Steueransprüche 43,8 30,4 
Bilanzansätze zum 01.01. 43,8 30,4 
Veränderung latenter Steuer     

im sonstigen Ergebnis erfasst -8,8 -1,7 
erfolgswirksam erfasst 19,5 15,1 

Bilanzansätze zum 31.12. 54,5 43,8 
davon latente Steueransprüche 54,5 43,8 
davon latente Steuerschulden 0,0 0,0    

 

Latente Steuern, die im sonstigen Ergebnis erfasst wurden, resultieren im Wesentlichen aus Wertunterschieden zwischen 
IFRS-Buchwerten und Steuerbemessungsgrundlagen im Bereich der Rücklagen aus Stromderivaten sowie 
versicherungsmathematischen Gewinnen und Verlusten gemäß IAS 19.  

Die latenten Steuern sind aufgrund der zugrunde liegenden Bewertungsunterschiede zwischen den Buchwerten im  
IFRS-Konzernabschluss und den relevanten Steuerbemessungsgrundlagen im Ausmaß von rd. 39,0 Mio. EUR (Vj: rd. 35,3 
Mio. EUR) als langfristig einzuschätzen. Die wesentlichen kurzfristigen latenten Steuern betreffen die Vorräte in Höhe von 
rd. 14,3 Mio. EUR (Vj: rd. 4,6 Mio. EUR), die Stromderivate in Höhe von rd. -10,7 Mio. EUR (Vj: rd. -4,9 Mio. EUR) und die 
latenten Steuern auf Verlustvorträge in Höhe von rd. 11,9 Mio. EUR (Vj: rd. 8,8 Mio. EUR), die im Geschäftsjahr 2019 
voraussichtlich verwendet werden können. 
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112 Die folgende Tabelle zeigt die wesentlichen Ursachen für den Unterschied zwischen den in der Gewinn-und-Verlust-
Rechnung ausgewiesenen Ertragsteuern und den sich unter Anwendung des gesetzlichen Steuersatzes von 25% auf das 
steuerpflichtige Jahresergebnis ergebenden Ertragsteuern.    

  2018 2017 
  in Mio. EUR in Mio. EUR 

Jahresergebnis vor Ertragsteuern nach IFRS 45,3 47,1 
Anpassung steuerfreier Anteil gem. § 50 (2) Bundesbahngesetz 71,3 68,0 
IFRS-Jahresergebnis – steuerpflichtiger Teil 116,6 115,1 
      
Konzernsteuersatz 25% 25% 
      
Erwarteter Aufwand (-) bzw. Ertrag (+) aus Steuern im Geschäftsjahr -29,2 -28,8 
Beteiligungserträge 2,1 2,4 
Auswirkungen von Ansatzanpassungen 46,1 41,0 
Nicht abzugsfähige Betriebsausgaben und andere Hinzurechnungen  0,0 *)  0,0 *) 
Steuern vom Einkommen 19,1 14,6 
Effektiver Körperschaftsteuersatz -16,4% -12,7%    
*) Kleinstbeträge 

Der effektive Körperschaftsteuersatz von -16,4% (Vj: -12,7%), welcher wesentlich vom gesetzlichen 
Körperschaftsteuersatz von 25% abweicht, resultiert hauptsächlich aus Ansatzanpassungen der latenten Steuern aus 
Verlustvorträgen sowie sonstiger aktiver Steuerlatenzen.  

Latente Steueransprüche und latente Steuerschulden zum 31.12.2018 sind das Ergebnis temporärer 
Bewertungsunterschiede zwischen den Buchwerten im Konzernabschluss und den relevanten 
Steuerbemessungsgrundlagen sowie steuerlicher Verlustvorträge. Ansatzanpassungen waren erforderlich, da die 
künftigen steuerlichen Ergebnisse, die eine Bilanzierung aktiver latenter Steuern rechtfertigen, neu eingeschätzt wurden.  

Die latenten Steuern entfallen auf folgende wesentliche Bilanzposten, Verlustvorträge und Steuergutschriften: 
     
  latente Steuer- latente Steuer- 
  ansprüche schulden ansprüche schulden 

 in Mio. EUR 31.12.2018 31.12.2018 31.12.2017 31.12.2017 

Vermögenswerte         
Sachanlagen 4,1 -1,3 4,6 -1,4 
Als Finanzinvestitionen gehaltene Immobilien 5,8 -0,7 5,5 0,0 
Finanzielle Vermögenswerte 0,2 -17,1 0,2 -7,0 
Vorräte 14,3 0,0 4,6 0,0 
  24,4 -19,1 14,9 -8,4 
Schulden         
Rückstellungen 0,3 -2,5 0,3 -0,7 
Sonstige finanzielle Verbindlichkeiten 4,2 0,0 1,7 0,0 
  4,5 -2,5 2,0 -0,7 
          
Steuerliche Verlustvorträge 47,2 0,0 36,0 0,0 
Latente Steueransprüche 
bzw. latente Steuerschulden 76,1 -21,6 52,9 -9,1 
          
Saldierung -21,6 21,6 -9,1 9,1 
Saldierte latente Steueransprüche 
bzw. latente Steuerschulden 54,5 0,0 43,8 0,0      

 

Bei der Beurteilung der Werthaltigkeit latenter Steueransprüche trifft der Vorstand eine Einschätzung hinsichtlich der 
voraussichtlichen Nutzung innerhalb des steuerlichen Planungszeitraums von fünf Jahren. Die Nutzbarkeit von latenten 
Steueransprüchen setzt ausreichend steuerpflichtiges Einkommen in jenen Perioden voraus, in denen die temporären 
Unterschiede und Verlustvorträge verwendet werden können. Der Vorstand zieht die geplante Auflösung von latenten 
Steuerschulden und das geschätzte künftige steuerpflichtige Einkommen für diese Beurteilung heran. 

Unter Heranziehung des steuerpflichtigen Einkommens früherer Jahre sowie der Prognosen über das steuerpflichtige 
Einkommen zukünftiger Jahre, in denen Steueransprüche genutzt werden können, ist der Vorstand der Auffassung, dass 
die Realisierung der Steuervorteile aus den latenten Steueransprüchen im Ausmaß von rd. 54,5 Mio. EUR 
(Vj: rd. 43,8 Mio. EUR) wahrscheinlich ist. Die temporären Unterschiede in den Positionen Sachanlagen und als 
Finanzinvestitionen gehaltene Immobilien resultieren im Wesentlichen aus dem unterschiedlichen Abschreibungsbeginn 
(pro rata temporis nach IFRS im Vergleich zur Halbjahresregel nach Steuerrecht) sowie aus abweichenden steuerlichen 
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Anschaffungskosten. Die temporären Unterschiede aus den finanziellen Vermögenswerten und Verbindlichkeiten 
entstehen aufgrund der unterschiedlichen Bewertung der Stromderivate nach IFRS (Bewertung zum beizulegenden 
Zeitwert) und Steuerrecht (Drohverlustrückstellung).  

Die steuerlichen Verlustvorträge stammen aus Gesellschaften in Österreich und sind zeitlich unbegrenzt vortragsfähig. Die 
jährliche Verrechnung mit Verlustvorträgen ist in Österreich mit 75% des jeweiligen steuerlichen Ergebnisses begrenzt, 
allerdings resultieren rd. 2.306,5 Mio. EUR (Vj: rd. 2.353,5 Mio. EUR) aus den Vorgruppenverlusten der ÖBB-
Infrastruktur AG und sind daher zur Gänze gegen in künftigen Perioden erzielte steuerliche Ergebnisse verrechenbar. Die 
Veränderung resultiert aus der Berücksichtigung der Differenzen, die sich aufgrund der im Geschäftsjahr erfolgten 
Veranlagungen und den ursprünglich berücksichtigten steuerlichen Ergebnissen ergeben haben.  

Für steuerliche Verlustvorträge in Höhe von rd. 2.123,7 Mio. EUR (Vj: rd. 2.215,8 Mio. EUR) werden keine latenten Steuern 
angesetzt, da die Verwertung in absehbarer Zukunft nicht gesichert ist.  

Die nicht angesetzte passive latente Steuer für temporäre Differenzen auf Anteile an assoziierten Unternehmen und 
Tochterunternehmen beträgt rd. 3,0 Mio. EUR (Vj: rd. 3,1 Mio. EUR). 
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Die Gliederung der Sachanlagen, die Veränderungen im Geschäftsjahr und die Entwicklung der Kostenbeiträge zu den 
Sachanlagen sind aus dem folgenden Anlagenspiegel ersichtlich. 
        

in Mio. EUR 

Grund-
stücke und 

Bauten Fahrpark 

Technische  
Anlagen u. 
Maschinen 

Leasing 
technische  
Anlagen u. 
Maschinen 

Andere 
Anlagen 

Betriebs- u. 
Geschäfts- 

ausstattung 

Anlagen in 
Bau u. 

geleistete 
Anzah-
lungen Gesamt 

Anschaffungs- und Herstellungskosten  
2018               
Anschaffungs-/Herstellungskosten  
Stand 01.01.2018 27.360,8 395,1 9.530,3 1,5 155,0 3.564,8 41.007,5 
Zugänge 25,2 0,0 1,8 0,0 6,9 1.816,1 1.850,0 
Abgänge -138,8 -16,8 -41,8 0,0 -3,0 -2,9 -203,3 
Umbuchungen 742,0 28,4 350,7 -1,5 2,1 -1.121,8 -0,1 
Anschaffungs-/Herstellungskosten 
Stand 31.12.2018 27.989,2 406,7 9.841,0 0,0 161,0 4.256,2 42.654,1 
                
Kumulierte Abschreibungen  
Stand 01.01.2018 -8.707,1 -250,5 -5.233,3 -1,5 -126,9 0,0 -14.319,3 
Abschreibungen -530,3 -30,9 -319,9 0,0 -12,1 0,0 -893,2 
Abgänge 115,1 14,0 39,7 0,0 3,0 0,0 171,8 
Umbuchungen 0,0 0,0 -3,7 1,5 2,2 0,0 0,0 
Kumulierte Abschreibungen  
Stand 31.12.2018 -9.122,3 -267,4 -5.517,2 0,0 -133,8 0,0 -15.040,7 
                
Buchwerte vor Kostenbeiträgen  
per 01.01.2018 18.653,7 144,6 4.297,0 0,0 28,1 3.564,8 26.688,2 
Buchwerte vor Kostenbeiträgen  
per 31.12.2018 18.866,9 139,3 4.323,8 0,0 27,2 4.256,2 27.613,4 
                
Kostenbeiträge 2018               
Stand 01.01.2018 -9.653,9 -5,0 -2.953,4 0,0 -4,7 -505,4 -13.122,4 
Zugänge -31,8 0,0 -11,7 0,0 -0,1 -123,7 -167,3 
Abgänge 75,8 0,0 12,0 0,0 0,0 0,1 87,9 
Umbuchungen -27,3 0,0 -11,8 0,0 0,0 39,0 -0,1 
Stand 31.12.2018 -9.637,2 -5,0 -2.964,9 0,0 -4,8 -590,0 -13.201,9 
                
Kumulierte Abschreibungen  
Stand 01.01.2018 5.584,6 4,8 2.455,2 0,0 4,1 0,0 8.048,7 
Abschreibungen 111,0 0,1 42,7 0,0 0,1 0,0 153,9 
Abgänge -65,1 0,0 -11,7 0,0 0,0 0,0 -76,8 
Kumulierte Abschreibungen  
Stand 31.12.2018 5.630,5 4,9 2.486,2 0,0 4,2 0,0 8.125,9 
                
Kostenbeiträge per 01.01.2018 -4.069,3 -0,2 -498,2 0,0 -0,6 -505,4 -5.073,7 
Kostenbeiträge per 31.12.2018 -4.006,7 -0,1 -478,7 0,0 -0,6 -590,0 -5.076,0 
                
Buchwert nach Kostenbeiträgen  
per 01.01.2018 14.584,4 144,5 3.798,8 0,0 27,4 3.059,4 21.614,5 
Buchwert nach Kostenbeiträgen  
per 31.12.2018 14.860,2 139,2 3.845,1 0,0 26,6 3.666,2 22.537,4         
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in Mio. EUR 
Grundstücke 
und Bauten Fahrpark 

Technische  
Anlagen u. 
Maschinen 

Leasing 
technische  
Anlagen u. 
Maschinen 

Andere 
Anlagen 

Betriebs- u. 
Geschäfts- 

ausstattung 

Anlagen in 
Bau u. 

geleistete 
Anzah-
lungen Gesamt 

Anschaffungs- und Herstellungskosten  
2017             
Anschaffungs-/Herstellungskosten  
Stand 01.01.2017 26.401,1 386,8 9.198,9 1,5 151,6 3.283,1 39.423,0 
Zugänge 25,7 0,2 1,5 0,0 6,7 1.695,3 1.729,4 
Abgänge -63,2 -22,9 -47,8 0,0 -6,2 -4,1 -144,2 
Umbuchungen 997,2 31,0 377,7 0,0 2,9 -1.409,5 -0,7 
Anschaffungs-/Herstellungskosten  
Stand 31.12.2017 27.360,8 395,1 9.530,3 1,5 155,0 3.564,8 41.007,5 
                
Kumulierte Abschreibungen  
Stand 01.01.2017 -8.238,1 -239,0 -4.966,7 -1,3 -118,6 0,0 -13.563,7 
Abschreibungen -516,8 -30,5 -309,7 -0,2 -14,5 0,0 -871,7 
Abgänge 47,8 19,0 43,1 0,0 6,2 0,0 116,1 
Kumulierte Abschreibungen  
Stand 31.12.2017 -8.707,1 -250,5 -5.233,3 -1,5 -126,9 0,0 -14.319,3 
                
Buchwerte vor Kostenbeiträgen  
per 01.01.2017 18.163,0 147,8 4.232,2 0,2 33,0 3.283,1 25.859,3 
Buchwerte vor Kostenbeiträgen  
per 31.12.2017 18.653,7 144,6 4.297,0 0,0 28,1 3.564,8 26.688,2 
                
Kostenbeiträge 2017               
Stand 01.01.2017 -9.597,9 -7,3 -2.950,5 0,0 -4,4 -466,1 -13.026,2 
Zugänge -32,8 0,0 -13,1 0,0 0,0 -120,3 -166,2 
Abgänge 49,3 2,3 18,5 0,0 -0,3 0,0 69,8 
Umbuchungen -72,5 0,0 -8,3 0,0 0,0 81,0 0,2 
Stand 31.12.2017 -9.653,9 -5,0 -2.953,4 0,0 -4,7 -505,4 -13.122,4 
                
Kumulierte Abschreibungen  
Stand 01.01.2017 5.514,5 7,1 2.427,0 0,0 3,7 0,0 7.952,3 
Abschreibungen 111,7 0,0 45,6 0,0 0,1 0,0 157,4 
Abgänge -41,6 -2,3 -17,4 0,0 0,3 0,0 -61,0 
Kumulierte Abschreibungen  
Stand 31.12.2017 5.584,6 4,8 2.455,2 0,0 4,1 0,0 8.048,7 
                
Kostenbeiträge per 01.01.2017 -4.083,4 -0,2 -523,5 0,0 -0,7 -466,1 -5.073,9 
Kostenbeiträge per 31.12.2017 -4.069,3 -0,2 -498,2 0,0 -0,6 -505,4 -5.073,7 
                
Buchwert nach Kostenbeiträgen  
per 01.01.2017 14.079,6 147,6 3.708,7 0,2 32,3 2.817,0 20.785,4 
Buchwert nach Kostenbeiträgen 
per 31.12.2017 14.584,4 144,5 3.798,8 0,0 27,4 3.059,4 21.614,5         

 
Der ÖBB-Infrastruktur-Konzern erhielt nicht rückzahlbare Investitionszuschüsse für Sachanlagen, die 
anschaffungskostenmindernd dargestellt werden. Sowohl die Abschreibung bezuschusster Vermögenswerte als auch die 
Auflösung der Kostenbeiträge werden ergebniswirksam unter dem Posten „Abschreibungen” ausgewiesen.  

Bei den Umbuchungen handelt es sich einerseits um die aus dem Posten „Anlagen in Bau und geleistete Anzahlungen” 
auf die spezifischen Anlagenkonten umgebuchten Werte für fertiggestellte Anlagen des Sachanlagevermögens und der 
immateriellen Vermögenswerte und andererseits um von oder zu den Bilanzposten „Zur Veräußerung gehaltene 
Vermögenswerte” (siehe Erläuterung 19) sowie von oder zu den „Vorräten“ (siehe Erläuterung 21) umgegliederte Werte. 
Zu den Angaben zu Schätzungsänderungen wird auf Erläuterung 3 unter „Einschätzungen der Nutzungsdauern der 
Sachanlagen und immateriellen Vermögenswerte” verwiesen.  

Im Geschäftsjahr aktivierte der ÖBB-Infrastruktur-Konzern gemäß den Regelungen des IAS 23 Zinsen auf 
Herstellungskosten qualifizierter Vermögenswerte in Höhe von rd. 92,5 Mio. EUR (Vj: rd. 78,4 Mio. EUR). Der zugrunde 
liegende Fremdkapitalzinssatz beträgt 3,2% (Vj: 3,2%). Von den Bundeszuschüssen wurde ein Betrag von 
rd. 91,1 Mio. EUR (Vj: rd. 77,6 Mio. EUR) als Kostenbeitrag für aktivierte Zinsen erfasst.  

Die Anlagen in Bau betragen rd. 3.662,9 Mio. EUR (Vj: rd. 3.057,7 Mio. EUR). 
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116 Per 31.12.2018 betrugen die vertraglichen Verpflichtungen für den Erwerb von Sachanlagen (Bestellobligo) 
rd. 1.517,8 Mio. EUR (Vj: rd. 1.785,3 Mio. EUR).  

Anlagen des Fahrparks dienen in Höhe von rd. 46,2 Mio. EUR (Vj: rd. 49,0 Mio. EUR) als Besicherung für EUROFIMA-
Darlehen. 

Verluste aus dem Abgang von Sachanlagen sind in Höhe von rd. 12,4 Mio. EUR angefallen (Vj: rd. 13,7 Mio. EUR), wobei 
sich diese aus der Verschrottung und dem Abbruch von Vermögenswerten und dem Verkauf von Fahrzeugen und sonstiger 
Betriebsausstattung sowie Abgängen von Planungsanlagen und Abtretungen ins öffentliche Gut ergaben. 
Entschädigungsbeiträge wurden in Höhe von rd. 1,8 Mio. EUR (Vj: rd. 0,4 Mio. EUR) vereinnahmt.  

Kostenbeiträge von Dritten 
Die Entwicklung der Kostenbeiträge ist aus den Anlagenspiegeln ersichtlich. Die wesentlichen Kostenbeitragsgeber setzen 
sich wie folgt zusammen: 
   

  31.12.2018 31.12.2017 
  in Mio. EUR in Mio. EUR 

Republik Österreich 3.049,8 2.931,8 
Ehemalige Eisenbahn-Hochleistungsstrecken AG 1.252,4 1.275,7 
Schieneninfrastrukturfinanzierungs GmbH 1.105,1 1.158,9 
Sonstige Dritte 114,4 110,6 
Gesamt 5.521,7 5.477,0 
   davon auf Sachanlagen 5.076,0 5.073,7 
   davon auf immaterielle Vermögenswerte 445,7 403,3    

 

Gemietete und vermietete Vermögenswerte 
Im Geschäftsjahr 2017 sind in den Sachanlagen gemietete oder geleaste Vermögenswerte enthalten, die im 
Anlagenspiegel gesondert ausgewiesen werden. Bei den gemieteten Sachanlagen handelt es sich um Vermögenswerte, 
die wegen der Gestaltung der zugrunde liegenden Leasingverträge als Finanzierungsleasing dem wirtschaftlichen, nicht 
jedoch dem zivilrechtlichen Eigentum des ÖBB-Infrastruktur-Konzerns zugerechnet werden. Dabei handelt es sich vor allem 
um technische Anlagen und Maschinen. Im Jänner 2018 erfolgte die Umbuchung in die Technischen Anlagen Maschinen. 
Weitere Angaben sind unter Erläuterung 30 enthalten. 
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Die Gliederung der immateriellen Vermögenswerte und die Veränderungen im Geschäftsjahr sind aus dem folgenden 
Anlagenspiegel ersichtlich. 
     

in Mio. EUR 

Konzessionen, 
Schutzrechte, 

Lizenzen sowie 
Entwicklungs-

kosten 
Kostenbeiträge 

an Dritte 

Geleistete 
Anzahlungen 

auf 
immaterielle 
Vermögens-

werte Summe 

Anschaffungs- und Herstellungskosten 2018         
Anschaffungs-/Herstellungskosten Stand 01.01.2018 167,3 1.275,3 27,6 1.470,2 
Zugänge 1,8 91,8 41,3 134,9 
Abgänge -2,2 -2,2 0,0 -4,4 
Umbuchungen 10,5 9,7 -18,6 1,6 
Anschaffungs-/Herstellungskosten Stand 31.12.2018 177,4 1.374,6 50,3 1.602,3 
          
Kumulierte Abschreibungen Stand 01.01.2018 -104,7 -498,8 0,0 -603,5 
Abschreibungen -14,4 -25,8 0,0 -40,2 
Abgänge 2,1 2,2 0,0 4,3 
Kumulierte Abschreibungen Stand 31.12.2018 -117,0 -522,4 0,0 -639,4 
          
Buchwerte vor Kostenbeiträgen per 01.01.2018 62,6 776,5 27,6 866,6 
Buchwerte vor Kostenbeiträgen per 31.12.2018 60,4 852,2 50,3 962,9 
          
Kostenbeiträge 2018         
Stand 01.01.2018 -32,8 -720,1 0,0 -752,9 
Zugänge -0,2 -48,8 0,0 -49,0 
Abgänge 0,0 1,3 0,0 1,3 
Umbuchungen 0,4 -0,4 0,0 0,0 
Stand 31.12.2018 -32,6 -768,0 0,0 -800,6 
          
Kumulierte Abschreibungen Stand 01.01.2018 20,5 329,1 0,0 349,6 
Abschreibungen 1,6 5,0 0,0 6,6 
Abgänge 0,0 -1,3 0,0 -1,3 
Kumulierte Abschreibungen Stand 31.12.2018 22,1 332,8 0,0 354,9 
          
Kostenbeiträge per 01.01.2018 -12,3 -391,0 0,0 -403,3 
Kostenbeiträge per 31.12.2018 -10,5 -435,2 0,0 -445,7 
          
Buchwerte nach Kostenbeiträgen per 01.01.2018 50,3 385,5 27,6 463,3 
Buchwerte nach Kostenbeiträgen per 31.12.2018 49,9 417,0 50,3 517,2      
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in Mio. EUR 

Konzessionen, 
Schutzrechte, 

Lizenzen sowie 
Entwicklungs-

kosten 
Kostenbeiträge 

an Dritte 

Geleistete 
Anzahlungen 

auf immaterielle 
Vermögens-

werte Summe 

Anschaffungs- und Herstellungskosten 2017         
Anschaffungs-/Herstellungskosten Stand 01.01.2017 155,7 1.214,3 22,4 1.392,6 
Zugänge 1,7 49,5 27,6 78,8 
Abgänge 0,0 -1,5 -0,4 -2,0 
Umbuchungen 9,9 13,0 -22,0 0,9 
Anschaffungs-/Herstellungskosten Stand 31.12.2017 167,3 1.275,3 27,6 1.470,2 
          
Kumulierte Abschreibungen Stand 01.01.2017 -90,5 -474,1 0,0 -564,6 
Abschreibungen -14,2 -26,2 0,0 -40,4 
Abgänge 0,0 1,5 0,0 1,5 
Umbuchungen 0,0 0,0 0,0 0,0 
Kumulierte Abschreibungen Stand 31.12.2017 -104,7 -498,8 0,0 -603,5 
          
Buchwerte vor Kostenbeiträgen per 01.01.2017 65,1 740,3 22,4 827,8 
Buchwerte vor Kostenbeiträgen per 31.12.2017 62,6 776,5 27,6 866,6 
          
Kostenbeiträge 2017         
Stand 01.01.2017 -32,6 -673,8 0,0 -706,3 
Zugänge -0,4 -46,3 0,0 -46,7 
Umbuchungen 0,2 -0,4 0,0 -0,2 
Stand 31.12.2017 -32,8 -720,1 0,0 -752,9 
          
Kumulierte Abschreibungen Stand 01.01.2017 18,8 324,2 0,0 343,0 
Abschreibungen 1,7 5,3 0,0 7,0 
Umbuchungen 0,0 0,0 0,0 0,0 
Kumulierte Abschreibungen Stand 31.12.2017 20,5 329,1 0,0 349,6 
          
Kostenbeiträge per 01.01.2017 -13,8 -349,6 0,0 -363,4 
Kostenbeiträge per 31.12.2017 -12,3 -391,0 0,0 -403,3 
          
Buchwerte nach Kostenbeiträgen per 01.01.2017 51,3 390,6 22,4 464,3 
Buchwerte nach Kostenbeiträgen per 31.12.2017 50,3 385,5 27,6 463,3      

 

Der ÖBB-Infrastruktur-Konzern erhielt nicht rückzahlbare Investitionszuschüsse für immaterielle Vermögenswerte, die 
anschaffungskostenmindernd dargestellt werden. Sowohl die Abschreibung dieser Vermögenswerte als auch die 
Auflösung sämtlicher Kostenbeiträge werden ergebniswirksam unter dem Posten „Abschreibungen” ausgewiesen. Die 
durchschnittliche Restnutzungsdauer von Kostenbeiträgen an Dritte beträgt etwa 20,0 Jahre (Vj: 18,4 Jahre). 

Die Aufwendungen für Forschung und Entwicklung betragen rd. 7,7 Mio. EUR (Vj: rd. 7,4 Mio. EUR). Im Geschäftsjahr 
wurden Aufwendungen über rd. 4,0 Mio. EUR (Vj: rd. 4,6 Mio. EUR) als Entwicklungskosten im Anlagevermögen unter 
der Position „Konzessionen, Schutzrechte, Lizenzen und Entwicklungskosten” aktiviert, soweit Prototypen entwickelt 
werden, erfolgt die Aktivierung unter den Sachanlagen. 

Die Zugänge in der Position „Kostenbeiträge an Dritte” resultieren im Wesentlichen aus geleisteten Kostenbeiträgen an 
die Galleria di Base del Brennero – Brenner Basistunnel BBT SE. 
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119 16. Als Finanzinvestitionen gehaltene Immobilien 
Es werden dieser Kategorie nur Immobilien zugeordnet, die nicht als Eisenbahnvermögen (§ 10a Eisenbahngesetz) 
qualifiziert und daher frei an Dritte vermietet werden oder veräußerbar sind. Im Wesentlichen werden daher Immobilien 
zu Vermietungszwecken sowie Baurechte unter den als Finanzinvestition gehaltenen Immobilien ausgewiesen. Die 
Nutzungsdauer dieser Immobilien entspricht den Nutzungsdauern jener Immobilien, die unter den Sachanlagen 
ausgewiesen werden. 
   

  2018 2017 
  in Mio. EUR in Mio. EUR 

Anschaffungs- und Herstellungskosten     
Stand 01.01. 342,1 340,2 
Zugänge 0,3 0,0 
Zugänge aufgrund Übertragung aus dem Bestand der Vorräte 0,0 2,0 
Zugänge zu Anschaffungskosten aus nachträglichen Anschaffungen 0,0 0,9 
Abgänge  zu Anschaffungskosten -3,5 -0,8 
Umbuchungen aus/zu Sachanlagen 0,0 -0,2 
Stand 31.12. 338,9 342,1 
      
Kumulierte Abschreibungen     
Stand 01.01. -183,3 -180,2 
Abschreibungen -3,8 -3,9 
Abgänge 3,1 0,8 
Stand 31.12. -184,0 -183,3 
      
Nettobuchwert Stand 01.01. 158,8 160,0 
Nettobuchwert Stand 31.12. 154,9 158,8    

 

Sämtliche vom ÖBB-Infrastruktur-Konzern als Finanzinvestition gehaltenen Immobilien werden im Rahmen von operativen 
Leasingverhältnissen vermietet. Die daraus resultierenden Mieterträge beliefen sich ohne Betriebskosten auf 
rd. 19,7 Mio. EUR (Vj: rd. 19,6 Mio. EUR), denen direkt zurechenbare Aufwendungen (einschließlich Reparaturen und 
Instandhaltungen, allerdings ohne Betriebskosten) in Höhe von rd. 6,6 Mio. EUR (Vj: rd. 6,6 Mio. EUR) gegenüberstehen. 
Darüber hinaus fielen betriebliche Aufwendungen in der Höhe von rd. 0,4 Mio. EUR (Vj: rd. 0,3 Mio. EUR) an, denen keine 
Mieteinnahmen gegenüberstehen. Der ÖBB-Infrastruktur-Konzern ist keine Verträge für die Instandhaltung seiner als 
Finanzinvestitionen gehaltenen Immobilien eingegangen, die zu einer diesbezüglichen Verpflichtung führen.  

Der beizulegende Zeitwert beträgt rd. 607,3 Mio. EUR (Vj: rd. 578,0 Mio. EUR). Für 77% (Vj: 75%) der Immobilien erfolgt 
die Bewertung mithilfe externer Gutachten, welche nicht ausschließlich auf Marktdaten beruhen und daher der 
Hierarchiestufe 3 zugeordnet sind. Die beizulegenden Zeitwerte für die restlichen zu Investitionszwecken gehaltenen 
Immobilien wurden von konzerninternen ExpertInnen der ÖBB-Immobilienmanagement GmbH mit einer Discounted-
Cashflow-Berechnung auf Basis der tatsächlichen Mieten für das jeweilige Mietobjekt ermittelt. Die so ermittelten 
beizulegenden Marktwerte wurden ebenso der Hierarchiestufe 3 gemäß IFRS 13 zugeordnet.  

Von den als Finanzinvestitionen gehaltenen Immobilien entfallen rd. 2,5 Mio. EUR (Vj: rd. 2,5 Mio. EUR) auf verbundene 
Unternehmen des übrigen ÖBB-Konzerns, die sich alle aus Baurechten zusammensetzen. Diese haben einen Marktwert 
von rd. 7,2 Mio. EUR (Vj: rd. 3,7 Mio. EUR). In diesem Zusammenhang wurden Einnahmen in Höhe von rd. 0,2 Mio. EUR 
(Vj: rd. 0,1 Mio. EUR) generiert, denen keine Ausgaben gegenüberstehen. 

17. Nach der Equity-Methode bilanzierte Unternehmen 
Beteiligungen, die nach der Equity-Methode bilanziert werden, umfassen Anteile an einem Gemeinschaftsunternehmen 
und an zwei (Vj: einem) assoziierten Unternehmen. 
   

  Eigentumsanteil in % 
Name und Sitz des Gemeinschaftsunternehmens 31.12.2018 31.12.2017 

Galleria di Base del Brennero - Brenner Basistunnel BBT SE, I-39100 Bozen 50,0 50,0 
      
  Eigentumsanteil in % 
Name und Sitz des assoziierten Unternehmens 31.12.2018 31.12.2017 

Weichenwerk Wörth GmbH, A-3151 St. Georgen am Steinfeld 43,05 43,05 
Breitspur Planungsgesellschaft mbH, A-1010 Wien 1) 25,0      
1) Dieses Unternehmen wurde im Vorjahr unter den Beteiligungen ausgewiesen. Der Buchwert zum 31.12.2017 betrug rd. 1,4 Mio. EUR. 
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120 Eine Zusammenfassung der Finanzinformationen für die nach der Equity-Methode bilanzierten Unternehmen, an denen die 
ÖBB-Infrastruktur AG zum Bilanzstichtag beteiligt ist, wird in den folgenden Tabellen dargestellt. Die Tabelle zeigt auch eine 
Überleitung der zusammengefassten Finanzinformationen auf den Buchwert des Anteils des Konzerns. Die Werte der 
Galleria di Base del Brennero – Brenner Basistunnel BBT SE sind vorläufig und an die Rechnungslegungsmethode im Konzern 
angepasst.  
   

  
Galleria di Base del Brennero - 

Brenner Basistunnel BBT SE 
  31.12.2018 31.12.2017 
  in Mio. EUR in Mio. EUR 

Umsatzerlöse 0,0 0,0 
Planmäßige Abschreibungen -1,1 -1,1 
Zinserträge 0,0 *) 0,0 *) 
Zinsaufwendungen 0,0 *) 0,0 *) 
Ertragsteueraufwand 0,0 *) 0,0 *) 
Jahresüberschuss aus fortgeführten Geschäftsbereichen 0,0 0,0 
Gesamtergebnis 0,0 0,0 
      
Zahlungsmittel und Zahlungsmitteläquivalente 116,2 92,1 
Sonstige kurzfristige Vermögenswerte 40,5 103,5 
Langfristige Vermögenswerte 82,8 15,0 
kurzfristige Schulden 156,3 127,4 
   davon kurzfristige Finanzverbindlichkeiten 152,5 124,0 
Langfristige Schulden 2,1 2,1 
   davon langfristige Finanzverbindlichkeiten 0,0 0,0 
Nettovermögen 100% 81,1 81,1 
      
Anteil des Konzerns am Nettovermögen des Beteiligungsunternehmens per 01.01. 40,6 40,6 
Gesamtergebnis, das dem Konzern zuzurechnen ist 0,0 0,0 
vom assoziierten Unternehmen erhaltene Dividenden 0,0 0,0 
Buchwert des Anteils am Beteiligungsunternehmen per 31.12. 40,6 40,6    

*) Kleinstbetrag 

Die Galleria di Base del Brennero – Brenner Basistunnel BBT SE (fortan BBT SE) ist die einzige gemeinsame Vereinbarung des 
Konzerns. Die BBT SE ist eine eigenständige juristische Person. Der Konzern hat einen Residualanspruch am Nettovermögen, 
dementsprechend hat der Konzern seinen Anteil als ein Gemeinschaftsunternehmen eingestuft. Der Zweck und die Aufgabe 
der Gesellschaft BBT SE sind Planung und Bau des Brenner Basistunnels. Das Gesamtprojekt umfasst den Bau des 
Eisenbahntunnels zwischen Tulfes/Innsbruck und Franzensfeste mit den Haupt-, Erkundungs- und den Zufahrtstunneln, 
Multifunktionsstellen, technischen Anlagen, der Betriebsleitzentrale, den erforderlichen Deponien und den Brücken und 
Stellen, die für die Durchführung der Bauarbeiten erforderlich sind, sowie die Inbetriebnahme des Tunnels. Gemäß den 
Bestimmungen des Staatsvertrags vom 30.04.2004 ist das Gesellschaftskapital der BBT SE zu jeweils 50% zwischen Italien 
und Österreich aufgeteilt. Auf österreichischer Seite sind die 50% zur Gänze im Besitz der ÖBB-Infrastruktur AG. Die 50% 
des italienischen Teils sind zur Gänze im Besitz der TFB Societá di Partecipazioni S.p.A. Die ÖBB-Infrastruktur AG hat sich 
verpflichtet, den Bau des Brenner Basistunnels zu 50% zu finanzieren und erhält dafür vom Bund einen 100%igen Zuschuss 
als Kostenbeitrag. Gemäß Vereinbarungen zwischen Italien und Österreich haben sich die beiden Länder bereit erklärt, 
zusätzliche Beiträge im Verhältnis ihrer Anteile zu leisten, um etwaige Verluste bei Bedarf auszugleichen.  

Die BBT SE weist in ihrem vorläufigen Jahresabschluss neben den oben angeführten Werten Gesamterträge (sonstige 
betriebliche Erträge) in Höhe von rd. 20,6 Mio. EUR (Vj: rd. 18,9 Mio. EUR) und Gesamtaufwendungen in Höhe von 
rd. 20,8 Mio. EUR (Vj: rd. 18,9 Mio. EUR) aus. An die BBT SE wurden rd. 90,0 Mio. EUR (Vj: rd. 47,0 Mio. EUR) als geleistete 
Kostenbeiträge gezahlt. Dieser Betrag wurde in beiden Berichtsjahren einerseits vom Bund in Höhe von rd. 44,8 Mio. EUR 
(Vj: rd. 41,3 Mio. EUR) und andererseits auf Basis des Anteilskaufvertrags vom 18.04.2011 vom Land Tirol in Höhe von 
rd. 3,5 Mio. EUR (Vj: rd. 3,5 Mio. EUR) refundiert. Bei den langfristigen Schulden handelt es sich um erhaltene 
Kostenbeiträge, die noch nicht im Projekt verausgabt wurden.  

Der Bilanzstichtag der Weichenwerk Wörth GmbH ist der 31.03. Die Gesellschaft wird auf Grundlage eines 
Zwischenabschlusses per 31.12. einbezogen. Die Bilanzsumme beträgt rd. 21,3 Mio. EUR (Vj: rd. 20,4 Mio. EUR), die 
Umsatzerlöse betragen rd. 32,3 Mio. EUR (Vj: rd. 32,8 Mio. EUR) und der Jahresüberschuss beträgt rd. 2,2 Mio. EUR (Vj: rd. 
2,6 Mio. EUR). Die Geschäftstätigkeit der Weichenwerk Wörth GmbH umfasst die Erzeugung und das Recycling von Weichen 
und Komponenten, von Prellböcken, Isolierstößen sowie die Logistik und den Transport der erzeugten Produkte sowie 
Servicetätigkeiten an Weichen.  

Per 01.01.2018 wurde die Breitspur Planungsgesellschaft mbH erstmals unter Anwendung der Equity-Methode in den 
Konzernabschluss einbezogen. Aus der Erstkonsolidierung ergab sich ein Unterschiedsbetrag in Höhe von rd. 0,5 Mio. EUR, 
der ergebnismindernd ausgewiesen wird. Die Bilanzsumme beträgt rd. 2,6 Mio. EUR (Vj: rd. 4,1 Mio. EUR), es gab keine 
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121 Umsatzerlöse und der Jahresfehlbetrag beträgt rd. 1,3 Mio. EUR (Vj: rd. 0,6 Mio. EUR). Unternehmensgegenstand der 
Gesellschaft ist die Planung der Weiterführung der 1520-Millimeter-Breitspur-Schieneninfrastruktur von der Grenze der 
Ukraine durch die Slowakei nach und in Österreich.  
   
  31.12.2018 31.12.2017 
Entwicklung der Anteile an assoziierten Unternehmen in Mio. EUR in Mio. EUR 

Stand 01.01. 8,6 8,6 
Zugang Erstkonsolidierung nach der Equity-Methode 0,9 0,0 
Anteil am Ergebnis 0,4 1,5 
Ausschüttungen und übrige Änderungen -0,8 -1,4 
Stand 31.12. 9,1 8,6    

 

18. Sonstige finanzielle Vermögenswerte 
    
2018       
in Mio. EUR kurzfristig langfristig Gesamt 

Beteiligungen 0,0 0,9 0,9 
Finanzielle Vermögenswerte – Leasing 0,0 73,9 73,9 

davon gegenüber verbundenen Unternehmen 0,0 8,9 8,9 
Übrige finanzielle Vermögenswerte 52,7 105,0 157,7 

Gesamt 52,7 179,8 232,5 
davon gegenüber verbundenen Unternehmen 0,0 8,9 8,9 
davon zu fortgeführten Anschaffungskosten bewertet 2,8 158,0 160,8     

 
     
2017        
in Mio. EUR kurzfristig langfristig Gesamt  

Beteiligungen 0,0 2,7 2,7  
Finanzielle Vermögenswerte – Leasing 7,9 97,3 105,2  

davon gegenüber verbundenen Unternehmen 7,9 33,7 41,6  
Übrige finanzielle Vermögenswerte 27,5 86,1 113,6  
 davon gegenüber verbundenen Unternehmen 0,4 0,0 0,4  
Gesamt 35,4 186,1 221,5  

davon gegenüber verbundenen Unternehmen 8,3 33,7 42,0       

Beteiligungen 
Für eine vollständige Übersicht über alle Beteiligungen wird auf Erläuterung 35 verwiesen. Diese Beteiligungen werden 
gemäß IFRS 9 erfolgswirksam zum beizulegenden Zeitwert bewertet.  

Die Breitspur Planungsgesellschaft mbH wird per 01.01.2018 erstmals nach der Equity-Methode in den Konzernabschluss 
miteinbezogen und wird daher nicht mehr unter den Beteiligungen ausgewiesen. 

Finanzielle Vermögenswerte – Leasing 
Die finanziellen Vermögenswerte im Zusammenhang mit Leasing betreffen mit rd. 65,0 Mio. EUR (Vj: rd. 63,5 Mio. EUR) 
Vermögenswerte aus Cross-Border-Leasing-Transaktionen (CBL). Weiters sind im Ausmaß von rd. 8,9 Mio. EUR 
(Vj: rd. 9,2 Mio. EUR) Forderungen aus weiterverrechneten Ansprüchen gegenüber anderen Gesellschaften des ÖBB-
Konzerns resultierend aus der Beendigung einer Leasingtransaktion enthalten. 2017 wurden in diesem Posten 
mit rd. 32,5 Mio. EUR Forderungen aus Sublease-Verträgen gegenüber der ÖBB-Produktion GmbH und der ÖBB-
Personenverkehr AG ausgewiesen, welche die Finanzierung der Sublease-Transaktionen mit der ÖBB-Finanzierungsservice 
GmbH betrafen. Diesen Finanzforderungen standen in gleicher Höhe Finanzverbindlichkeiten an diesen verbundenen 
Unternehmen gegenüber, welche per 01.01.2018 aufgrund einer Vorauszahlungsvereinbarung miteinander ausgeglichen 
wurden.  

Die finanziellen Vermögenswerte aus nicht verknüpften CBL-Transaktionen betreffen in Höhe von rd. 65,0 Mio. EUR 
(Vj: rd. 63,5 Mio. EUR) hauptsächlich langfristige Darlehen und Wertpapiere und dienen zur Abdeckung der künftigen 
Zahlungsverpflichtungen (Leasingraten und Kaufpreis). Kapitalerträge aus thesaurierenden Veranlagungen erhöhen den 
Posten, die Bedienung der Zahlungsverpflichtungen verringert den Posten. Diesen Vermögenswerten stehen 
Finanzverbindlichkeiten in Höhe von rd. 65,0 Mio. EUR (Vj: rd. 58,0 Mio. EUR) gegenüber. Zu finanziellen 
Vermögenswerten aus Leasing über rd. 49,0 Mio. EUR (Vj: rd. 49,0 Mio. EUR) gibt es Beschränkungen von 
Verfügungsrechten.  
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Des Weiteren wurden übrige finanzielle Vermögenswerte von rd. 22,5 Mio. EUR (Vj: 20,5 Mio. EUR), die unter den übrigen 
finanziellen Vermögenswerten ausgewiesen werden, zur Besicherung von Leasingverbindlichkeiten verpfändet. Nähere 
Angaben zu den Leasing- und CBL-Geschäften sind unter den Erläuterungen 30.1 und 30.3 enthalten. Außerdem sind 
Derivate im Zusammenhang mit Stromgeschäften im Ausmaß von rd. 26,8 Mio. EUR (Vj: rd. 22,2 Mio. EUR) und sonstige 
Derivate über rd. 44,0 Mio. EUR (Vj: rd. 6,3 Mio. EUR) sowie verbliebene Depots aus aufgelösten CBL-Transaktionen über 
rd. 64,2 Mio. EUR (Vj: rd. 64,0 Mio. EUR) enthalten. 

Wertberichtigungen 
Die folgende Tabelle zeigt eine Zusammenfassung des Ausfallrisikos für die finanziellen Vermögenswerte.  
     

Finanzielle Vermögenswerte zum 31.12.2018 bewertet zu 
fortgeführten Anschaffungskosten 
in Mio. EUR Kreditrating *) 

Brutto-
Buchwert 

Wertberichtigung 
(Erwarteter 12-

Monats-
Kreditverlust) Netto-Buchwert 

Einstufung „geringes Risiko“ AAA bis A 161,1 0,3 160,8 
Einstufung „mittleres Risiko“ BBB bis B 0,0 0,0 0,0 
Einstufung „zweifelhaft“ CCC bis C 0,0 0,0 0,0 
Einstufung „Verlust“ D 0,0 0,0 0,0 
Gesamtexposure   161,1 0,3 160,8      

*) Entspricht der Einstufung bei einer externer Ratingagentur (Standard & Poor‘s). 

Die Entwicklung der Wertberichtigung für finanzielle Vermögenswerte bewertet zu fortgeführten Anschaffungskosten 
verlief im Jahresverlauf wie folgt:  
  
Wertberichtigung von finanziellen Vermögenswerten  2018 
in Mio. EUR Erwarteter 12-Monats-Kreditverlust  

Stand 01.01.2018 0,0 
Anpassung aus der erstmaligen Anwendung von IFRS 9 0,1 
Stand 01.01.2018 nach IFRS 9 0,1 
Nettoneubewertung der Wertberichtigung 0,2 
Stand 31.12.2018 0,3   

 

Die Erhöhung der Wertberichtigung im Geschäftsjahr 2018 ist im Wesentlichen auf eine Veränderung der für die 
Wertberichtigung zugrunde liegenden Marktdaten zurückzuführen.  
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Der Bilanzposten der zur Veräußerung gehaltenen Vermögenswerte stellt sich folgendermaßen dar: 
   
  2018 2017 
Zur Veräußerung gehaltene Vermögenswerte in Mio. EUR in Mio. EUR 

Stand 01.01. 0,1 7,8 
Zugänge (einzelne Vermögenswerte) 0,1 0,1 
Abgänge durch Veräußerung -0,1 -7,8 
Stand 31.12. 0,1 0,1 
 davon zu fortgeführten Anschaffungskosten ausgewiesen 0,1 0,1    

 

Bei den zur Veräußerung gehaltenen Vermögenswerten handelt es sich um zwei Grundstücke (inklusive Hochbauten und 
technische Anlagen) sowie um eine Bahnstrecke. Eine im Vorjahr enthaltene Bahnstrecke mit einem Buchwert von 
rd. 12 TEUR wurde wieder in das Anlagevermögen zurückgegliedert, da der potenzielle Erwerber noch weitere drei Jahre 
benötigt, um den geplanten Betrieb aufzunehmen und bis dahin die ÖBB Infrastruktur AG den Betrieb weiterführt. Zwei 
Grundstücke, welche am 01.01.2018 als zur Veräußerung gehalten klassifiziert waren, wurden 2018 wie geplant verkauft. 

Die beizulegenden Zeitwerte entsprechen den vereinbarten Kaufpreisen oder den erwarteten Verhandlungsergebnissen 
mit den Vertragspartnern, womit die Zuordnung des beizulegenden Werts zur Hierarchiestufe 3 gemäß IFRS 13 erfolgt. 
Ein Ausweis unter zur Veräußerung gehaltene Vermögenswerte erfolgt nur dann, wenn entsprechende 
Aufsichtsratsbeschlüsse vorliegen und mit der Veräußerung im folgenden Geschäftsjahr höchstwahrscheinlich zu rechnen 
ist. 

Die für 2019 zu erwartenden Erlöse für zur Veräußerung gehaltene Vermögenswerte liegen alle über den aktuellen 
Buchwerten der Vermögenswerte. Der ÖBB-Infrastruktur-Konzern hat insgesamt Gewinne aus zur Veräußerung 
gehaltenen Vermögenswerten in Höhe von rd. 3,1 Mio. EUR (Vj: rd. 23,7 Mio. EUR) erfasst, die gemeinsam mit dem 
Ergebnis aus der Veräußerung von übrigen Anlagen in den sonstigen betrieblichen Erträgen ausgewiesen werden. 

20. Forderungen aus Lieferungen und Leistungen und sonstige Forderungen 
Dieser Posten gliedert sich wie folgt: 
    
31.12.2018       

in Mio. EUR kurzfristig langfristig Gesamt 

Forderungen aus Lieferungen und Leistungen 128,5 0,0 128,5 
davon gegenüber verbundenen Unternehmen 64,5 0,0 64,5 

 davon Vertragsvermögenswerte (Fertigungsaufträge) 11,1 0,0 11,1 
Sonstige Forderungen und Vermögenswerte 256,1 144,4 400,5 

davon Finanzinstrumente 80,3 11,8 92,1 
Gesamt 384,6 144,4 529,0     

 
    
31.12.2017       

in Mio. EUR kurzfristig langfristig Gesamt 

Forderungen aus Lieferungen und Leistungen 140,0 0,0 140,0 
davon gegenüber verbundenen Unternehmen 78,6 0,0 78,6 
davon Fertigungsaufträge 6,5 0,0 6,5 

Sonstige Forderungen und Vermögenswerte 217,5 150,2 367,7 

Gesamt 357,5 150,2 507,7     
 

Die Buchwerte der Forderungen aus Lieferungen und Leistungen und sonstigen Forderungen (soweit es sich um 
Finanzinstrumente handelt) entsprechen aufgrund der kurzen Laufzeit annähernd dem beizulegenden Zeitwert. In den 
Forderungen aus Lieferungen und Leistungen sind in der Höhe von rd. 0,3 Mio. EUR (Vj: rd. 0,0 Mio. EUR) Forderungen 
mit einer Restlaufzeit von mehr als 1 Jahr enthalten. 

In den Forderungen aus Lieferungen und Leistungen werden Vertragsvermögenswerte im Zusammenhang mit Leistungen 
für Dritte erfasst, bei denen die Leistungserstellung noch nicht abgeschlossen ist.  
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124 Bei den sonstigen Forderungen und Vermögenswerten handelt es sich vor allem um vorausbezahlte Haftungsentgelte von 
rd. 139,3 Mio. EUR (Vj: rd. 157,6 Mio. EUR), Vorsteuer auf Anzahlungsrechnungen über rd. 42,3 Mio. EUR 
(Vj: rd. 32,9 Mio. EUR), Vorsteuerguthaben aus den Voranmeldungszeiträumen November und Dezember in Höhe von 
rd. 80,6 Mio. EUR (Vj: rd. 79,3 Mio. EUR), die im Dezember ausbezahlten Gehälter für Jänner in der Höhe von 
rd. 30,3 Mio. EUR (Vj: rd. 30,9 Mio. EUR) sowie Forderungen aus Kostenbeiträgen von rd. 21,3 Mio. EUR (Vj: rd. 16,2 Mio. 
EUR) und Grundstücksverkäufen von rd. 44,4 Mio. EUR (Vj: rd. 4,0 Mio. EUR).  

Die Wertberichtigungen entwickelten sich wie folgt: 
     

  
Forderungen aus  

Lieferung u. Leistungen Sonstige Forderungen 
in Mio. EUR 2018 2017 2018 2017 

Stand 01.01. 13,9 13,4 0,4 0,0 
Anpassung aus der erstmaligen Anwendung von IFRS 9 1,2 0,0 0,1 0,0 
Stand 01.01. nach IFRS 9 15,1   0,5   
Verbrauch -0,9 -3,2 0,0 0,0 
Nettoneubewertung der Wertberichtigungen 2,0 3,7 0,1 0,4 
Stand 31.12. 16,2 13,9 0,6 0,4      

 

Eine Zusammenfassung des Ausfallrisikos für Forderungen aus Lieferungen und Leistungen sowie sonstige Forderungen 
zeigt die folgende Tabelle: 
  
Ausfallsrisiko  
in Mio. EUR 2018 

Forderungen aus Lieferungen und Leistungen 144,8 
Sonstige Forderungen 92,7 
Gesamter Bruttobuchwert Forderungen 237,4 
Wertminderung 16,8 
Buchwert 220,7   

 

Die nachfolgende Tabelle enthält Informationen über das Ausfallrisiko und die erwarteten Kreditverluste aus Lieferungen 
und Leistungen des Geschäftsjahres 2018: 
       
31.12.2018 
Analyse des Ausfallsrisikos nach 
Fälligkeit der Forderungen aus L+L 
in Mio. EUR 

Brutto-
Buchwert (vor 

Abzug von 
Wertbericht.) 

Einzelwert-
berichtigung 

Brutto-Buchwert 
nach Einzelwert-

berichtigung 

Pauschale 
Einzelwert-

berichtigung (IFRS 9) in % Netto-Buchwert 

nicht überfällig 113,1 0,0 113,1 1,7 1,5% 111,4 
bis 90 Tage überfällig 11,9 0,0 11,8 0,2 1,7% 11,6 
90 bis 180 Tage überfällig 1,6 0,3 1,3 0,2 11,5% 1,2 
180 bis 360 Tage überfällig 3,3 1,7 1,6 0,4 22,6% 1,3 
über 360 Tage überfällig 14,8 10,5 4,3 1,3 30,2% 3,0 
Gesamtexposure 144,8 12,5 132,2 3,7 2,8% 128,5        

 

Die nachfolgende Tabelle enthält Informationen über das Ausfallrisiko und die erwarteten Kreditverluste aus den sonstigen 
Forderungen des Geschäftsjahres 2018: 
       
31.12.2018 
Analyse des Ausfallrisikos der 
sonstigen Forderungen 
in Mio. EUR Kreditrating a) 

Brutto-Buchwert (vor Abzug 
von Wertbericht.) Wertberichtigung   in % Netto-Buchwert  

Einstufung „geringes Risiko“ AAA bis A                     44,3  0,0 b) 0,0%             44,3  
Einstufung „mittleres Risiko“ BBB bis B                     48,1  0,3   0,7%             47,8  
Einstufung „zweifelhaft“ CCC bis C                       0,3                      0,3    100% 0,0 
Einstufung „Verlust“ D 0,0 0,0   0% 0,0 
Gesamtexposure   92,7 0,6   0,6% 92,1         

a) Entspricht der Einstufung bei einer externer Ratingagentur (Standard & Poor‘s). 

b) Kleinstbetrag 
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125 Die überfälligen und wertberichtigten nicht überfälligen Forderungen des Geschäftsjahres 2017 stellen sich wie folgt dar: 
        

31.12.2017 
Analyse der überfälligen/ 
wertberichtigten Forderungen 
in Mio. EUR 

Brutto-
Buchwert (vor 

Abzug von 
Wertbericht.) 

davon nicht 
wert-

berichtigt 

davon wert-
berichtigt 

(brutto) 
Wert-

berichtigung 

davon 
Einzelwert-

berichtigung 

davon 
pauschale 

Einzelwert-
berichtigung 

Netto-
Buchwert 

Forderung noch nicht 
überfällig, aber wertberichtigt 1,6 0,0 1,6 1,6 0,1 1,5 0,0 
bis 90 Tage überfällig 16,7 15,7 1,0 1,0 1,0 0,0 15,7 

90 bis 180 Tage überfällig 4,6 4,5 0,1 0,1 0,1 0,0 4,5 
180 bis 360 Tage überfällig 4,1 1,8 2,3 1,2 1,2 0,0 2,9 
über 360 Tage überfällig 15,6 5,2 10,4 10,3 10,1 0,2 5,3 

Gesamtexposure 42,6 27,2 15,4 14,2 12,5 1,7 28,4         
 

Weitere Angaben sind in Erläuterung 29.1.c enthalten. 

21. Vorräte 
Dieser Bilanzposten stellt sich folgendermaßen dar:    

  31.12.2018 31.12.2017 

  in Mio. EUR in Mio. EUR 

Vorräte 74,5 75,2 
abzüglich Wertberichtigungen -1,2 -1,6 

Gesamt 73,3 73,6 
davon bewertet zu Anschaffungskosten 47,1 52,1 
davon bewertet mit dem Nettoveräußerungswert 26,2 21,4    

 

Die Bewertung der Vorräte erfolgt zu dem niedrigeren Wert aus Anschaffungs- oder Herstellungskosten und 
Nettoveräußerungswert, wobei die Anschaffungs- und Herstellungskosten nach dem gleitenden 
Durchschnittspreisverfahren ermittelt werden. Der Nettoveräußerungswert wird aufgrund der bei einer normalen 
Geschäftsentwicklung geschätzten Verkaufspreise abzüglich der noch anfallenden Herstellungs- und Vertriebskosten 
ermittelt.  

Die Vorräte umfassen Materialbestände und Ersatzteile für den Ausbau und die Instandhaltung des Schienennetzbetriebs 
sowie Verwertungsobjekte. Die Aufwendungen für Material und sonstige bezogene Leistungen sind aus Erläuterung 7 
ersichtlich. Wertaufholungen von in der Vergangenheit auf Vorräte vorgenommenen Wertberichtigungen fanden wie im 
Vorjahr nicht statt. Die Verwertungsobjekte betreffen jene Liegenschaften, die betrieblich nicht mehr genutzt und für den 
späteren Verkauf entwickelt werden. Es handelt sich um ehemalige Bahnhofs- und Eisenbahnanlagen, die dem dauernden 
Betrieb dienten. Betroffen sind wesentliche Projekte, wie zum Beispiel die Flächen des ehemaligen Südbahnhofs und des 
Frachtenbahnhofs Wien Nord, die in großem Umfang entwickelt werden. 

Die Wertminderungen des Berichtsjahres 2018 betragen rd. 1,2 Mio. EUR (Vj: rd. 1,6 Mio. EUR) und werden in den 
Aufwendungen für Material und bezogene Leistungen ausgewiesen. 

Von den Verwertungsobjekten mit einem Buchwert von rd. 47,1 Mio. EUR (Vj: rd. 52,1 Mio. EUR) sind rd. 26,8 Mio. EUR 
(Vj: rd. 33,7 Mio. EUR) als langfristig einzustufen.  

22. Zahlungsmittel und Zahlungsmitteläquivalente 
Dieser Posten gliedert sich wie folgt:    

  31.12.2018 31.12.2017 

  in Mio. EUR in Mio. EUR 

Kassenbestand und Schecks 0,1 0,1 
Guthaben bei Kreditinstituten 2,7 1,9 
Kontokorrentkonto ÖBB-Finanzierungsservice GmbH (Konzernclearing) 14,7 20,6 

Gesamt 17,5 22,6    
 

Dieser Posten beinhaltet Veranlagungen sowie Guthaben bei Kreditinstituten, der ÖBB-Finanzierungsservice GmbH sowie 
Kassenbestände, die alle kurzfristig sind (Fristigkeit unter 3 Monaten). Der Buchwert dieser Vermögenswerte entspricht 
ihrem beizulegenden Zeitwert. Sämtliche Bestandteile der liquiden Mittel stehen zur freien Verfügung des ÖBB-
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gemacht. 

23. Grundkapital, Anteile nicht-beherrschender Gesellschafter 

Grundkapital 
Das Grundkapital der ÖBB-Infrastruktur AG beträgt unverändert 500,0 Mio. EUR und ist zur Gänze einbezahlt. Das 
Grundkapital ist in 100.000 Namensaktien unterteilt. Sämtliche Anteile werden von der ÖBB-Holding AG gehalten. 

Anteile nicht beherrschender Gesellschafter 
Dieser Posten wurde für die nicht der ÖBB-Infrastruktur AG gehörenden Anteile am Eigenkapital der jeweiligen 
vollkonsolidierten Tochterunternehmen gebildet. Die Entwicklung dieses Postens wird in der Aufstellung der Veränderung 
des Eigenkapitals dargestellt. 

Die nachstehende Tabelle zeigt 100% der Finanzinformationen zur WS-Service GmbH, jener Tochtergesellschaft des 
Konzerns mit Anteilen nicht beherrschender Gesellschafter (49%). 
   
  31.12.2018 31.12.2017 
  in Mio. EUR in Mio. EUR 

Langfristige Vermögenswerte 0,6  0,6  
Kurzfristige Vermögenswerte 2,8  2,7  
Langfristige Schulden 0,0  0,0  
Kurzfristige Schulden 2,5  2,0  
Nettovermögen 0,9  1,3  
Buchwert der Anteile nicht beherrschender Gesellschafter (anteilig) 0,4  0,6  
      
Umsatzerlöse 8,9  8,8  
Gewinn 0,5  0,9  
Sonstiges Ergebnis 0,0  0,0  
Gesamtergebnis 0,5  0,9  
Nicht beherrschenden Gesellschaftern zugeordneter Gewinn 0,2  0,4  
Nicht beherrschenden Gesellschaftern zugeordnetes sonstiges Ergebnis 0,0  0,0  
      
Cashflow aus der betrieblichen Tätigkeit 1,3  1,3  
Cashflow aus der Investitionstätigkeit -0,2  -0,2  
Cashflow aus der Finanzierungstätigkeit -0,9  -0,7  
Nettoerhöhung (Nettoabnahme) der Zahlungsmittel und Zahlungsmitteläquivalente 0,2  0,4     

 

24. Rücklagen und erwirtschaftetes Ergebnis 
Die Kapitalrücklagen betragen unverändert zum Vorjahr rd. 538,9 Mio. EUR (Vj: rd. 538,9 Mio. EUR). Diese ergeben sich 
im Wesentlichen aus Umgründungsvorgängen in der Vergangenheit.  

Die Cashflow-Hedge- und die Available-for-Sale-Rücklage entwickeln sich wie folgt: 
     
  Available-for-Sale-Rücklage Cashflow-Hedge-Rücklage 

in Mio. EUR 
Entwicklung 

Buchwert 
darin enthaltene 

Ertragsteuern 
Entwicklung 

Buchwert 
darin enthaltene 

Ertragsteuern 

Stand 01.01.2017 6,9 0,0 -6,8 0,1 
Änderung der beizulegenden Zeitwerte -1,9 0,0 0,3 -0,2 
Realisierung von Gewinnen und Verlusten -0,1 0,0 7,9 -1,5 
Stand 31.12.2017 4,9 0,0 1,4 -1,6 
Umgliederung aufgrund IFRS 9 -4,9 0,0 0,0 0,0 
Änderung der beizulegenden Zeitwerte 0,0 0,0 28,0 -8,6 
Realisierung von Gewinnen und Verlusten 0,0 0,0 2,8 -0,1 
Stand 31.12.2018 0,0 0,0 32,2 -10,3      

 

Darüber hinaus werden versicherungsmathematische Verluste aus der Neubewertung der Abfertigungsrückstellungen in 
Höhe von rd. 3,6 Mio. EUR (Vj: rd. 4,2 Mio. EUR) in der Position „Neubewertung leistungsorientierter Versorgungspläne” 
ausgewiesen. Weitere Erläuterungen zum Eigenkapital finden sich in der Aufstellung der Veränderungen des Eigenkapitals. 
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Hedge-Rücklage entfällt zum 31.12.2018 mit rd. 33,4 Mio. EUR (Vj: rd. 5,3 Mio. EUR) auf Commodity-Derivate (siehe 
Erläuterung 29.4.1.) und mit rd. -1,2 Mio. EUR (Vj: rd. -3,9 Mio. EUR) auf einen noch bestehenden Zinsswap.  

25. Finanzverbindlichkeiten 
 

Die Finanzverbindlichkeiten setzen sich wie folgt zusammen: 
     
2018         
in Mio. EUR < 1 Jahr 1 bis 5 Jahre > 5 Jahre Gesamt 

Anleihen 1.539,5 4.845,5 7.875,0 14.260,0 
Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten 6,9 223,9 3.755,6 3.986,4 
Finanzverbindlichkeiten Leasing 0,0 49,0 16,3 65,3 
Übrige Finanzverbindlichkeiten 586,1 139,6 1.636,0 2.361,7 
 davon gegenüber verbundenen Unternehmen 321,9 0,0 0,0 321,9 
Gesamt 2.132,5 5.258,0 13.282,9 20.673,4 
 davon gegenüber verbundenen Unternehmen 321,9 0,0 0,0 321,9      

 
     
2017         
in Mio. EUR < 1 Jahr 1 bis 5 Jahre > 5 Jahre Gesamt 

Anleihen 0,0 5.386,3 8.869,9 14.256,2 
Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten 6,7 227,3 3.759,0 3.993,0 
Finanzverbindlichkeiten Leasing 7,9 64,1 18,5 90,5 

davon gegenüber verbundenen Unternehmen 7,9 20,5 4,0 32,4 
Übrige Finanzverbindlichkeiten 409,4 153,9 1.318,4 1.881,7 

davon gegenüber verbundenen Unternehmen 123,1 0,0 0,0 123,1 
Gesamt 424,0 5.831,6 13.965,8 20.221,4 

davon gegenüber verbundenen Unternehmen 131,0 20,5 4,0 155,5      
 

Der Gesamtbetrag der Verbindlichkeiten mit einer Fälligkeit von mehr als fünf Jahren betrifft vor allem Anleihen, 
Darlehensaufnahmen bei Kreditinstituten, Verbindlichkeiten aus Cross-Border-Lease-Verträgen sowie gegenüber dem 
Bund in Erledigung durch die Österreichischen Bundesfinanzierungsagentur (OeBFA). 

Von den Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten betreffen rd. 3.953,3 Mio. EUR (Vj: rd. 3.956,0 Mio. EUR) 
Finanzierungen durch die Europäische Investitionsbank (EIB).  

Haftungen des Bundes 
Haftungen des Bundes bestehen für Anleihen mit einem Buchwert in Höhe von rd. 14.209,1 Mio. EUR 
(Vj: rd. 14.208,9 Mio. EUR). Weiters sind Verbindlichkeiten bei der EUROFIMA mit einem Buchwert in Höhe von 
rd. 178,8 Mio. EUR (Vj: rd. 175,8 Mio. EUR) durch Haftungen des Bundes abgesichert. 
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Die Anleihen gliedern sich wie folgt: 
      
Nominal Währung Laufzeit  ISIN Zinssatz 

1.000.000.000,00 EUR 2005 bis 2020  XS0232778083 3,5000% 
300.000.000,00 EUR 2010 bis 2020  XS0232778083 3,5000% 
100.000.000,00 EUR 2006 bis 2036  XS0243862876 2,9900% 
100.000.000,00 EUR 2006 bis 2036  XS0244522396 2,9900% 
100.000.000,00 EUR 2006 bis 2036  XS0252697130 3,5000% 
50.000.000,00 EUR 2006 bis 2036  XS0252721450 3,5000% 

100.000.000,00 EUR 2006 bis 2036  XS0275973278 3,4900% 
80.000.000,00 EUR 2006 bis 2036  XS0275974599 3,4900% 

1.300.000.000,00 EUR 2007 bis 2022  XS0307792159 4,8750% 
200.000.000,00 EUR 2008 bis 2022  XS0307792159 4,8750% 
100.000.000,00 EUR 2007 bis 2037  XS0321318163 4,0000% 
100.000.000,00 EUR 2007 bis 2037  XS0324893626 4,0000% 
50.000.000,00 EUR 2007 bis 2037  XS0324895670 4,0000% 

100.000.000,00 EUR 2007 bis 2037  XS0328866982 4,0000% 
50.000.000,00 EUR 2007 bis 2037  XS0331427905 4,0000% 
50.000.000,00 EUR 2007 bis 2037  XS0336043517 3,9900% 

1.250.000.000,00 EUR 2009 bis 2019  XS0436314545 4,5000% 
100.000.000,00 EUR 2010 bis 2019  XS0436314545 4,5000% 
50.000.000,00 EUR 2011 bis 2019  XS0436314545 4,5000% 

100.000.000,00 EUR 2009 bis 2019  XS0463371236 3MoEURIBOR +0,46% 
40.000.000,00 EUR 2009 bis 2019  XS0475835863 3,7500% 
50.000.000,00 EUR 2010 bis 2030  XS0497430172 4,2100% 
70.000.000,00 EUR 2010 bis 2030  XS0503724642 4,2000% 

100.000.000,00 EUR 2010 bis 2030  XS0512125849 3,9000% 
1.500.000.000,00 EUR 2010 bis 2025  XS0520578096 3,8750% 
1.000.000.000,00 EUR 2011 bis 2021  XS0648186517 3,6250% 

50.000.000,00 EUR 2011 bis 2021  XS0648186517 3,6250% 
1.000.000.000,00 EUR 2011 bis 2026  XS0691970601 3,5000% 

200.000.000,00 EUR 2011 bis 2031  XS0717614951 4,0000% 
1.350.000.000,00 EUR 2012 bis 2032  XS0782697071 3,3750% 
1.000.000.000,00 EUR 2013 bis 2023  XS0949964810 2,2500% 

75.000.000,00 EUR 2013 bis 2033  XS0954197470 2,1250% 
1.000.000.000,00 EUR 2013 bis 2033  XS0984087204 3,0000% 
1.000.000.000,00 EUR 2014 bis 2024  XS1138366445 1,0000% 

500.000.000,00 EUR 2014 bis 2029  XS1071747023 2,2500%       
 

Von 2005 bis 2014 hat die ÖBB-Infrastruktur AG ein Euro-Medium-Term-Note-Programm (EMTN) aufgelegt. Die 
Zahlungen hinsichtlich der unter diesem Rahmenvertrag ausgegebenen Anleihen sind von der Republik Österreich 
unbedingt und unwiderruflich garantiert. Alle oben angeführten Anleihen wurden von der ÖBB-Infrastruktur AG im 
Rahmen dieses Programms begeben.  

2015 wurden sechs Anleihen (rd. 108,5 Mio. USD) begeben, von denen drei (Vj: drei) in Höhe von rd. 56,4 Mio. USD 
(Vj: rd. 54,7 Mio. USD) mit den CUSIP-Nummern A5790#AD0 (Laufzeitende 2026), A5790#AE8 (Laufzeitende 2025) und 
A5790#AF5 (Laufzeitende 2025) noch aushaften.  

Finanzverbindlichkeiten Leasing 
Die Finanzverbindlichkeiten aus Leasing gegenüber verbundenen Unternehmen bestanden per 31.12.2017 mit rd. 32,5 
Mio. EUR gegenüber der ÖBB-Finanzierungsservice GmbH und betrafen die Finanzierung der Sublease-Transaktionen mit 
der ÖBB-Produktion Gesellschaft mbH und der ÖBB-Personenverkehr AG. Diesen Finanzverbindlichkeiten standen in 
gleicher Höhe Finanzforderungen an diesen verbundenen Unternehmen gegenüber, welche per 01.01.2018 aufgrund 
einer Vorauszahlungsvereinbarung miteinander ausgeglichen wurden.  

Die Verbindlichkeiten aus Leasing gegenüber sonstigen Unternehmen resultieren insbesondere aus nicht verknüpften CBL-
Transaktionen und betragen zum Stichtag rd. 65,3 Mio. EUR (Vj: rd. 58,0 Mio. EUR).  

Finanzielle Vermögenswerte in Höhe von rd. 71,5 Mio. EUR (Vj: rd. 69,5 Mio. EUR) sind zur Bedeckung der 
Verbindlichkeiten aus CBL-Transaktionen verpfändet. Hinsichtlich dinglich bestellter Sicherheiten wird auf Erläuterung 14 
verwiesen. 
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Von den übrigen Finanzverbindlichkeiten in Höhe von rd. 2.361,7 Mio. EUR (Vj: rd. 1.881,7 Mio. EUR) betreffen mit einem 
Buchwert von rd. 1.559,6 Mio. EUR (Vj: rd. 1.287,2 Mio. EUR) Verbindlichkeiten gegenüber dem Bund (OeBFA). 

Die ÖBB-Infrastruktur AG nimmt ab dem Jahr 2017 die notwendige Finanzierung vor allem über Darlehen der Republik 
Österreich in Erledigung durch die Österreichische Bundesfinanzierungsagentur (OeBFA) anstatt über eigene 
Anleiheemissionen am Kapitalmarkt auf. Die ÖBB-Infrastruktur AG zählt gemäß Eurostat-Kriterien zum Sektor Staat. Alle 
bestehenden Anleihen der ÖBB-Infrastruktur AG und deren Garantien durch die Republik Österreich bleiben von dieser 
Erweiterung der Finanzierungsinstrumente der ÖBB-Infrastruktur AG unberührt. 

Die Finanzverbindlichkeiten gegenüber dem Bund (OeBFA) gliedern sich wie folgt: 
       
Nominale Währung Laufzeit   Nominalzinssatz Effektivverzinsung   

400.000.000,00 EUR 2017 - 2027   0,500% 0,5532%   
50.000.000,00 EUR 2017 - 2027   6,250% 0,3983%   

100.000.000,00 EUR 2017 - 2034   2,400% 1,0777%   
200.000.000,00 EUR 2017 - 2047   1,500% 1,5492%   
553.650.000,00 EUR 2017 - 2086   1,500% 1,7704% 1) 

250.000.000,00 EUR 2018 - 2117   2,100% 1,8725% 1) 

1.553.650.000,00 EUR Gesamt                
1) Durchschnittliche Effektivverzinsung 

Die übrigen Finanzverbindlichkeiten gegenüber verbundenen Unternehmen bestehen gegenüber der  
ÖBB-Finanzierungsservice GmbH und betreffen im Wesentlichen Verbindlichkeiten aus der laufenden Finanzierung im 
Ausmaß von rd. 321,6 Mio. EUR (Vj: rd. 122,9 Mio. EUR).  

Die übrigen Finanzverbindlichkeiten gegenüber sonstigen Unternehmen bestehen im Wesentlichen aus EUROFIMA-
Darlehen in der Höhe von rd. 178,8 Mio. EUR (Vj: rd. 175,8 Mio. EUR), aus Zinsabgrenzungen in Höhe von 
rd. 234,9 Mio. EUR (Vj: rd. 233,2 Mio. EUR) sowie aus Passivposten zu derivativen Finanzinstrumenten in Höhe von 
rd. 25,2 Mio. EUR (Vj: rd. 18,4 Mio. EUR). Von den derivativen Finanzinstrumenten betreffen Derivate mit einem Buchwert 
von rd. 1,4 Mio. EUR (Vj: rd. 4,2 Mio. EUR) Hedging-Instrumente.  

In beiden Geschäftsjahren hat die Gesellschaft sämtliche Verpflichtungen aus den Darlehens- und Kreditverträgen erfüllt. 

26. Rückstellungen 
Bei der Ermittlung der Rückstellungen wurde beurteilt, ob eine Inanspruchnahme des ÖBB-Infrastruktur-Konzerns 
wahrscheinlich ist und ob die voraussichtliche Höhe der Rückstellung zuverlässig geschätzt werden kann. Die Rückstellung 
wird in der Höhe der wahrscheinlichen Inanspruchnahme angesetzt. Bei gleich wahrscheinlichen Szenarien wird der 
aufgrund der Wahrscheinlichkeiten ermittelte Erwartungswert rückgestellt. 

26.1. Personalrückstellungen 
   

  31.12.2018 31.12.2017 
  in Mio. EUR in Mio. EUR 

Gesetzliche Abfertigungen 27,8 27,8 
Pensionen 1,0 1,0 
Jubiläumsgelder 117,0 103,1 
Gesamt 145,8 131,9    

 

Bis auf die versicherungsmathematischen Gewinne oder Verluste aus der Rückstellung für gesetzliche Abfertigungen und 
Pensionen werden sämtliche erfolgswirksamen Veränderungen der Personalrückstellungen im Personalaufwand 
ausgewiesen. 

Versicherungsmathematische Annahmen 

Die folgende Tabelle zeigt die bei der Bewertung von Verpflichtungen aus Jubiläumsgeldzuwendungen, Abfertigungen 
und Pensionen verwendeten Annahmen: 
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  31.12.2018 31.12.2017 

Abzinsungsfaktor Abfertigung 2,10% 1,90% 
Abzinsungsfaktor Pension 2,00% 1,90% 
Abzinsungsfaktor Jubiläum 1,60% 1,40% 
Gehaltssteigerungen 3,60% 3,60% 
Pensionssteigerungen 2,00% 2,00% 
Fluktuationsrate Jubiläum Mitarbeiter mit Definitivstellung 0,00 bis 2,34% 0,00 bis 3,07% 
Fluktuationsrate Jubiläum übrige Angestellte 0,00 bis 8,61% 0,00 bis 7,81%    

 

Bei den Abfertigungs- und Jubiläumsgeldern ist der Konzern üblicherweise folgenden versicherungsmathematischen 
Risiken ausgesetzt: Zinsänderungsrisiko und Gehaltsrisiko.  

Zinsänderungsrisiko: Ein Rückgang des Anleihezinssatzes führt zu einer Erhöhung der Rückstellungen. 

Gehaltsrisiko: Der Barwert der Rückstellungen wird auf Basis der zukünftigen Gehälter der begünstigten 
ArbeitnehmerInnen ermittelt. Somit führen Gehaltserhöhungen der begünstigten ArbeitnehmerInnen zu einer Erhöhung 
der Rückstellungen. 

Gesetzliche Abfertigungen 

Für die sich aus einzelnen dienstrechtlichen oder vertraglichen Bestimmungen ergebenden Abfertigungsansprüche jener 
DienstnehmerInnen, die nicht MitarbeiterInnen mit Definitivstellung sind, wird eine Rückstellung für Abfertigungen 
eingestellt. Die Berechnung der Rückstellung erfolgt versicherungsmathematisch nach dem 
Anwartschaftsbarwertverfahren (PUC-Methode), das für Bewertungen nach IAS 19 vorgeschrieben ist, und erfolgt nach 
den biometrischen Rechnungsgrundlagen der Aktuarvereinigung Österreichs (AVÖ) 2018-P (Vj: 2008-P) – gemischter 
Bestand – Rechnungsgrundlagen für Pensionsversicherung.  

Verpflichtungen aus Abfertigungen für MitarbeiterInnen, deren Dienstverhältnis vor dem 01.01.2003 begonnen hat, 
werden wie nachfolgend beschrieben durch leistungsorientierte Pläne abgedeckt. Infolge einer gesetzlichen Änderung 
unterliegen MitarbeiterInnen, deren Dienstverhältnis in Österreich nach dem 01.01.2003 begonnen hat, einem 
beitragsorientierten Versorgungsplan. In diesem Zusammenhang hat der ÖBB-Infrastruktur-Konzern in den Jahren 2018 
und 2017 rd. 3,7 Mio. EUR bzw. rd. 3,2 Mio. EUR in den beitragsorientierten Versorgungsplan (VBV Vorsorgekasse AG 
und APK-PENSIONSKASSE AG) eingezahlt. 

Bei Pensionsantritt erhalten berechtigte MitarbeiterInnen eine Abfertigung, die – abhängig von ihrer Dienstzeit – ein 
Mehrfaches ihres monatlichen Entgelts, maximal aber zwölf Monatsentgelte beträgt. Bei Beendigung des 
Dienstverhältnisses werden maximal drei Monatsentgelte sofort, darüber hinausgehende Beträge verteilt über einen 
Zeitraum von höchstens zehn Monaten ausgezahlt. Im Falle des Todes haben die Erben der berechtigten MitarbeiterInnen 
Anspruch auf 50% der Abfertigung. 

Die folgende Tabelle zeigt die Komponenten der Nettoabfertigungsaufwendungen der Periode sowie die Entwicklung der 
Abfertigungsrückstellung in den beiden Berichtsjahren: 
   

  2018 2017 
  in Mio. EUR in Mio. EUR 

Barwert der Verpflichtung zum 01.01. 27,8 28,1 
Dienstzeitaufwand 1,2 1,4 
Zinsaufwand 0,5 0,5 
Im Periodenergebnis erfasst 1,7 1,9 
      
Versicherungsmathematische Verluste (+) / Gewinne (-) aus Änderungen demografischer Annahmen -0,3 0,0 
Versicherungsmathematische Verluste (+) / Gewinne (-) aus Änderungen finanzieller Annahmen -0,9 -1,3 
Erfahrungsbedingte Anpassungen 0,6 -0,3 
Im sonstigen Ergebnis erfasst -0,6 -1,6 
      
Abfertigungszahlungen -0,9 -0,7 
Unternehmensverkäufe und -erwerbe sowie Übertritte im Konzern -0,2 0,1 
Barwert der Verpflichtung zum 31.12. 27,8 27,8    

 

Abfertigungsrückstellungen in Höhe von rd. 0,8 Mio. EUR werden in 2019, in Höhe von rd. 3,3 Mio. EUR in 2020 bis 2023 
und in Höhe von rd. 23,7 Mio. EUR nach 2023 fällig. Die mittlere Restlaufzeit (Duration) beträgt 16,4 (Vj: 15,4) Jahre. 
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Änderungen wesentlicher versicherungsmathematischer Annahmen auf die Verpflichtungen dargestellt. Es wurde jeweils 
ein wesentlicher Einflussfaktor verändert, während die übrigen Einflussgrößen konstant gehalten wurden. In der Realität 
ist es jedoch eher unwahrscheinlich, dass diese Einflussgrößen nicht korrelieren. Die Ermittlung der Verpflichtung unter 
Anwendung von geänderten Parametern erfolgt analog zur Ermittlung der tatsächlichen Verpflichtung nach der Projected-
Unit-Credit-Methode (PUC-Methode) gemäß IAS 19.  

Eine Änderung der versicherungsmathematischen Parameter würde sich wie folgt auswirken: 
      

Sensitivitätsanalyse der 
Rückstellung für 
Abfertigungen 

Veränderung der 
Annahme 

Erhöhung des Parameters/ 
Veränderung DBO 

Reduktion des Parameters/ 
Veränderung DBO 

  in % 2018 in Mio. EUR 2017 in Mio. EUR 2018 in Mio. EUR 2017 in Mio. EUR 

Zinssatz +/-0,5 -2,1 -2,1 2,3 2,0 
Bezugserhöhung +/-0,5 2,3 1,9 -2,1 -2,2       

 

Jubiläumsgelder 

MitarbeiterInnen mit Definitivstellung und bestimmte Angestellte (im Folgenden „MitarbeiterInnen”) haben einen 
Anspruch auf Jubiläumsgelder. Gemäß den gesetzlichen und vertraglichen Bestimmungen erhalten die Berechtigten nach 
25 Dienstjahren zwei Monatsgehälter und nach 40 Dienstjahren vier Monatsgehälter. MitarbeiterInnen, die zum Zeitpunkt 
des Pensionsantritts mindestens 35 Dienstjahre geleistet haben, wird ebenfalls ein anteiliges Jubiläumsgeld von bis zu vier 
Monatsgehältern ausgezahlt.  

Die Berechnung der Rückstellung wurde versicherungsmathematisch nach der PUC-Methode erstellt, welche für 
Bewertungen nach IAS 19 vorgeschrieben ist. Sie erfolgt seit dem Berichtsjahr nach den biometrischen 
Rechnungsgrundlagen der Aktuarvereinigung Österreichs (AVÖ) 2018-P (Vj: 2008-P) – gemischter Bestand – 
Rechnungsgrundlagen für Pensionsversicherung. Die neu verwendeten biometrische Rechnungsgrundlagen führten im 
Geschäftsjahr 2018 bei der Rückstellung für Jubiläumsgelder zu einem zusätzlichen Personalaufwand in Höhe von rd. 14,8 
Mio. EUR. 

Die Rückstellung wird über die Dienstzeit unter Anwendung eines Fluktuationsabschlags für MitarbeiterInnen, die vorzeitig 
aus dem Dienstverhältnis ausscheiden, gebildet. Versicherungsmathematische Gewinne und Verluste werden sofort in der 
Periode, in der sie anfallen, ergebniswirksam erfasst.  

Die folgende Tabelle zeigt die Komponenten der Nettojubiläumsgeldaufwendungen der Periode sowie die Entwicklung 
der Jubiläumsrückstellungen in den beiden Berichtsjahren: 
   
  2018 2017 

  in Mio. EUR in Mio. EUR 

Barwert der Verpflichtung zum 01.01. 103,1 109,5 
Dienstzeitaufwand 4,5 0,9 
Zinsaufwand 1,4 1,4 
Jubiläumsgeldzahlungen -11,3 -10,4 
Unternehmensverkäufe und -käufe sowie Übertritte im Konzern -0,3 0,2 
Versicherungsmathematische Verluste (+) / Gewinne (-) 15,5 -2,5 
Erfahrungsbedingte Anpassungen 4,2 4,0 
Barwert der Verpflichtung zum 31.12. 117,0 103,1    

 

Die mittlere Restlaufzeit (Duration) beträgt 8,2 (Vj: 8,2) Jahre.  

Eine Änderung der versicherungsmathematischen Parameter würde sich wie folgt auswirken: 
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Sensitivitätsanalyse der 
Rückstellung für  

Veränderung der 
Annahme 

Erhöhung des Parameters/ 
Veränderung DBO 

Reduktion des Parameters/ 
Veränderung DBO 

Jubiläumsgelder in % 2018 in Mio. EUR 2017 in Mio. EUR 2018 in Mio. EUR 2017 in Mio. EUR 

Zinssatz +/-0,5 -4,6 -4,1 4,9 4,2 
Bezugserhöhung +/-0,5 4,8 4,1 -4,5 -4,0       

Pensionen 

Beitragsorientierte Versorgungssysteme 

In Österreich werden Pensionsleistungen für Angestellte grundsätzlich durch die Sozialversicherungsträger sowie für 
Bahnbedienstete durch die Versicherungsanstalt für Eisenbahn und Bergbau und aufgrund § 52 Bundesbahngesetz vom 
Bund erbracht. Der ÖBB-Infrastruktur-Konzern ist gesetzlich verpflichtet, Beiträge für Pensionen und Gesundheitsvorsorge 
für aktive MitarbeiterInnen mit Definitivstellung an die Versicherungsanstalt für Eisenbahn und Bergbau zu leisten. 
Zusätzlich bietet die Gesellschaft allen Angestellten des ÖBB-Infrastruktur-Konzerns in Österreich einen 
beitragsorientierten Versorgungsplan an. Die Beiträge der Gesellschaft berechnen sich als Prozentsatz des Entgelts und 
dürfen 1,2% nicht übersteigen. Die Aufwendungen dieses Plans beliefen sich in den Jahren 2018 und 2017 auf 
rd. 9,3 Mio. EUR bzw. rd. 9,2 Mio. EUR. 

Leistungsorientiertes Versorgungssystem 

Für einen ehemaligen Vorstand besteht ein leistungsorientierter Pensionsplan (Auszahlungen ab dem 60. Lebensjahr), für 
den der ÖBB-Infrastruktur-Konzern seit 2010 Zahlungen leistet. Der Plan, der über keine Kapitaldeckung verfügt, sieht 
Pensionszahlungen vor, die einen von den Beschäftigungsjahren abhängigen Prozentsatz des Gehalts betragen. Die 
Pension beläuft sich auf höchstens 13,2% des Letztbezugs, einschließlich der staatlichen Altersversorgung. Die Bewertung 
erfolgte nach versicherungsmathematischen Grundsätzen unter Annahme eines Abzinsungsfaktors von 2,0% (Vj: 1,9%) 
und eines Pensionsantrittsalters von 60 Jahren. 

26.2. Sonstige Rückstellungen 
       

in Mio. EUR 
Stand  

01.01.2018 Verbrauch Auflösung Zinseffekte *) Zuführung 
Stand 

31.12.2018 

Stilllegungskosten 65,9 -6,7 -9,8 0,0 1,4 50,8 
Umweltschutzmaßnahmen 51,9 -1,4 -5,5 0,0 0,8 45,8 
Freimachungen und ähnliche 
Verpflichtungen 18,6 -2,6 -2,9 0,0 8,2 21,3 
Haftpflichtrenten 3,8 -0,6 -0,1 0,0 0,4 3,5 
Strom 7,3 -2,0 -3,2 0,0 0,0 2,1 
Übrige sonstige 54,7 -2,8 -18,4 0,0 30,1 63,6 

Summe sonstige Rückstellungen 202,2 -16,1 -39,9 0,0 40,8 187,0 
davon langfristig 105,0         91,3         

*) Kleinstbetrag, aufgrund des niedrigen Zinsniveaus. 

Die Rückstellung für Stilllegungskosten betrifft künftige Aufwendungen im Zusammenhang mit dem Abbruch und dem 
Abräumen von Vermögenswerten und die Wiederherstellung von Standorten. Dabei handelt es sich um bereits stillgelegte 
oder in naher Zukunft stillzulegende Bahnstrecken. Diese Rückstellung wurde nur für jene Strecken gebildet, von denen mit 
einer ausreichenden Sicherheit ausgegangen werden kann, dass diese stillgelegt werden. Im Berichtsjahr wurden aufgrund 
von Kosten- und Zinssatzanpassungen Rückstellungen in Höhe von rd. 1,4 Mio. EUR (Vj: rd. 1,7 Mio. EUR) gebildet. Die 
Auflösung der Rückstellung betrifft im Jahr 2018 verkaufte Strecken sowie eine Aktualisierung der Einschätzung der künftig 
anfallenden Kosten. Im Geschäftsjahr 2017 wurde mit Erwerbern von Bahnstrecken vereinbart, dass diese die 
Rückbauverpflichtung gegen Gewährung eines Kostenbeitrages übernehmen. Insoweit die Rückstellungen die zugesagten 
Kostenbeiträge überstiegen haben, wurden diese aufgelöst. 

Die Rückstellung für Umweltschutzmaßnahmen betrifft erwartete Sanierungsmaßnahmen und Bodenkontaminierungen. 
Sie wurde aufgrund der entsprechenden gesetzlichen Vorschriften mit den wahrscheinlich zu erwartenden Aufwendungen 
erfasst und in 2018 in Höhe von rd. 5,5 Mio. EUR aufgelöst. Der Großteil der Auflösung resultiert daraus, dass Grundstücke 
aus dem Verdachtsflächenkataster für Kontaminierungen gestrichen werden. Für Umweltschutzmaßnahmen bestehen 
unverändert zum Vorjahr Erstattungsansprüche in Höhe von rd. 9,3 Mio. EUR, die unter den sonstigen Forderungen 
ausgewiesen werden. Bei der im Geschäftsjahr 2017 gebildeten Umweltschutzrückstellung aufgrund identifizierter 
Schwermetallbelastungen von Bahnstrommasten wurde ein Betrag von rd. 1,2 Mio. EUR verbraucht. 

Die Rückstellung für Freimachungen und ähnliche Verpflichtungen beinhaltet Vorsorgen für vertragliche Verpflichtungen 
im Zusammenhang mit Immobilienverkäufen. 
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einem Diskontierungszinssatz von 0,83% (Vj: 0,56%) abgezinst. 

Für langfristige Strom-Einkaufsverträge, die durch die Netzöffnung im Jahr 2016 zu belastenden Verträgen wurden, 
wurden Rückstellungen in Höhe von rd. 2,1 Mio. EUR (Vj: rd. 7,3 Mio. EUR) gebildet, da ein Ausgleich über die Netzkosten 
nicht erwartet wird. Aufgrund geänderter Voraussetzungen wurde ein Teil dieser Rückstellung im Geschäftsjahr in Höhe 
von rd. 3,2 Mio. EUR aufgelöst. 

In den übrigen sonstigen Rückstellungen sind neben Rechtsstreitigkeiten Aufwendungen für geotechnische Analysen im 
Zusammenhang mit entstandenen Schäden an Bahndämmen und Steuern enthalten. Rückstellungen für 
Rechtsstreitigkeiten werden für alle im Zeitpunkt der Bilanzerstellung erkennbaren prozessualen Risiken nach 
unternehmerischer Beurteilung gebildet. Die Rückstellung setzt sich aus einer Vielzahl von Rechtsstreitigkeiten zusammen, 
die sich aus der Tätigkeit des Unternehmens ergeben. Unter anderem sind Rückstellungen für Rückforderungen an 
Infrastrukturbenützungsentgelt im Hinblick auf laufende regulierungsrechtliche Verfahren enthalten. Da eine Offenlegung 
von Informationen nach IAS 37 die Lage des Unternehmens in diesen Verfahren ernsthaft beeinträchtigen könnte, werden 
keine Angaben über die Höhe der Rückstellung oder etwaige darüber hinausgehende Eventualverbindlichkeiten gemacht. 
Diesbezüglich wird auf den Abschnitt Verwendung von Schätzungen und Ermessensausübungen unter Erläuterung 3 
verwiesen. 

Erwarteter Zahlungszeitpunkt für die Rückstellungen 

Langfristige Rückstellungen wurden laufzeitabhängig mit Zinssätzen von 0%-0,84% (Vj: 0,56%) abgezinst. Anpassungen 
aufgrund der Änderung des Diskontierungsfaktors fielen in einem unwesentlichen Umfang an. Von den sonstigen 
Rückstellungen sind rd. 91,3 Mio. EUR (Vj: rd. 105,0 Mio. EUR) als langfristig einzustufen. Bei diesen Rückstellungen liegt 
der erwartete Zahlungszeitpunkt nach 2019. Bei den als kurzfristig eingestuften Rückstellungen wird damit gerechnet, 
dass es im Jahr 2019 zu einem Mittelabfluss kommt, wobei überwiegend die Rückstellungen für Rechtsstreitigkeiten sowie 
Teile der Rückstellungen für Umweltschutzmaßnahmen und Stilllegungskosten, Freimachungskosten und ähnliche 
Verpflichtungen als kurzfristig eingestuft wurden. Sofern Unsicherheiten über die Fälligkeit bestehen, wurden die 
betroffenen Rückstellungen überwiegend als kurzfristig eingestuft (betrifft im Wesentlichen die übrigen sonstigen 
Rückstellungen). 

27. Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen und sonstige Verbindlichkeiten 
    
2018       
in Mio. EUR kurzfristig langfristig Gesamt 

Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen 628,1 0,0 628,1 
davon gegenüber verbundenen Unternehmen 42,1 0,0 42,1 
davon gegenüber Dritten 586,0 0,0 586,0 

Sonstige Verbindlichkeiten 1.073,3 31,7 1.105,0 
davon Abgrenzung Bundeszuschüsse 923,0 0,0 923,0 
davon Abgrenzungen Personal 67,7 0,0 67,7 
davon aus betrieblichen Steuern 30,0 0,0 30,0 
davon im Rahmen der sozialen Sicherheit 14,5 0,0 14,5 
davon Ertragsteuerumlage 2,2 0,0 2,2 

Gesamt 1.701,4 31,7 1.733,1     
 
    
2017       
in Mio. EUR kurzfristig langfristig Gesamt 

Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen 470,9 0,0 470,9 
davon gegenüber verbundenen Unternehmen 48,1 0,0 48,1 
davon gegenüber Dritten 422,8 0,0 422,8 

Sonstige Verbindlichkeiten 757,4 33,3 790,7 
davon Abgrenzung Bundeszuschüsse 621,1 0,0 621,1 
davon Abgrenzungen Personal 63,0 0,0 63,0 
davon aus betrieblichen Steuern 28,1 0,0 28,1 
davon im Rahmen der sozialen Sicherheit 12,0 0,0 12,0 
davon Ertragsteuerumlage 3,7 0,0 3,7 

Gesamt 1.228,3 33,3 1.261,6     
 

In den Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen sind in der Höhe von rd. 17,1 Mio. EUR (Vj: rd. 15,2 Mio. EUR) 
Verbindlichkeiten mit einer Restlaufzeit von mehr als 1 Jahr enthalten, die aber aufgrund von IAS 1.70 trotzdem als 
kurzfristig auszuweisen sind.  
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rd. 61,5 Mio. EUR (Vj: rd. 57,9 Mio. EUR) ausgewiesen. 

Die übrigen sonstigen Abgrenzungen innerhalb der sonstigen Verbindlichkeiten enthalten im Wesentlichen abzugrenzende 
Erträge aus Baurechtsverträgen über rd. 28,9 Mio. EUR (Vj: rd. 34,3 Mio. EUR).  

Weitere Angaben zu der Abgrenzung Bundeszuschüsse finden sich in der Erläuterung 32. 

 

C. SONSTIGE ANGABEN ZUM KONZERNABSCHLUSS 

28. Sonstige Haftungen und Eventualverbindlichkeiten 
   

  2018 2017 

  in Mio. EUR in Mio. EUR 

Haftungen aus Leasingverhältnissen 54,0 54,3 
Sonstige Eventualschulden 21,8 21,4 

Gesamt 75,8 75,7    
 

Haftungen aus Leasingverhältnissen (Cross-Border-Leasing) 
Die Haftungsverhältnisse aus Leasingverhältnissen betreffen jene Cross-Border-Leasing-Transaktionen, die nach den 
Bestimmungen des SIC 27 keinen wirtschaftlichen Gehalt aufweisen und bei denen folglich die dazugehörigen 
Veranlagungen und Verpflichtungen nicht in der Bilanz erfasst werden. Der ÖBB-Infrastruktur-Konzern geht bei diesen 
Transaktionen davon aus, dass die Vertragspartner der zugrunde liegenden Veranlagungen – wie bisher – weiterhin ihren 
Zahlungsverpflichtungen vertragskonform nachkommen und somit keine über die bei Abschluss der Transaktion 
geleisteten Zahlungen hinausgehenden Mittelabflüsse zu erwarten sind. Die Vertragspartner der betroffenen 
Veranlagungen weisen ein Rating bei Standard & Poor‘s von zumindest AA+ auf oder es bestehen subsidiär 
Gewährträgerhaftungen der Öffentlichen Hand. Aufgrund des aufrechten Schuldverhältnisses des ÖBB-Infrastruktur-
Konzerns aus den Cross-Border-Leasing-Verträgen hinsichtlich der noch nicht getilgten Leasingverbindlichkeiten erfolgt 
ein entsprechender Vermerk dieser Verpflichtungen unter den Eventualverbindlichkeiten. Für die noch nicht getilgten 
Leasingverpflichtungen bestehen Sicherheiten in Form von verpfändeten Veranlagungen. 

Die angegebenen sonstigen Eventualschulden betreffen Garantien und ungewisse Schulden, wobei der Umfang der 
Mittelabflüsse vom künftigen Geschäftsverlauf abhängig ist.  

Im Falle einer Inanspruchnahme aus Cross-Border-Leasing-Verpflichtungen bestehen Regressansprüche gegenüber 
anderen Gesellschaften des ÖBB-Konzerns in Höhe von rd. 54,0 Mio. EUR (Vj: rd. 54,3 Mio. EUR). 

29. Finanzinstrumente 

29.1. Risikomanagement 

Der ÖBB-Infrastruktur-Konzern unterliegt hinsichtlich seiner finanziellen Vermögenswerte und Verbindlichkeiten 
insbesondere Risiken aus der Veränderung von Wechselkursen, Zinssätzen und Bonitäten der Vertragspartner (Kreditrisiko). 
Finanzielles Risikomanagement wird als Management von Marktrisiken angesehen und bedeutet die ökonomisch 
orientierte Steuerung der Portfolios der Einzelgesellschaften im Hinblick auf die Entwicklung von Zinsen, Währungen und 
Commodities. Der ÖBB-Infrastruktur-Konzern verwendet derivative Finanzinstrumente, um diese Risiken wirtschaftlich 
abzusichern. Derivative Finanzinstrumente werden nur unter Bezugnahme auf ein Grundgeschäft abgeschlossen. 

Kernaufgabe des Risikomanagements ist die Identifizierung, Bewertung und Begrenzung finanzwirtschaftlicher Risiken. 
Risikobegrenzung bedeutet nicht die völlige Ausschließung finanzieller Risiken, sondern eine sinnvolle Steuerung jederzeit 
quantifizierter Risikopositionen innerhalb eines konkret vorgegebenen Handlungsrahmens. 

Die ÖBB-Holding AG, die Finanzgeschäfte im Namen und auf Rechnung der ÖBB-Infrastruktur AG und ihrer 
Tochterunternehmen nur nach deren Zustimmung und Auftrag durchführt, hat ein risikoorientiertes Kontrollumfeld 
geschaffen, das unter anderem Richtlinien und Abläufe für die Beurteilung von Risiken, die Genehmigung, das 
Berichtswesen und die Überwachung von Finanzinstrumenten umfasst. An oberster Stelle steht bei sämtlichen 
Finanzaktivitäten der Schutz des Vermögens des ÖBB-Infrastruktur-Konzerns. 
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Finanzrisiken sind wie folgt definiert: 

– 29.2.a. Zinsrisiko 
– 29.2.b. Währungsrisiko 
– 29.2.c. Kreditrisiko 
– 29.2.d. Liquiditätsrisiko 
– 29.4. Commodity-Risiken (Strompreisschwankungen) 

29.2.a. Zinsrisiko 

Risiken aus Zinssatzänderungen stellen Risiken für die Ertragskraft und den Wert des ÖBB-Infrastruktur-Konzerns dar und 
können in folgenden Erscheinungsformen auftreten: 

– Zinszahlungsrisiko (erhöhter Zinsaufwand aufgrund der Marktentwicklung) 
– Barwertrisiko (Wertänderung des Portfolios) 

Risiken aus Marktzinsänderungen können das Finanzergebnis des ÖBB-Infrastruktur-Konzerns aufgrund der gegebenen 
Bilanzstruktur beeinflussen. Es gilt daher, mögliche Marktzinsschwankungen über ein mit den Konzerngesellschaften 
abzustimmendes Niveau hinaus zum Beispiel mit dem Einsatz derivativer Finanzinstrumente einzuschränken, um deren 
Einfluss auf die Ergebnisentwicklung gering zu halten. 

Der Abschluss geeigneter derivativer Instrumente zum Management von Zinsrisiken (Zinsswaps) basiert auf 
Portfolioanalysen und -empfehlungen seitens der ÖBB-Holding AG und entsprechenden Entscheidungen der 
Gesellschaften des Teilkonzerns ÖBB-Infrastruktur AG. Der ÖBB-Infrastruktur-Konzern unterliegt Zinsrisiken hauptsächlich 
in der Eurozone. Unter Berücksichtigung der gegebenen Schuldenstruktur werden Zinsderivate eingesetzt, um die 
Risikostrategie möglichst effizient umzusetzen. 
     

Finanzinstrumente (kurz- und langfristig) Buchwert Financial     
31.12.2018 
in Mio. EUR 

Instruments (siehe 
Erläuterung 29.5)  

nichtzinssensitive 
Finanzinstrumente 

fixverzinsliche 
Finanzinstrumente 

variabel verzinsliche 
Finanzinstrumente 

Finanzielle Vermögenswerte 232,5 80,5  152,0  0,0  
Forderungen aus Lieferungen und Leistungen 116,0 116,0  0,0  0,0  
Sonstige Forderungen und Vermögenswerte 92,1 92,1  0,0  0,0  
Zahlungsmittel und Zahlungsmitteläquivalente 17,5 0,1  0,0  17,4  
Gesamt 458,1 288,7 152,0 17,4 

davon gegenüber verbundenen Unternehmen 88,1 73,4  0,0  14,7  
          
Finanzverbindlichkeiten       20.673,4  261,2  20.062,4  349,8  
Verbindlichkeiten aus  
Lieferungen und Leistungen 627,7 627,7 0,0 0,0 
sonstige Verbindlichkeiten           952,0             947,6  4,4  0,0  
Gesamt 22.253,1 1.836,5 20.066,8 349,8 
 davon gegenüber dem Bund (OeBFA) 1.559,6  0,0 1.559,6  0,0  
 davon gegenüber verbundenen Unternehmen 364,0 42,5 0,0  321,5       
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Finanzinstrumente (kurz- und langfristig) Buchwert Financial     
31.12.2017 
in Mio. EUR 

Instruments (siehe 
Erläuterung 29.5)  

nichtzinssensitive 
Finanzinstrumente 

fixverzinsliche 
Finanzinstrumente 

variabel verzinsliche 
Finanzinstrumente 

Finanzielle Vermögenswerte           221,5             41,00  180,5  0,0  
Forderungen aus Lieferungen und Leistungen           133,5             133,5  0,0  0,0  
Sonstige Forderungen und Vermögenswerte             47,4               47,4  0,0  0,0  
Zahlungsmittel und Zahlungsmitteläquivalente             22,6  0,0 0,0  22,6  
Gesamt 425,0 221,9 180,5 22,6 

davon gegenüber verbundenen Unternehmen 141,2 88,1  32,5  20,6  
          
Finanzverbindlichkeiten     20.221,40           257,10  19.833,4  130,9  
Verbindlichkeiten aus  
Lieferungen und Leistungen 464,3 464,3 0,0 0,0 
sonstige Verbindlichkeiten 639,7 635,2  4,5 0,0  
Gesamt       21.325,4          1.356,6  19.837,9 130,9 
 davon gegenüber dem Bund (OeBFA) 1.287,9  0,0 1.287,9  0,0  

davon gegenüber verbundenen Unternehmen 203,6  48,2 32,5  122,9       
 

Die Grundgeschäfte wurden unter Bedachtnahme auf die abgeschlossenen Derivate (Sicherungsinstrumente) als fix oder 
variabel verzinste Finanzinstrumente klassifiziert. 

Sensitivitätsanalyse Zinsrisiko 

Zur Darstellung von Marktrisiken verlangt IFRS 7 Sensitivitätsanalysen, welche die Auswirkungen hypothetischer 
Änderungen der Marktzinssätze auf das Ergebnis und das Eigenkapital zeigen. Die periodischen Auswirkungen werden 
bestimmt, indem die hypothetischen Änderungen der Risikovariablen auf den Bestand der Finanzinstrumente zum 
Abschlussstichtag angewendet werden. Dabei wird unterstellt, dass der Bestand zum Abschlussstichtag repräsentativ für 
das Gesamtjahr ist. 

Marktzinssatzänderungen von originären Finanzinstrumenten mit fester Verzinsung wirken sich nur dann auf das Ergebnis 
aus, wenn diese zum beizulegenden Zeitwert bewertet sind. Demnach unterliegen alle zu fortgeführten 
Anschaffungskosten bewerteten Finanzinstrumente mit fester Verzinsung keinen Zinsrisiken. 

Marktzinssatzänderungen von Finanzinstrumenten, die als Sicherungsinstrumente im Rahmen eines Cashflow Hedges zur 
Absicherung zinsbedingter Zahlungsstromschwankungen designiert wurden, haben Auswirkungen auf die Cashflow-
Hedge-Rücklage im Eigenkapital und werden daher bei den eigenkapitalbezogenen Sensitivitätsberechnungen 
berücksichtigt.  

Marktzinssatzänderungen von originären, variabel verzinslichen Finanzinstrumenten, deren Zinszahlungen nicht im 
Rahmen von Cashflow Hedges gegen Zinsänderungsrisiken gesichert sind, werden bei der Berechnung der 
ergebnisbezogenen Sensitivitäten miteinbezogen. 

Marktzinssatzänderungen von derivativen Finanzinstrumenten, die nicht in eine Sicherungsbeziehung nach IFRS 9 
eingebunden sind, haben Auswirkungen auf die sonstigen Finanzaufwendungen und -erträge (Bewertungsergebnis aus 
der Anpassung der finanziellen Vermögenswerte an den beizulegenden Zeitwert) und werden daher bei den 
ergebnisbezogenen Sensitivitätsberechnungen berücksichtigt. 
     
  Wirksamkeit in GuV Wirksamkeit im Eigenkapital 
Sensitivitätsanalyse Zinsrisiko 31.12.2018 
in Mio. EUR 

 +100 
Basispunkte 

 -100 
Basispunkte 

 +100 
Basispunkte 

 -100 
Basispunkte 

Vermögenswerte         
Zahlungsmittel und Zahlungsmitteläquivalente 0,3  0,0  0,2  0,0  
Schulden         
Finanzverbindlichkeiten -3,4  0,1  1,2  -0,8       

 
     
  Wirksamkeit in GuV Wirksamkeit im Eigenkapital 
Sensitivitätsanalyse Zinsrisiko 31.12.2017 
in Mio. EUR 

 +100 
Basispunkte 

 -100 
Basispunkte 

 +100 
Basispunkte 

 -100 
Basispunkte 

Vermögenswerte         
Zahlungsmittel und Zahlungsmitteläquivalente 0,4  -0,1  0,1  -0,1  
Schulden         
Finanzverbindlichkeiten -0,7  0,1  2,5  -2,1       
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Die Fremdwährungsrisiken des ÖBB-Infrastruktur-Konzerns resultieren vorwiegend aus originären finanziellen 
Verbindlichkeiten in Fremdwährung. Zum Abschlussstichtag unterlag der ÖBB-Infrastruktur-Konzern keinen wesentlichen 
Risiken aus auf Fremdwährung lautenden Verbindlichkeiten.  

Bei Cross-Border-Leasing-Transaktionen werden sämtliche Zahlungsströme (Leasingraten wie Rückfluss aus 
Veranlagungen) fristenkongruent in US-Dollar abgewickelt. Sofern es bei den Veranlagungen zu keinen Ausfällen kommt, 
besteht somit kein Fremdwährungsrisiko. 

Die nachfolgende Tabelle zeigt das Nettofremdwährungsrisiko: 
  
  USD 

Währungssensitive Finanzinstrumente 2018 in Mio. 

Übrige finanzielle Vermögenswerte 174,0 
Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen -1,0 
Übrige finanzielle Verbindlichkeiten -182,0 

Nettofremdwährungsrisiko -9,0   
 
  
  USD 
Währungssensitive Finanzinstrumente 2017 in Mio. 

Übrige finanzielle Vermögenswerte 175,0 
Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen -1,0 
Übrige finanzielle Verbindlichkeiten -180,0 
Nettofremdwährungsrisiko -6,0   

Sensitivitätsanalyse Währungsrisiko 

Der ÖBB-Infrastruktur-Konzern war demnach in beiden Geschäftsjahren nur im geringen Umfang Währungsrisiken aus 
ungesicherten Fremdwährungsverbindlichkeiten ausgesetzt. Wenn der Euro gegenüber dem US-Dollar um 10% 
aufgewertet (abgewertet) worden wäre, gäbe es zu beiden Bilanzstichtagen keine wesentlichen Ergebniseffekte.  

29.2.c. Kreditrisiko 

Das Kontrahentenrisiko erfasst das Schadenspotenzial aufgrund von Nichterfüllung finanzieller Verpflichtungen durch 
Finanzpartner (vornehmlich Geldmarktgeschäfte, Veranlagungen, barwertig positive Derivate). Die dem 
Kontrahentenrisiko-Management zugrunde liegenden und für jeden Finanzpartner individuell vergebenen Limits werden 
von der ÖBB-Holding AG täglich auf Einhaltung überprüft. Der ÖBB-Infrastruktur-Konzern unterhält Geschäftsbeziehungen 
nur zu Finanzpartnern, die über ein definiertes Rating verfügen und für die eine objektive Risikoeinstufung des 
Kapitalmarkts vorliegt.  

Der ÖBB-Infrastruktur-Konzern hat ein Kontrahentenrisiko-Management eingeführt, bei dem die Limitermittlung und 
Limitvergabe primär auf der Auswertung von Credit-Default-Swap-Daten der ÖBB-Holding-Konzern-Finanzpartner basiert. 
Hierdurch ist eine schnelle Reaktion auf sich verändernde Risikoeinschätzungen des Kapitalmarkts hinsichtlich der 
Finanzpartner sichergestellt. Die jeweils aktuellen Limits und deren Ausnutzung werden täglich überwacht, um auf 
Marktstörungen zeitnah und risikoorientiert reagieren zu können. 

Kontrahentenrisiken bestehen außerhalb der originären Geschäfte mit den Finanzpartnern auch im Zusammenhang mit 
Cross-Border-Leasing. Bei Cross-Border-Leasing-Transaktionen wurden Wertpapierdepots, Payment Undertaking 
Agreements (Zahlungsvereinbarungen) und Swaps mit Finanzpartnern abgeschlossen, um Leasingraten während und den 
Kaufpreis am Ende der Laufzeit zu bezahlen. Nähere Angaben zu den Cross-Border-Leasing-Verträgen finden sich in 
Erläuterung 30.3. 

Die finanziellen Vermögenswerte des ÖBB-Infrastruktur-Konzerns umfassen hauptsächlich Zahlungsmittel und 
Zahlungsmitteläquivalente, Forderungen aus Lieferungen und Leistungen, sonstige Forderungen und Wertpapiere. Diese 
Positionen stellen die maximale Gefährdung des ÖBB-Infrastruktur-Konzerns durch das Ausfallsrisiko im Verhältnis zu den 
finanziellen Vermögenswerten dar.  
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Kreditrisiko aus finanziellen Finanzinstrumenten 
in Mio. EUR 

Bruttoexposure 
(Buchwert zuzüglich 
Wertberichtigungen) 

abzüglich 
Sicherheiten 
(Fair Value) Netto-Exposure 

Gesamtexposure 2018       
Finanzielle Vermögenswerte 232,8 -65,0 167,8 
Forderungen aus Lieferungen und Leistungen 132,2 0,0 132,2 
Sonstige Forderungen und Vermögenswerte 92,7 0,0 92,7 
Zahlungsmittel und Zahlungsmitteläquivalente 17,5 0,0 17,5 
Risiko lang- und kurzfristiger Vermögenswerte 475,1 -65,0 410,1 
Kreditrisiko aus übernommenen Haftungen 75,8 -54,0 21,8 
        

Gesamtkreditrisiko 31.12.2018 550,9 -119,0 431,9 
        
Gesamtexposure 2017       
Finanzielle Vermögenswerte 221,5 -63,5 158,0 
Forderungen aus Lieferungen und Leistungen 147,4 0,0 147,4 
Sonstige Forderungen und Vermögenswerte 47,8 0,0 47,8 
Zahlungsmittel und Zahlungsmitteläquivalente 22,6 0,0 22,6 
Risiko lang- und kurzfristiger Vermögenswerte 439,3 -63,5 375,8 

davon weder überfällig, noch wertberichtigt     333,1  
davon nicht überfällig, aber wertberichtigt     1,6  
davon überfällig, aber nicht wertberichtigt     27,2  
davon überfällig und wertberichtigt     13,9  

Kreditrisiko aus übernommenen Haftungen 75,7 -54,3 21,4 
        
Gesamtkreditrisiko 31.12.2017 515,0 -117,8 397,2     

 

Hinsichtlich der Fälligkeit der Forderungen wird auf Erläuterung 20 verwiesen.  

29.2.d. Liquiditätsrisiko 

Das übergeordnete Ziel im Bereich Finanzen im ÖBB-Infrastruktur-Konzern ist die Sicherstellung des notwendigen 
Liquiditätsspielraums für alle Gesellschaften des ÖBB-Infrastruktur-Konzerns. Liquiditätsrisiko für den ÖBB-Infrastruktur-
Konzern bedeutet zudem jede Einschränkung der Verschuldungs- und Kapitalaufnahmefähigkeit (zum Beispiel durch eine 
schlechtere Kreditbeurteilung einer Ratingagentur oder durch ein bankeninternes Rating) im Hinblick auf Volumen und 
Konditionen für die Bereitstellung von finanziellen Mitteln, wodurch die Umsetzung der Unternehmensstrategie oder der 
finanzielle Handlungsspielraum beeinträchtigt werden könnten. 

Die Aufgabe liegt daher in der Analyse des Liquiditätsrisikos sowie in der konsequenten Sicherung der Liquidität (vor allem 
durch Liquiditätsplanung, Vereinbarung ausreichender Kreditlinien und ausreichende Diversifizierung der Kreditgeber). Aus 
den nachfolgenden Tabellen sind die vertraglich vereinbarten (undiskontierten) Zins- und Tilgungszahlungen der originären 
und derivativen finanziellen Verbindlichkeiten ersichtlich. Die tatsächlich erwarteten Fälligkeiten weichen von den 
vertraglich vereinbarten nicht ab. 
        
Überleitung der Buchwerte 
auf originäre und finanzielle 
Verbindlichkeiten 
zum 31.12.2018 
in Mio. EUR 

Buchwert der 
kurzfristigen 

Verbindlichkeiten 

Buchwert der 
langfristigen 

Verbindlichkeiten Gesamt 

abzüglich 
Non 

Financial 
Instru- 
ments 

Financial 
Instruments 

Originäre 
Finanzver-

bindlichkeiten 

Derivative 
finanzielle 

Verbind-
lichkeiten 

Anleihen      1.539,5  12.720,5  14.260,0  0,0  14.260,0  14.260,0  0,0 
Verbindlichkeiten gegenüber 
Kreditinstituten 6,9  3.979,5  3.986,4  0,0   3.986,4  3.986,4  0,0 
Verbindlichkeiten aus 
Finanzierungsleasing und CBL 0,0 

  
65,3           65,3  0,0          65,3  65,3  0,0 

Übrige 
Finanzverbindlichkeiten 

  
586,1  

  
1.775,6  

  
2.361,7  0,0      2.361,7  2.336,5  25,2 

Verbindlichkeiten aus 
Lieferungen u. Leistungen 628,1 0,0 

  
628,1  0,4         627,7  627,7  0,0 

Sonstige Verbindlichkeiten 1.073,3  31,7 1.105,0  153,00         952,0  952,0  0,0 
  3.833,9  18.572,6  22.406,5  153,4  22.253,1  22.227,9  25,2          
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Überleitung der Buchwerte  
auf originäre und finanzielle 
Verbindlichkeiten 
zum 31.12.2017 
in Mio. EUR 

Buchwert der 
kurzfristigen 

Verbind-
lichkeiten 

Buchwert der 
langfristigen 

Verbindlichkeiten Gesamt 

abzüglich 
Non 

Financial 
Instru- 
ments 

Financial 
Instruments 

Originäre 
Finanzver-

bindlichkeiten 

Derivative 
finanzielle 

Verbind-
lichkeiten 

Anleihen 0,0           14.256,20  14.256,20  0,0 14.256,20  14.256,2  0,0 
Verbindlichkeiten gegenüber 
Kreditinstituten 

  
6,70  

  
3.986,30  

  
3.993,00  0,0    3.993,00  3.993,0  0,0 

Verbindlichkeiten aus 
Finanzierungsleasing und CBL 7,9 

  
82,60  

  
90,50  0,0         90,50  90,5  0,0 

 Übrige Finanzverbindlichkeiten           409,40               1.472,30  1.881,70  0,0    1.881,70  1.863,3  18,4 
Verbindlichkeiten aus  
Lieferungen u. Leistungen 470,9 0,0 

  
470,90  6,6       464,30  464,3  0,0 

Sonstige Verbindlichkeiten 757,4 33,3      790,70  151,0       639,70  639,7  0,0 
  1.652,3  19.830,7  21.483,0  157,6  21.325,4  21.307,0  18,4          

 
         

    

nicht 
zahlungs-
wirksame 

Cashflows 2019  
zu zahlungswirk- 

samen Buchwerten 

Cashflows 2020-23  
zu zahlungswirk- 

samen Buchwerten 

Cashflows 2024 ff.  
zu zahlungswirk- 

samen Buchwerten 

  Buchwert Buchwerte Zinsen *) Tilgung *) Zinsen Tilgung Zinsen Tilgung 
in Mio. EUR 31.12.2018 31.12.2018 2019 2019 2020-2023 2020-2023 2024 ff. 2024 ff. 

Originäre finanzielle Verbindlichkeiten                 
Anleihen 14.260,0  49,3  488,0  1.539,5  1.407,8  4.845,5  1.631,4  7.825,7  
Verbindlichkeiten gegenüber 
Kreditinstituten 3.986,4  0,0  113,3  6,9  426,9  223,9  811,2  3.755,6  
Verbindlichkeiten aus 
Finanzierungsleasing und CBL 65,3  65,3  0,0  0,0  0,0  0,0  0,0  0,0  
Übrige Finanzverbindlichkeiten 2.336,5  37,9  30,2  328,3  104,3  121,7  1.137,9  1.612,6  
Verbindlichkeiten aus Lieferungen und 
Leistungen 627,7  0,0  0,0  610,6  0,0  17,1  0,0  0,0  
Sonstige Verbindlichkeiten 952,0  0,0  0,0  952,0  0,0  0,0  0,0  0,0  
Summe 22.227,9  152,5  631,5  3.437,3  1.939,0  5.208,2  3.580,5  13.193,9           
*) Die übrigen Finanzverbindlichkeiten enthalten Verbindlichkeiten aus abgegrenzten Zinszahlungen für Anleihen und Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten. 

Die tatsächlichen Zinszahlungen 2018 aus diesen abgegrenzten Verbindlichkeiten werden in der Zeile Anleihen und Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten 
und nicht bei den übrigen Finanzverbindlichkeiten dargestellt. 

         

    

nicht 
zahlungs-
wirksame 

Cashflows 2018  
zu zahlungswirk- 

samen Buchwerten 

Cashflows 2019-22  
zu zahlungswirk- 

samen Buchwerten 

Cashflows 2023 ff.  
zu zahlungswirk- 

samen Buchwerten 

  Buchwert Buchwerte Zinsen *) Tilgung *) Zinsen Tilgung Zinsen Tilgung 
in Mio. EUR 31.12.2017 31.12.2017 2018 2018 2019-2022 2019-2022 2023 ff. 2023 ff. 

Originäre finanzielle Verbindlichkeiten                 
Anleihen 14.256,2  45,7  487,8  0,0  1.628,3  5.386,3  1.897,4  8.824,2  
Verbindlichkeiten gegenüber 
Kreditinstituten 3.993,0  0,0  113,5  6,7  435,8  227,3  915,7  3.759,0  
Verbindlichkeiten aus 
Finanzierungsleasing und CBL 90,5  90,5  0,0  0,0  0,0  0,0  0,0  0,0  
Übrige Finanzverbindlichkeiten 1.863,3  40,4  24,4  159,6  86,9  128,4  661,5  1.300,1  
Verbindlichkeiten aus Lieferungen u. 
Leistungen 464,3  0,0  0,0  449,1  0,0  15,2  0,0  0,0  
Sonstige Verbindlichkeiten 639,7  0,0  0,0  639,7  0,0  0,0  0,0  0,0  
Summe 21.307,0  176,6  625,7  1.255,1  2.151,0  5.757,2  3.474,6  13.883,3           
*) Die übrigen Finanzverbindlichkeiten enthalten Verbindlichkeiten aus abgegrenzten Zinszahlungen für Anleihen und Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten. 

Die tatsächlichen Zinszahlungen 2017 aus diesen abgegrenzten Verbindlichkeiten werden in der Zeile Anleihen und Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten 
und nicht bei den übrigen Finanzverbindlichkeiten dargestellt. 

Die oben dargestellten Zinsen und Tilgungen der finanziellen Verbindlichkeiten beinhalten nicht jene aus aktuellen und 
ehemaligen CBL-Transaktionen und im Geschäftsjahr 2017 auch aus Sublease-Vereinbarungen. Diesen Tilgungen und 
Zinsen stehen gleichlautende Einnahmen gegenüber, welche im Cashflow mit Zinsen und Tilgungen der finanziellen 
Verbindlichkeiten saldiert wurden, da die Zahlungen nicht über die Bankkonten des ÖBB-Infrastruktur-Konzerns gehen. 
Vielmehr werden die Einnahmen aus den Vermögenswerten vom Schuldner direkt an den Gläubiger überwiesen. 
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    Cashflows 2019 Cashflows 2020-23 Cashflows 2024 ff. 

  Buchwert Zinsen Tilgung Zinsen Tilgung Zinsen Tilgung 
in Mio. EUR 31.12.2018 2019 2019 2020-2023 2020-2023 2024 ff. 2024 ff. 

Derivative finanzielle Verbindlichkeiten               
Zinsderivate ohne Hedge-Beziehung 3,2 0,8 0,0 2,5 0,0 0,0 0,0 
Zinsderivate - Cashflow Hedges 1,4 1,5 0,0 0,0 0,0 0,0 0,0 
Sonstige Derivate ohne Hedge-Beziehung 20,6 0,0 58,4 0,0 19,8 0,0 4,1 
Gesamt 25,2 2,3 58,4 2,5 19,8 0,0 4,1 
Finanzgarantien               
Haftung aus Cross-Border-Lease 54,0 3,9 3,1 12,8 15,1 2,4 35,8 
Sonstige Eventualverbindlichkeiten 21,8 0,0 5,5 0,0 10,2 0,0 6,1         

 
        

  Cashflows 2018 Cashflows 2019-22 Cashflows 2023 ff. 
  Buchwert Zinsen Tilgung Zinsen Tilgung Zinsen Tilgung 

in Mio. EUR 31.12.2017 2018 2018 2019-2022 2019-2022 2023 ff. 2023 ff. 

Derivative finanzielle Verbindlichkeiten               
Zinsderivate ohne Hedge-Beziehung 4,0 0,8 0,0 3,3 0,0 0,0 0,0 
Stromderivate - Cashflow Hedges 0,0 0,0 0,3 0,0 0,0 0,0 0,0 
Zinsderivate - Cashflow Hedges 4,2 2,9 0,0 1,5 0,0 0,0 0,0 
Sonstige Derivate ohne Hedge-Beziehung 10,2 0,0 51,2 0,0 5,2 0,0 3,9 
Gesamt 18,4 3,7 51,5 4,8 5,2 0,0 3,9 
Finanzgarantien               
Haftung aus Cross-Border-Lease 54,3 3,9 2,7 13,3 13,3 4,9 38,3 
Sonstige Eventualverbindlichkeiten 21,4 0,0 5,7 0,0 8,7 0,0 7,0         

 

Einbezogen wurden alle Finanzinstrumente, die am Abschlussstichtag im Bestand waren und für die bereits Zahlungen 
vertraglich vereinbart waren. Planzahlen für zukünftige neue Schulden wurden bei den dargestellten künftigen 
Zahlungsströmen nicht berücksichtigt. Fremdwährungsbeträge wurden jeweils mit dem Stichtagskurs umgerechnet. Die 
variablen Zinszahlungen aus den Finanzinstrumenten wurden unter Zugrundelegung der am 31.12.2018 und am 
31.12.2017 bestehenden Zinssätze ermittelt. 

Hinsichtlich der derivativen finanziellen Vermögenswerte ist von folgenden Zins- und Tilgungszahlungen auszugehen: 
        
    Cashflows 2019 Cashflows 2020-23 Cashflows 2024 ff. 

  Buchwert Zinsen Tilgung Zinsen Tilgung Zinsen Tilgung 
in Mio. EUR 31.12.2018 2019 2019 2020-2023 2020-2023 2024 ff. 2024 ff. 

Derivative finanzielle Vermögenswerte               
Stromderivate ohne Hedge-Beziehung 26,8  0,0  65,2  0,0  21,7  0,0  0,0  
Stromderivate - Cashflow Hedges 44,0  0,0  34,6  0,0  58,8  0,0  0,0  
Gesamt 70,8  0,0  99,8  0,0  80,5  0,0  0,0          

 
        
    Cashflows 2018 Cashflows 2019-22 Cashflows 2023 ff. 

  Buchwert Zinsen Tilgung Zinsen Tilgung Zinsen Tilgung 
in Mio. EUR 31.12.2017 2018 2018 2019-2022 2019-2022 2023 ff. 2023 ff. 

Derivative finanzielle Vermögenswerte               
Stromderivate ohne Hedge-Beziehung 22,2  0,0  80,0  0,0  38,2  0,0  0,0  
Stromderivate - Cashflow Hedges 6,3  0,0  8,4  0,0  13,5  0,0  0,0  

Gesamt 28,5  0,0  88,4  0,0  51,7  0,0  0,0          
 

29.3. Sicherungsmaßnahmen 

Hedge Accounting 

Der ÖBB-Infrastruktur-Konzern wendet Vorschriften zur Bilanzierung von Sicherungsbeziehungen gemäß IFRS 9 (Hedge 
Accounting) zur Sicherung von Bilanzposten und zukünftigen Zahlungsströmen an. Dies mindert Volatilitäten in der 
Gewinn-und-Verlust-Rechnung. Nach Art des abgesicherten Grundgeschäfts ist zwischen Fair Value Hedge und Cashflow 
Hedge zu unterscheiden. 
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141 Bei Cashflow Hedges wird der effektive Teil der Wertänderung des Sicherungsinstruments zunächst im sonstigen Ergebnis 
im Eigenkapital erfasst und zu dem Zeitpunkt, zu dem die erwarteten Zahlungsströme erfolgswirksam werden, in den 
Gewinn oder Verlust umgegliedert. Demgegenüber erfolgt bei Fair Value Hedges eine erfolgswirksame Anpassung des 
Buchwerts des gesicherten Grundgeschäfts um Marktwertschwankungen des gesicherten Risikos. 

Die von IFRS 9 gestellten Anforderungen an die Anwendung des Hedge Accounting werden vom ÖBB-Infrastruktur-
Konzern wie folgt erfüllt: 

Bei Beginn einer Sicherungsmaßnahme werden sowohl die Beziehung zwischen dem als Sicherungsinstrument 
eingesetzten Finanzinstrument und dem Grundgeschäft als auch das Ziel der Absicherung dokumentiert. Dazu zählt 
sowohl die konkrete Zuordnung der Sicherungsinstrumente zu den entsprechenden Vermögenswerten sowie Schulden 
und geplanten Transaktionen als auch die Einschätzung des Wirksamkeitsgrades der eingesetzten Sicherungsinstrumente. 
Bestehende Sicherungsmaßnahmen werden fortlaufend darauf hin überprüft, ob die Anforderungen an die Wirksamkeit 
der Absicherung weiterhin erfüllt sind. Ist dies nicht der Fall und eine Rekalibrierung der Sicherungsbeziehung nicht 
möglich oder läuft das Sicherungsinstrument aus oder wird veräußert oder beendet, dann wird die Hedge-Beziehung 
beendet. 

Der ÖBB-Infrastruktur-Konzern führt auch Sicherungsmaßnahmen durch, die nicht die formalen Anforderungen des IFRS 
9 erfüllen, jedoch gemäß den Grundsätzen des Risikomanagements wirtschaftlich effektiv zur Sicherung des finanziellen 
Risikos beitragen. 

Cashflow Hedges – Zinsänderungsrisiken 

Zinsänderungsrisiken bestehen einerseits aus den variablen Zinszahlungen aus finanzielle Vermögenswerte und 
Verbindlichkeiten (sprich den Cashflow-Risiken) bzw. resultieren sie aus Marktwertrisiken, also den Barwertänderungen 
von festverzinslichen Finanzierungen. Im ÖBB-Konzern kann ein Zinsänderungsrisiko im bestehenden 
Finanzierungsportfolio und im geplanten Neugeschäftsportfolio gemäß Budget/Mittelfristplanung (BUD/MFP) auftreten. 
Der Zinsaufwand aus Neufinanzierungen, die während BUD/MFP aufgenommen werden, basiert auf Forward-Zinssätzen 
gemäß Planungsprämissen. Der tatsächliche Zinsaufwand steht erst bei Abschluss (fix verzinst) bzw. bei Zinsfixing (variabel 
verzinst) fest. 

Der ÖBB-Infrastruktur-Konzern hat zur Sicherung des Zinszahlungsrisikos variabel verzinster Grundgeschäfte einen Payer 
Zinsswaps („Erhalte variabel – Zahle fix“) abgeschlossen. Die Zahlungsstromänderungen der Grundgeschäfte, die sich aus 
den Veränderungen der EURIBOR-Rate ergeben, werden durch die Zahlungsstromänderungen der Zinsswaps 
ausgeglichen. Mit den Sicherungsmaßnahmen wird das Ziel verfolgt, die variabel verzinslichen Anleihen in festverzinsliche 
Finanzschulden zu transformieren und damit den Zahlungsstrom aus den finanziellen Verbindlichkeiten abzusichern. 

Die folgende Tabelle zeigt das Fristigkeitenband und die Anzahl der bestehenden Cashflow Hedges: 
      
  31.12.2018   31.12.2017 
Finanzinstrumente Anzahl Swaps Nominalvolumen   Anzahl Swaps Nominalvolumen 

Laufzeitende   in Mio. EUR Laufzeitende   in Mio. EUR 

Bestand 1 100,0 Bestand 3 137,0 
 davon Laufzeitende 2019 1  100,0  davon Laufzeitende 2018 2 37,0 
 davon Laufzeitende 2020 0  0,0  davon Laufzeitende 2019 1 100,0       

 

Der zum 31.12.2018 noch bestehenden Zinsenswap hat wie das Grundgeschäft ein Nominal von 100 Mio. EUR. Der 
variable Zinssatz des Grundgeschäfts ist der Dreimonats-Euribor + 46 Basispunkte, der Zinssatz des Zinsenswaps ist 
1,640 % Fixzins. 

Die Beurteilung der Sicherungsbeziehung wird mit der Critical-Terms-Match-Methode durchgeführt. Ineffektivitäten 
werden mittels der Dollar-Offset-Methode ermittelt. Hierzu wird bei Cashflow Hedges ein hypothetisches Derivat gebildet, 
das die im gesicherten Grundgeschäft enthaltenen Bedingungen spiegelt.  

Zeitwertänderungen von Zinsswaps, die Sicherungsgeschäfte für künftige Zinszahlungen variabel verzinster 
Verbindlichkeiten darstellen, werden über das sonstige Ergebnis im Eigenkapital erfasst. Diese Beträge werden in jener 
Periode als Finanzierungsaufwand gebucht, in der die entsprechenden Zinszahlungen aus dem Grundgeschäft 
erfolgswirksam werden (2018: rd. 2,9 Mio. EUR [Vj: rd. 2,9 Mio. EUR]). Des Weiteren wurden keine (Vj: rd. 0,02 Mio. EUR) 
ineffektiven Teile bei Hedge-Accounting-Beziehungen ertragswirksam erfasst.  

29.4. Commodity-Risiken 

Der Bereich Energieanlagenmanagement/Energiewirtschaft der ÖBB-Infrastruktur AG ist für die Beschaffung 
leitungsgebundener Energieträger sowie energienaher Produkte (Emissionszertifikate, Herkunftsnachweise) im ÖBB-
Konzern zuständig. Sämtliche dieser Produkte werden entweder an interne oder externe Kunden geliefert oder zum 
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142 Betrieb des 16,7-Hz-Bahnstromnetzes herangezogen. Preisschwankungen dieser Produkte beeinflussen die Aufwände des 
ÖBB-Infrastruktur-Konzerns bzw. des ÖBB-Konzerns und stellen somit ein Marktrisiko dar. Da rund zwei Drittel des 
benötigten Bahnstroms und der gesamte Strom zur Versorgung der Betriebsanlagen (Bahnhöfe etc.) am Strommarkt 
beschafft werden, ist der ÖBB-Infrastruktur-Konzern von Strompreisvolatilität stark betroffen. Die 
Risikomanagementstrategie sieht daher eine Preisabsicherung vor. 

Ein wesentliches Risiko bei der Beschaffung von Energie besteht in der Schwankung der Marktpreise. Dies ist insbesondere 
auch vor dem Hintergrund zu betrachten, dass die Verkaufspreise für Bahnstrom sowie die Tarife für Betriebsanlagen für 
jedes Kalenderjahr bereits im 4. Quartal vor Lieferbeginn fixiert oder die Tarife für die Bahnstromnetznutzung sogar noch 
ein Jahr früher erstmalig verlautbart werden müssen. Daher ist es für den ÖBB-Infrastruktur-Konzern besonders relevant, 
die Preise im Vorfeld bereits abgesichert bzw. fixiert zu haben. Die Preisabsicherung erfolgt mittels des Abschlusses von 
Forwards für die geplanten Einkaufsmengen für Bahnstrom, Verlustenergie und Betriebsanlagen sowie für 
Emissionszertifikate. Neben der Absicherung der Preise dient die Absicherung aber auch der Erhöhung der 
Planungssicherheit, welche als Basis der Preiskalkulation notwendig ist.  

Vor dem Hintergrund der Beschaffungsstrategien und zur Risikodiversifizierung wurde seitens des ÖBB-Infrastruktur-
Konzerns eine langfristige rollierende Beschaffung (Rolling Hedge) beschlossen. Der definierte Beschaffungszeitraum 
variiert in Abhängigkeit von den gesicherten Grundgeschäften (bis zu drei Jahre für Energie und bis zu fünf Jahre für 
Emissionszertifikate). Durch das Portfoliomanagement Energiewirtschaft muss zu definierten Zeitpunkten ein bestimmter 
Prozentsatz der zu beschaffenden Menge (eine geforderte Eindeckung, die Soll-Einkaufsmenge) je Beschaffungsjahr 
eingekauft sein. Um die Preiserwartung des Portfoliomanagements bei der Beschaffung einfließen zu lassen, wurde ein 
oberer und unterer Mengenkorridor definiert. Abhängig von der Preiserwartung besteht die Möglichkeit innerhalb des 
unteren und oberen Korridors mehr oder weniger Menge als die Soll-Einkaufsmenge preislich abzusichern. Am Ende des 
Beschaffungszeitraums entfällt dieser Korridor, das heißt die Soll-Einkaufsmenge entspricht einer Eindeckung zu 100%. 

29.4.1. Cashflow Hedges 

Der ÖBB-Infrastruktur-Konzern hat Stromgeschäfte (langfristige Beschaffungsverträge, Stromforwards einkaufsseitig) 
abgeschlossen. Diese Stromgeschäfte dienen unter Berücksichtigung der Bewirtschaftung des Erzeugungsportfolios und 
der langfristigen Einkaufsverträge der Absicherung des Strombeschaffungspreises für die geplanten Einkaufsmengen. Die 
Termingeschäfte werden über den OTC-Markt (Forwards) getätigt. Die Zahlungsstromänderungen der geplanten 
Stromeinkäufe, die sich durch die Änderung des Strompreises ergeben, werden durch die Zahlungsstromänderungen der 
Forwards, die als Derivate nach IFRS 9 einzustufen waren, ausgeglichen. Mit den Sicherungsmaßnahmen wird das Ziel 
verfolgt, die variablen Strompreise der geplanten Stromeinkäufe zu fixieren. Insofern abgeschlossene Einkaufskontrakte 
durch gegenläufige Geschäfte geschlossen wurden, nachdem die endgültigen Bezugskontrakte verhandelt wurden, 
werden beide Geschäfte erfolgswirksam zum beizulegenden Zeitwert bilanziert. Der bis zur Schließung im sonstigen 
Ergebnis erfasste Betrag wird bei Settlement des Forwards in die Gewinn-und-Verlust-Rechnung umgebucht. 

Bei als Cashflow Hedge designierten Strom-Forwards designiert die ÖBB Infrastruktur AG nur die auf den European-Energy-
Exchange-Settlement-Preis bezogene Preiskomponente der erwarteten künftigen Beschaffung als gesichertes Risiko. Die 
gesicherte Risikokomponente hat in der Vergangenheit 100% der Änderungen des beizulegenden Zeitwerts des 
Grundgeschäfts abgedeckt. Mit der Strompreiszonentrennung ab dem 01.10.2018 in einen Bereich Deutschland und 
Österreich deckt das Sicherungsgeschäft nicht mehr den Transportaufschlag ab. Bei der Absicherung von 
Emissionszertifikaten liegt nur eine Preiskomponente vor („EAU European Emission Allowance Future Settlement”-Preis) 
welche abgesichert wird.  

Der ÖBB-Infrastruktur-Konzern sichert rd. 1.000 GWh je Lieferjahr rollierend über drei Jahre für den Bezug von Bahnstrom 
und Verlustenergie sowie rd. 310 GWh für Betriebsanlagen ab. Emissionszertifikate werden für rd. 250 TSD Tonnen je 
Lieferjahr abgesichert. 

Der Ausweis der Derivate mit einem positiven beizulegenden Zeitwert erfolgt je nach Laufzeitband in den kurzfristigen 
oder langfristigen finanziellen Vermögenwerten (Erläuterung 18). Derivate mit einem negativen beizulegenden Zeitwert 
werden je nach Laufzeitband in den Finanzverbindlichkeiten ausgewiesen (Erläuterung 25).  
      
Stromderivate in Hedge-Beziehung 
31.12.2018     

Nominal 
(Kontraktpreis) 

Durchschnittlicher 
Ausübungspreis 

Beizulegender 
Zeitwert 

Laufzeitende Anzahl Forwards MWh in Mio. EUR in EUR in Mio. EUR 

Bestand 74 2.589.276 91,9   41,5 
 davon Laufzeitende 2019 23 1.033.044 33,4 32,3 22,8 
 davon Laufzeitende 2020 31 943.032 33,8 35,8 14,4 
 davon Laufzeitende 2021 17 499.320 19,6 39,2 4,2 
 davon Laufzeitende 2022 3 113.880 5,3 46,2 0,0       
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Stromderivate in Hedge-Beziehung 
31.12.2017   Nominal (Kontraktpreis) 
Laufzeitende Anzahl Forwards in Mio. EUR 

Bestand 17 20,8 
 davon Laufzeitende 2018 7 7,7 
 davon Laufzeitende 2019 6 6,8 
 davon Laufzeitende 2020 4 6,3 
 davon Laufzeitende 2021 0 0,0    

 
      

Co2 Emissionsrechte in Hedge Beziehung 
31.12.2018     Nominal  

Durchschnittlicher 
Ausübungspreis in 

EUR 
Beizulegender 

Zeitwert 
Laufzeitende Anzahl Forwards Tonnen in Mio. EUR in Mio. EUR in Mio. EUR 

Bestand 8 155.000 1,4   2,5 
 davon Laufzeitende 2019 7 135.000 1,2 9,0 2,2 
 davon Laufzeitende 2020 1 20.000 0,2 10,0 0,3       

 

 

Grundsätzlich erfolgt im Rahmen der Widmung eines Derivates als Sicherungsinstrument eine prospektive 
Effektivitätsmessung sowie zu jedem Bilanzstichtag eine Überprüfung der Wirksamkeit der Sicherungsbeziehung und die 
Ermittlung einer möglichen Ineffektivität. Die Messung der Ineffektivität erfolgt durch Vergleich der kumulierten 
Änderungen des beizulegenden Zeitwerts der designierten Sicherungsinstrumente seit Designation der 
Sicherungsbeziehung und der kumulierten Änderungen des beizulegenden Zeitwerts des gesicherten Grundgeschäfts in 
Bezug auf das gesicherte Risiko. Zur Ermittlung der kumulierten Änderungen des beizulegenden Zeitwerts des gesicherten 
Grundgeschäfts in Bezug auf das Risiko der Änderungen des European-Energy-Exchange-Settlement-Preises wird ein 
hypothetisches Derivat gebildet. 

Ineffektivitäten können sich daraus ergeben, dass den abgeschlossenen Beschaffungsgeschäften unter Umständen andere 
Lastprofile zugrunde liegen und sich im Rahmen der Kaskadierung und Profilierung Mengenabweichungen ergeben 
können, da sich das hypothetische Derivat in diesem Fall nicht ändert. Des Weiteren können Ineffektivitäten auftreten, 
wenn das Kreditrisiko des Handelspartners stark von jenem der ÖBB-Infrastruktur AG abweicht. Darüber hinaus kann es 
aufgrund von Verringerungen der PEM zu einer kurzfristigen Übersicherung kommen, die sich jedoch im Zeitablauf wieder 
ausgleicht. 

Die Marktwertermittlung der Stromeinkaufsforwards zum Bilanzstichtag erfolgt auf Basis von European-Energy-Exchange-
Futures-Notierungen, die unter Heranziehen aktueller Zinskurven diskontiert werden. Die Marktbewertung der Forwards 
für Emissionszertifikate zum Bilanzstrichtag erfolgt auf Basis des European-Emission-Allowances-Futures- Settlement-
Preises. 

Beträge welche aus dem sonstigen Ergebnis in die Gewinn-und-Verlust-Rechnung umgebucht werden, sind im 
Materialaufwand erfasst.  

Das kumulierte sonstige Ergebnis aus den Stromforwards und der Absicherung der Emissionszertifikate, die als Cashflow 
Hedge designiert waren, stellt sich wie folgt dar: 
 

       
Co2 Emissionsrechte in Hedge Beziehung 
31.12.2017     Nominal  

Durchschnittlicher 
Ausübungspreis  

Beizulegender 
Zeitwert 

Laufzeitende Anzahl Forwards Tonnen in Mio. EUR in EUR in Mio. EUR 

Bestand 14 240.000 1,4   0,5 
 davon Laufzeitende 2018 9 160.000 1,0 5,96 0,3 
 davon Laufzeitende 2019 5 80.000 0,5 5,8 0,2       
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Stromforwards  
in Mio. EUR CFH CFH geschlossen OCI gesamt Latente Steuern OCI nach Steuern 
Stand 31.12.2017 6,3 0,0 6,3 1,6 4,8 
Anpassung IFRS 9 -6,3 6,3 0,0 0,0 0,0 
Stand 1.1.2018 0,0 6,3 6,3 1,6 4,8 
Zugang Bahnstrom 28,9 0,0 28,9 7,2 21,7 
Zugang Betriebsanlagen 5,5 0,0 5,5 1,4 4,1 
Betriebsanlagen geschlossen -2,8 2,8 0,0 0,0 0,0 
Umbuchung GuV 2018 1,5 -1,0 0,5 0,1 0,4 
Stand 31.12.2018 33,2 8,1 41,2 10,3 30,9       

 

Alle zum 31.12.2017 als Cashflow-Hedge designierten Derivate wurden beendet. Zum 01.01.2018 erfolgte eine 
Neudesignierung von Stromforwards auf Basis EEX-Settlement-Preisbezogenen Preiskomponente. 
  
Co2 Emissionsrechte  
in Mio. EUR OCI nach Steuern 

Stand 01.01.2018 0,5 
Realisiert -0,3 
Veränderung 2,3 
Stand 31.12.2018 2,5   

 

29.4.2. Sonstige Stromderivate 

Die folgende Tabelle zeigt das Fristigkeitsband jener Forwards, die zwar zu Sicherungszwecken abgeschlossen werden, 
aber unter anderem aufgrund der Schwankungen der Verbrauchsmenge nicht die formalen Anforderungen des IFRS 9 für 
Cashflow Hedges erfüllen. 
     
  31.12.2018 

Stromderivate ohne Hedge-Beziehungen Anzahl Forwards Nominalvolumen 
Anzahl 

Forwards Nominalvolumen 
Laufzeitende Einkauf in Mio. EUR Verkauf in Mio. EUR 

Bestand 91 89,9 88 75,2 
 davon Laufzeitende 2019 66  65,9 66 57,7 
 davon Laufzeitende 2020 18 21,1 19 15,9 
 davon Laufzeitende 2021 7 2,9 3 1,6 
          
  31.12.2017 

Stromderivate ohne Hedge-Beziehungen Anzahl Forwards Nominalvolumen 
Anzahl 

Forwards Nominalvolumen 
Laufzeitende Einkauf in Mio. EUR Verkauf in Mio. EUR 

Bestand 97 116,0 60 58,6 
 davon Laufzeitende 2018 65 77,9 55 53,4 
 davon Laufzeitende 2019 25 28,3 5 5,2 
 davon Laufzeitende 2020 7 9,9 0 0,0      

 

Der Ausweis der Derivate mit einem positiven beizulegenden Zeitwert erfolgt in den kurzfristigen finanziellen 
Vermögenwerten (Erläuterung 18). Derivate mit einem negativen beizulegenden Zeitwert werden in den 
Finanzverbindlichkeiten ausgewiesen (Erläuterung 25). Veränderungen des beizulegenden Zeitwertes der Stromderivate 
ohne Hedge-Beziehung werden in der Gewinn-und-Verlust-Rechnung im sonstigen Finanzergebnis erfasst. 
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Kapitalmanagement 
Die finanzwirtschaftliche Steuerung des ÖBB-Infrastruktur-Konzerns zielt auf die Erhaltung einer hervorragenden 
Bonitätseinstufung ab. Aufgrund der speziellen Situation und der gesetzlich festgelegten Aufgabe des Unternehmens, 
aber auch aufgrund der Vereinbarung mit der Öffentlichen Hand, Infrastrukturaufwendungen (sowohl Errichtung als auch 
Betrieb und Instandhaltung), die nicht in der Ertragskraft des Unternehmens Deckung finden, zu bezuschussen, erfolgt die 
Steuerung der Kapitalstruktur vor allem mit Kennzahlen, die die Verschuldung messen und mit den jeweiligen Planwerten 
verglichen werden. Das Unternehmen definiert Eigenkapital als Grundkapital, Rücklagen, erwirtschaftetes Ergebnis. Das 
gemanagte Eigenkapital beträgt zum 31.12.2018 rd. 1.426,6 Mio. EUR (Vj: rd. 1.337,1 Mio. EUR).  

Zusätzliche Angaben zu den Finanzinstrumenten 

Zahlungsmittel, Forderungen aus Lieferungen und Leistungen sowie sonstige finanzielle Forderungen haben überwiegend 
kurze Restlaufzeiten. Daher entsprechen deren Buchwerte zum Abschlussstichtag näherungsweise den beizulegenden 
Zeitwerten. Die beizulegenden Zeitwerte von sonstigen langfristigen Forderungen entsprechen den Barwerten der mit den 
Vermögenswerten verbundenen Zahlungen unter Berücksichtigung der jeweils aktuellen Zinsparameter. 

Die bilanzierten Werte der Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen sowie sonstige finanzielle Verbindlichkeiten 
stellen näherungsweise die beizulegenden Zeitwerte dar. Langfristige sonstige Forderungen und Vermögenswerte oder 
langfristige sonstige Verbindlichkeiten und Schulden sind im Wesentlichen Non Financial Instruments. Die beizulegenden 
Zeitwerte von Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten und sonstige finanzielle Verbindlichkeiten werden als Barwerte 
der mit den Schulden verbundenen Zahlungen unter Zugrundelegung der jeweils gültigen Zinskurve ermittelt. In der 
untenstehenden Überleitungsrechnung werden die Non Financial Instruments und die Finanzinstrumente aus Hedge 
Accounting in einer eigenen Spalte dargestellt, um eine Überleitung zum Buchwert des Bilanzpostens zu ermöglichen. 

Die bei den jeweiligen Bilanzposten angegebenen beizulegenden Zeitwerte in den nachstehenden Tabellen beziehen sich 
nur auf die Finanzinstrumente. Alle finanziellen Vermögenswerte und Schulden werden mit Ausnahme der Position Cash 
und der emittierten Anleihen mit einer ISIN-Nummer, die in den Finanzverbindlichkeiten ausgewiesen werden, 
durchgängig gemäß Level 2 bewertet. Level-2-Bewertungen beruhen auf anderen Eingangsparametern als die auf Stufe 
1 enthaltenen notierten Preise, die für den Vermögenswert oder die Schuld entweder unmittelbar oder mittelbar am Markt 
beobachtbar sind. Bei langfristigen Finanzinstrumenten findet die Bewertung aufgrund abgezinster Zahlungsströme statt. 

Für die angegebenen beizulegenden Zeitwerte der emittierten Anleihen mit einer ISIN-Nummer in Höhe von rd. 
16.608,0 Mio. EUR (Vj: rd. 16.886,2 Mio. EUR) werden Marktpreise herangezogen. Davon liegen für rd. 15.900,4 Mio. 
EUR (Vj: rd. 16.185,5 Mio. EUR) unangepasste notierte Preise vor (Level-1-Bewertung), während für rd.707,6 Mio. EUR (Vj: 
rd. 700,7 EUR) ein Bewertungsmodell, das auf Marktpreisen basiert, herangezogen wurde. Level-1-Bewertungen sind 
solche, die sich aus notierten Preisen (unangepasst) auf aktiven Märkten für identische finanzielle Vermögenswerte oder 
Schulden ergeben. Die Quelle für die Notierungen ist Reuters. Die Anleihen wurden über die Börsen in Luxemburg und 
Wien begeben. Der beizulegende Zeitwert der Anleihen mit CUSIP-Nummern, die 2015 erstmals begeben wurden, beträgt 
rd. 50,7 Mio. EUR (Vj: rd. 48,1 Mio. EUR). Diese wurden mit einem Bewertungsmodell, das auf Marktparametern basiert, 
gemäß Level 2 bewertet. 
          

Finanzielle Vermögenswerte 
zum 31.12.2018 
in Mio. EUR Buchwert 

abzüglich 
Non 

Financial 
Instru- 
ments 

Financial 
Instruments 

FVtPL EK-
Instrumente 

zwingend 
zum FVtPL 

zu 
fortgeführten 

Anschaffungs-
kosten Cash 

Hedge 
Accoun-

ting Fair Value 

Langfristige Vermögenswerte                   
Finanzielle Vermögenswerte 179,8  0,0  179,8  0,9  0,0  158,0  0,0  20,9  197,8  
Sonstige Forderungen und 
Vermögenswerte 144,4  132,6  11,8  0,0  0,0  11,8  0,0  0,0  11,8  
Kurzfristige Vermögenswerte                   
Finanzielle Vermögenswerte 52,7  0,0  52,7  0,0  26,8  2,8  0,0  23,1  52,7  
Forderungen aus Lieferungen  
und Leistungen 128,5  12,5  116,0  0,0  0,0  116,0  0,0  0,0  116,0  
Sonstige Forderungen und 
Vermögenswerte 256,1  175,8  80,3  0,0  0,0  80,3  0,0  0,0  80,3  
Zahlungsmittel und 
Zahlungsmitteläquivalente 17,5  0,0  17,5  0,0  0,0  0,0  17,5  0,0  17,5  
Summe Buchwert je Kategorie       0,9  26,8  368,9  17,5  44,0              

 

Zum Bilanzstichtag beträgt der beizulegende Zeitwert der langfristigen finanziellen Vermögenswerte, welche gemäß 
IAS 39 der Bewertungskategorie „Available for Sale (at Fair Value)” zugeordnet waren und nach IFRS 9 der 
Bewertungskategorie „zu fortgeführten Anschaffungskosten” zugewiesen ist, rd. 2.160,6 TEUR (Vj: rd. 4.860,7 TEUR). Die 
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erfasst worden wäre, beträgt rd. -2.700,0 TEUR.         

Finanzverbindlichkeiten zum 
31.12.2018 
in Mio. EUR Buchwert 

abzüglich 
Non-Financial 

Instruments 
Financial 

Instruments 

At 
Amortised 

Cost 

At Fair Value 
through Profit 

and Loss  
(Held for 
Trading) 

Hedge 
Accounting Fair Value 

Langfristige Verbindlichkeiten               
Finanzverbindlichkeiten 18.540,9  0,0  18.540,9  18.534,8  6,1  0,0  21.756,3  
Sonstige Verbindlichkeiten 31,7  31,7  0,0  0,0  0,0  0,0  0,0  
Kurzfristige Verbindlichkeiten               
Finanzverbindlichkeiten 2.132,5  0,0  2.132,5  2.113,4  17,7  1,4  2.168,2  
Verbindlichkeiten aus Lieferungen 
und Leistungen 628,1  0,4  627,7  627,7  0,0  0,0  627,7  
Sonstige Verbindlichkeiten 1.073,3  121,3  952,0  952,0  0,0  0,0  952,0  
Summe Buchwert je Kategorie       22.227,9  23,8  1,4            

 
           

Finanzielle Vermögenswerte 
zum 31.12.2017 
in Mio. EUR Buchwert 

abzüglich 
Non 

Financial 
Instru- 
ments 

Financial 
Instruments 

Available 
for Sale  
(at Fair 
Value) 

Available 
for Sale  

(at Cost) 

At Fair 
Value 

through 
Profit and 
Loss (Held 

for Trading) 

Loans 
and 

Receiv-
ables Cash 

Hedge 
Accoun-

ting 
Fair 

Value 

Langfristige Vermögenswerte                     
Finanzielle Vermögenswerte 186,1  0,0  186,1  69,5  2,7  0,0  109,6  0,0  4,4  213,2  
Sonstige Forderungen und 
Vermögenswerte 150,2  150,2  0,0  0,0  0,0  0,0  0,0  0,0  0,0  0,0  
Kurzfristige Vermögenswerte                     
Finanzielle Vermögenswerte 35,4  0,0  35,4  0,0  0,0  22,2  11,3  0,0  1,9  35,4  
Forderungen aus Lieferungen  
und Leistungen 140,0  6,5  133,5  0,0  0,0  0,0  133,5  0,0  0,0  133,5  
Sonstige Forderungen und 
Vermögenswerte 217,4  170,0  47,4  0,0  0,0  0,0  47,4  0,0  0,0  47,4  
Zahlungsmittel und 
Zahlungsmitteläquivalente 22,6  0,0  22,6  0,0  0,0  0,0  0,0  22,6  0,0  22,6  
Summe Buchwert je Kategorie       69,5  2,7  22,2  301,8  22,6  6,3               

 
        

Finanzverbindlichkeiten zum 
31.12.2017 
in Mio. EUR Buchwert 

abzüglich Non-
Financial 

Instruments 
Financial 

Instruments 

At 
Amortised 

Cost 

At Fair Value 
through Profit 

and Loss  
(Held for 
Trading) 

Hedge 
Accounting Fair Value 

Langfristige Verbindlichkeiten               
Finanzverbindlichkeiten 19.797,3  0,0  19.797,3  19.789,7  6,2  1,4  23.190,9  
Sonstige Verbindlichkeiten 33,3  33,3  0,0  0,0  0,0  0,0  0,0  
Kurzfristige Verbindlichkeiten               
Finanzverbindlichkeiten 424,1  0,0  424,1  413,3  8,0  2,8  424,1  
Verbindlichkeiten aus Lieferungen und 
Leistungen 470,9  6,6  464,3  464,3  0,0  0,0  464,3  
Sonstige Verbindlichkeiten 757,4  117,7  639,7  639,7  0,0  0,0  639,7  
Summe Buchwert je Kategorie       21.307,0  14,2  4,2            

 

Saldierung von Finanzinstrumenten 

Gemäß den Regelungen des IFRS 7.13C sind die in der Bilanz tatsächlich durchgeführten Saldierungen und potenziellen 
Aufrechnungsbeträge darzustellen. Da keine Vereinbarungen betreffend tatsächlicher Saldierungen bestehen, werden in 
den nachfolgenden Tabellen nur die potenziellen Aufrechnungsbeträge aus Stromderivaten aufgrund von 
Nettingvereinbarungen und sonstigen Vereinbarungen mit Vertragspartner dargestellt: 
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per 31.12.2018 
in Mio. EUR 

Buchwerte brutto 
gebucht 

potenzielle 
Aufrechnungsbeträge, die nicht 

in der Bilanz saldiert werden 
Nettobeträge nach 

potenzieller Saldierung 

Stromderivate Aktiv 26,8 -14,2 12,6 
Stromderivate Passiv -16,5 0,1 -16,4 
        

per 31.12.2017 
in Mio. EUR 

Buchwerte brutto 
gebucht 

potenzielle 
Aufrechnungsbeträge, die nicht 

in der Bilanz saldiert werden 
Nettobeträge nach 

potenzieller Saldierung 

Stromderivate Aktiv 22,2 -9,7 12,5 
Stromderivate Passiv -6,3 0,0 *) -6,3     
*) Kleinstbetrag 

Erläuterungen zur Konzern-Gewinn-und-Verlust-Rechnung und zur Konzern-Bilanz 

Die Zinsergebnisse, die nicht aus Finanzinstrumenten nach den Kategorien des IFRS 9 resultieren, setzen sich insbesondere 
aus der Aufzinsung von sonstigen Rückstellungen sowie im Geschäftsjahr 2017 aus der Auflösung des 
Nettobarwertvorteils aus CBL-Transaktionen zusammen. 

Abgegrenzte Zinszahlungen aus derivativen Finanzinstrumenten (Zinsswaps), die als Sicherungsinstrumente Cashflow 
Hedges gemäß IFRS 9 designiert wurden, werden entsprechend als Anpassung des Zinsaufwandes des gesicherten 
Finanzinstruments erfasst. Das Zinsergebnis wird den Bewertungsklassen anhand des Grundgeschäfts zugeordnet; im 
Berichtszeitraum wurden ausschließlich finanzielle Verbindlichkeiten gesichert. 

Nettofinanzergebnisse nach Bewertungsklassen 

Das Nettoergebnis, unterteilt nach Bewertungsklassen, ist aus nachfolgender Aufstellung zu entnehmen: 
 
        
    Ergebnis aus der Folgebewertung       

31.12.2018  
in Mio. EUR Zinsergebnis 

zum Fair 
Value 

Währungs-
umrechnung 

Wert-
berichtigung 

(Impairment)/ 
Wertaufholung 

Ergebnis aus 
dem Abgang 

Ergebnis aus 
Beteiligungen Sonstiges 

Financial Assets measured at 
amortised cost (FAAC) 9,7  0,0  6,6  -0,2  0,0  0,0  -0,6  
FVtPL (EK-Instrumente) 0,0  0,1  0,0  0,0  0,0  0,0  0,0  
Financial Instruments measured 
at FVtPL (Pflichtansatz) 0,0  -1,5  0,0  0,0  0,0  0,0  0,0  
Financial Liabilities measured at 
Amortised Cost (FLAC) -558,8  0,0  -6,7  0,0  0,0  0,0  0,0  
Hedge Accounting -2,9  0,0  0,0  0,0  0,0  0,0  0,0          

 
        
    Ergebnis aus der Folgebewertung       

31.12.2017  
in Mio. EUR Zinsergebnis 

zum Fair 
Value 

Währungs-
umrechnung 

Wert-
berichtigung 

(Impairment)/ 
Wertaufholung 

Ergebnis aus 
dem Abgang 

Ergebnis aus 
Beteiligungen Sonstiges  

Loans and Receivables (LaR) 13,5  0,0  -21,3  0,0  0,0  0,0  -1,2  
Available for Sale Financial 
Assets (AfS) 4,0  0,0  -6,0  -0,2  -7,9  0,3  0,0  
Financial Instruments Held-for-
Trading (FAHfT, FLHfT) 0,0  8,2  0,0  0,0  0,0  0,0  -1,4  
Financial Liabilities measured 
at Amortised Cost (FLAC) -571,3  0,0  28,7  0,0  7,9  0,0  0,0  
Hedge Accounting -2,9  0,0  0,0  0,0  0,0  0,0  0,0          

 

Das Zinsergebnis aus finanziellen Verbindlichkeiten der Bewertungsklasse Financial Liabilities Measured at Amortised Cost 
schließt im Wesentlichen Zinsaufwendungen aus Anleihen und Krediten sowie Cross-Border-Leasing-Transaktionen ein. 
Die übrigen Komponenten des Nettoergebnisses erfasst der ÖBB-Infrastruktur-Konzern im sonstigen Finanzaufwand bzw. 
im sonstigen Finanzertrag. Der nach der Effektivzinsmethode berechnete Gesamtzinsertrag beträgt rd. 9,7 Mio. EUR 
(Vj: rd. 13,5 Mio. EUR). In der Position Hedge Accounting sind im ausgewiesenen Zinsergebnis saldierte Swaperträge in 
Höhe von rd. 0,1 TEUR enthalten. 



ÖBB-Infrastruktur Aktiengesellschaft  Konzernlagebericht  I  Konzernabschluss  

148 Im Nettofinanzergebnis sind keine Aufwendungen aus Wertberichtigungen von Forderungen aus Lieferungen und 
Leistungen sowie sonstigen Forderungen und Vermögenswerten in Höhe von rd. 2,1 Mio. EUR (Vj: rd. 4,2 Mio. EUR) 
enthalten, da diese im operativen Ergebnis enthalten sind. Nähere Informationen dazu gibt Erläuterung 20. 

29.6. Derivative Finanzinstrumente 

In den nachfolgenden Tabellen sind die bilanzierten beizulegenden Zeitwerte sämtlicher derivativer Finanzinstrumente 
dargestellt. Dabei wird unterschieden, ob diese in eine wirksame Sicherungsbeziehung gemäß IFRS 9 (Cashflow Hedge) 
eingebunden sind oder nicht.      
 Vermögenswerte Schulden 

in Mio. EUR 
Buchwerte 

31.12.2018 
Buchwerte 

31.12.2017 
Buchwerte 

31.12.2018 
Buchwerte 

31.12.2017 

Zinsswaps         
ohne Hedge-Beziehung 0,0 0,0 3,2 4,0 
Cashflow Hedges 0,0 0,0 1,4 4,2 
Stromderivate         
ohne Hedge-Beziehung 26,8 22,2 16,5 6,3 
Cashflow Hedges 44,0 6,3 0,0 0,0 
Sonstige Derivate         
ohne Hedge-Beziehung 0,0 0,0 4,1 3,9 
Summe 70,8 28,5 25,2 18,4      

 

Die sonstigen Derivate ohne Hedge-Beziehung betreffen Swaps im Zusammenhang mit einer Cross-Border-Leasing-
Transaktion. 

Fair Value-Hierarchie 

Die nachfolgende Tabelle zeigt, wie die beizulegenden Zeitwerte jener Vermögenswerte und Schulden ermittelt wurden, 
die zum beizulegenden Zeitwert bilanziert werden, wobei eine Klassifizierung in eine dreistufige Hierarchie die Marktnähe 
der in die Ermittlung eingehenden Daten widerspiegelt. 
     
31.12.2018 Level 1 Level 2 Level 3 Summe 

Derivate unter Hedge Accounting 0,0 44,0 0,0 44,0 
Derivate Handelsbestand 0,0 26,8 0,0 26,8 
Eigenkapitalinstrumente 0,0 0,0 0,9 0,9 
Finanzielle Vermögenswerte 0,0 70,8 0,9 71,7 
          
Derivate unter Hedge Accounting 0,0 1,4 0,0 1,4 
Derivate Handelsbestand 0,0 23,8 0,0 23,8 
Finanzielle Schulden 0,0 25,2 0,0 25,2      

 
     
31.12.2017 Level 1 Level 2 Level 3 Summe 

Derivate unter Hedge Accounting 0,0 6,3 0,0 6,3 
Derivate Handelsbestand 0,0 22,2 0,0 22,2 
Available-for-Sale 20,5 49,0 0,0 69,5 
Finanzielle Vermögenswerte 20,5 77,5 0,0 98,0 
          
Derivate unter Hedge Accounting 0,0 4,2 0,0 4,2 
Derivate Handelsbestand 0,0 14,2 0,0 14,2 
Finanzielle Schulden 0,0 18,4 0,0 18,4      

 
Die verschiedenen Levels wurden wie folgt bestimmt: 

Level 1: Notierte Preise (unangepasst) finden sich auf einem aktiven Markt für identische Finanzinstrumente. 
Level 2: Es wurden andere Parameter als jene in Ebene 1, die für das Finanzinstrument beobachtbar sind (entweder 
 direkt, das heißt als Preise, oder indirekt, das heißt abgeleitet aus Preisen), verwendet. 
Level 3: Es wurden Parameter verwendet, die nicht ausschließlich auf beobachtbaren Marktdaten basieren. 

Transfers zwischen den einzelnen Ebenen fanden nicht statt. Hinsichtlich weiterer Details zu diesen Finanzinstrumenten 
wird auf Erläuterung 29.1. verwiesen.  
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30.1. Leasinggeber 

Die ÖBB-Infrastruktur AG ist Eigentümerin der Schieneninfrastruktur sowie des weitaus überwiegenden Teiles der 
Immobilien im ÖBB-Konzern. 

Bei den an Dritte vermieteten Vermögenswerten handelt es sich einerseits um als Finanzinvestition gehaltene Immobilien 
(IAS 40) und andererseits um Gebäude, die teilweise vermietet werden, deren Anteil aber nicht überwiegend ist und die 
daher nicht unter IAS 40 fallen oder gesondert ausgewiesen werden können. Der weitaus überwiegende Teil der 
Mietverhältnisse ist kündbar. Die Infrastruktur, die der Rail Cargo Austria AG, der ÖBB-Personenverkehr AG und anderen 
Bahnbetreibern zur Nutzung gegen Entgelt (inklusive Vergütung des Bundes) zur Verfügung gestellt wird, wird auf Basis 
einer aktuellen Preisliste (gefahrene Kilometer oder transportierte Bruttotonnen) verrechnet, weshalb es sich dabei nicht 
um ein Leasing-, sondern um ein Dienstleistungsverhältnis handelt.  

Es gibt rd. 25.400 (Vj: rd. 25.700) Mietverträge, die überwiegend unbefristet und unter Einhaltung einer Kündigungsfrist 
von maximal sechs Monaten aufgelöst werden könnten. Davon sind rd. 7.200 (Vj: rd. 7.500) externe befristete 
Mietverträge, die zwischen 2019 und 2112 (Vj: 2018 und 2077) enden, und innerhalb des ÖBB-Konzerns 140 (Vj: 100) 
Verträge, die zwischen 2019 und 2107 (Vj: 2018 und 2107) enden, wobei es sich bei den langfristigen Verträgen um 
eingeräumte Baurechte an Grund und Boden handelt. Die bedingten Mieterträge beziehen sich ausschließlich auf 
Mietverträge und sind gegenüber Dritten und nicht mit Konzerngesellschaften abgeschlossen. 

Da es sich bei den vermieteten Objekten mit Ausnahme der als Finanzinvestitionen gehaltenen Immobilien um nicht 
abtrennbare Teilflächen von Gebäuden wie beispielsweise Bahnhöfe handelt, ist eine Angabe der Buchwerte weder 
zielführend noch möglich.  

Die Mindestleasingzahlungen aus den befristeten operativen Leasingverträgen an den Bilanzstichtagen betragen: 
     
31.12.2018         
in Mio. EUR Gesamt bis zu 1 Jahr 1 bis 5 Jahre mehr als 5 Jahre 

Grundstücke und Bauten 521,8 50,6 141,2 330,0 
davon gegenüber verbundenen Unternehmen 125,4 5,1 19,6 100,7 

Fahrpark 9,0 3,9 5,0 0,1 
davon gegenüber verbundenen Unternehmen 8,9 3,8 5,0 0,1 

Sonstige technische Anlagen und Maschinen 0,4 0,0 0,1 0,3      
 
     
31.12.2017         
in Mio. EUR Gesamt bis zu 1 Jahr 1 bis 5 Jahre mehr als 5 Jahre 

Grundstücke und Bauten 491,9 49,2 142,0 300,7 
davon gegenüber verbundenen Unternehmen 127,3 5,0 19,0 103,3 

Fahrpark 9,3 4,2 5,1 0,0 
davon gegenüber verbundenen Unternehmen 9,1 4,1 5,0 0,0 

Sonstige technische Anlagen und Maschinen 0,5 0,0 0,1 0,4      
 

An bedingten Mietzahlungen wurden im Jahr 2018 rd. 3,3 Mio. EUR (Vj: rd. 2,3 Mio. EUR) ertragswirksam erfasst. 

30.2. Leasingnehmer 

Finanzierungsleasing 

Der letzte Finanzierungsleasingvertrag ist im Januar 2017 ausgelaufen.  

Operatives Leasing 

Die künftigen Mindestleasingzahlungen aufgrund von unkündbaren operativen Leasingverträgen setzen sich für jede der 
folgenden Perioden wie folgt zusammen: 
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2018       
in Mio. EUR Bis zu 1 Jahr 1 bis 5 Jahre mehr als 5 Jahre 

Grundstücke und Bauten 8,4 29,7 52,2 
Technische Anlagen und Maschinen 0,1 0,2 0,0 
Andere Anlagen sowie Betriebs- und Geschäftsausstattung 11,3 17,0 0,0 
Gesamt 19,8 46,9 52,2     

 
    
2017       
in Mio. EUR Bis zu 1 Jahr 1 bis 5 Jahre mehr als 5 Jahre 

Grundstücke und Bauten 8,1 31,3 55,6 
Technische Anlagen und Maschinen 0,4 0,9 0,3 
Andere Anlagen sowie Betriebs- und Geschäftsausstattung 11,2 16,8 0,0 
Gesamt 19,7 49,0 55,9     

 

Bei den Operating-Leasing-Verträgen handelt es sich hauptsächlich um Gebäude und EDV-Geräte. Bedingte 
Leasingzahlungen sind nicht angefallen. Die Leasingverträge haben eine Laufzeit bis 2034 (Betriebsführungszentrale). In 
den jeweiligen Berichtsperioden wurden Mindestleasingzahlungen in der Höhe von rd. 20,3 Mio. EUR 
(Vj: rd. 20,9 Mio. EUR), davon gegenüber verbundenen Unternehmen rd. 11,4 Mio. EUR (Vj: rd. 10,6 Mio. EUR), als 
Aufwand erfasst. 

30.3. Cross-Border-Leasing-Verträge 

Im Zeitraum von Mai 1995 bis Dezember 2002 haben die Österreichischen Bundesbahnen (nunmehr ÖBB-Infrastruktur AG) 
17 Cross-Border-Leasing-Transaktionen (CBL-Transaktionen) über Infrastrukturanlagen und Rollmaterial abgeschlossen, 
wovon per 31.12.2018 zwei (Vj: zwei) Transaktionen noch immer Gültigkeit haben. 

Die beiden noch bestehenden CBL-Transaktionen der ÖBB-Infrastruktur AG sind über Subleases der ÖBB-Produktion GmbH 
sowie der ÖBB-Personenverkehr AG überbunden. 

Bei beiden CBL-Transaktionen handelt es sich um Sale-and-Lease-back-Transaktionen. Dabei tritt der Vertragspartner als 
Käufer der Anlagen auf und vermietet diese an die ÖBB-Infrastruktur AG zurück. 

Zahlungsverpflichtungen wie Leasingraten und die der bei Ausübung der Kaufoption nötigen Zahlungen wurden durch 
den Abschluss von Tilgungsträgern bei diversen Bank- und Leasinginstituten abgesichert. In den Verträgen haben sich die 
Bank- oder Leasinginstitute verpflichtet, die vertraglich vereinbarten Zahlungen zu den festgesetzten Zahlungsterminen 
für die ÖBB-Infrastruktur AG zu leisten. Mindestratings kommen nicht mehr zur Anwendung. 

Das den CBL-Transaktionen unterworfene Rollmaterial wird gemäß den in den Verträgen enthaltenen Vorschriften 
regelmäßig gewartet und darf grundsätzlich nicht veräußert, vermietet, verpfändet oder stillgelegt werden.  

Auflösung von CBL-Transaktionen 

Im Berichtsjahr Jahr 2017 endeten zwei CBL-Transaktionen durch Kaufoption. Eine der beiden Transaktionen betraf die 
ÖBB-Infrastruktur AG selbst, die zweite Transaktion war über Sublease-Vereinbarungen der ÖBB-Personenverkehr AG 
überbunden. 

Sanierung des Rating Triggers UniCredit Bank Austria 

Im April 2015 wurden drei Transaktionen aufgrund der Ratingherabstufung im Geschäftsjahr 2014 saniert, wofür 
entsprechende Rückstellungen gebildet wurden. Zur Sanierung dieses Rating Trigger Events wurden Sicherheiten in Form 
von sechs verpfändeten Wertpapierdepots mit US-Treasuries in die CBL-Transaktionen eingebracht, von denen per 
31.12.2018 noch zwei bestehen. Der Ankauf der US-Treasuries erfolgte währungskongruent kreditfinanziert (Private 
Placement). Die bestehenden PUAs, welche die ÖBB-Infrastruktur AG nach der Einrichtung der Depots nicht mehr als 
Sicherheit benötigt, dienen zur Rückzahlung des für den Ankauf der US-Treasuries abgeschlossenen Private Placements. 
Der Sicherheitentausch betrifft rechtlich im Außenverhältnis zur Gänze die ÖBB-Infrastruktur AG. Das gilt auch für die 
weiterhin bestehenden PUAs und das Private Placement. Eine (Vj: eine) CBL-Transaktion mit zwei (Vj: zwei) Depots wird 
über die Sublease-Vereinbarungen an die ÖBB-Personenverkehr AG und an die ÖBB-Produktion GmbH weiterverrechnet. 
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Allgemeine Grundsätze für sämtliche CBL-Transaktionen 

Wirtschaftliches Eigentum der Anlagen verbleibt beim ÖBB-Konzern 

Sämtliche die den ÖBB-Infrastruktur-Konzern im Innen- und Außenverhältnis betreffenden Transaktionen sind 
ausgelaufen. Die im Rahmen von Sublease-Agreements an andere Gesellschaften des ÖBB-Konzerns überlassenen Anlagen 
werden bei diesen bilanziell erfasst.  

Ratierliche Auflösung des erzielten Nettobarwertvorteils 

Der am Beginn der Transaktionen vereinnahmte Nettobarwertvorteil wird unter den sonstigen Verbindlichkeiten 
ausgewiesen und zeitanteilig über die Laufzeit ertragswirksam aufgelöst. Zum 31.12.2016 betrug der noch nicht 
aufgelöste Nettobarwertvorteil, der auf den ÖBB-Infrastruktur-Konzern entfiel, rd. 0,7 Mio. EUR. Dieser wurde 2017 zur 
Gänze aufgelöst. Die Erträge aus der Auflösung des Nettobarwertvorteils im Jahr 2017 in Höhe von rd. 0,7 Mio. EUR 
wurde als Zinsertrag im Rahmen des Zinsergebnisses ausgewiesen.  

Klassifizierung der Leasingtransaktionen nach ihrem wirtschaftlichen Gehalt  

Detaillierte Vorschriften zur Darstellung von Leasingverhältnissen finden sich in IAS 17  „Leasingverhältnisse”. 
Entscheidend ist dabei die Frage, ob der Leasingtransaktion ein wirtschaftlicher Gehalt beizumessen ist. 

Die Klassifizierung der CBL-Transaktionen erfolgte auf Basis der Bestimmungen des SIC 27 (Beurteilung des wirtschaftlichen 
Gehalts von Transaktionen in der rechtlichen Form von Leasingverhältnissen). IAS 17 findet nur dann Anwendung, wenn 
der wirtschaftliche Gehalt einer Vereinbarung die Übertragung des Rechts auf Nutzung eines Vermögenswerts für einen 
vereinbarten Zeitraum umfasst. Unter Heranziehung der Bestimmungen des SIC 27 ergibt sich, dass zahlreiche im 
zivilrechtlichen Eigentum des ÖBB-Infrastruktur-Konzerns stehende finanzielle Vermögenswerte (Wertpapiere und 
Bankeinlagen) ebenso wie dazugehörige Leasingverbindlichkeiten mangels wirtschaftlichen Gehalts nicht die Kriterien eines 
Vermögenswerts oder einer Schuld erfüllen (verknüpfte Transaktionen) und daher nicht bilanziert werden (off balance). 

Hinsichtlich jener Vertragspartner, die ein Rating von zumindest AA+ aufweisen oder für deren Erfüllung subsidiär eine 
Gewährträgerhaftung der Öffentlichen Hand besteht und die Veranlagungen zugunsten des Investors verpfändet sind, 
wird das Ausfallrisiko weiterhin als äußerst gering eingestuft, sodass diesbezüglich nach derzeitiger Einschätzung kein 
Änderungsbedarf besteht und diese Transaktionen weiterhin off balance dargestellt werden. Allerdings hat sich auch die 
Bonität (gemessen am Rating) von in der Vergangenheit als unbedenklich eingestuften Vertragspartnern zum Teil 
verschlechtert. Die Vertragsbestimmungen sehen für diesen Fall unter anderem vor, dass die betroffenen Depots und 
Payment Undertaking Agreements auszutauschen oder abzusichern sind.  

Bilanzierung von Vermögenswerten und Leasingverbindlichkeiten (nicht verknüpfte Transaktionen) 

Sofern eine bilanzielle Erfassung geboten ist, wurden die Wertpapiere (Veranlagungen bei Banken und Payment 
Undertaking Agreements) mit den fortgeführten Anschaffungskosten bewertet. Die 2014 und 2015 zur Sanierung des 
Rating Triggers beschafften US-Treasuries wurden der Kategorie „Available for Sale” (IAS 39) und ab dem 01.01.2018 der 
Kategorie „Fremdkapitalinstrumente zu fortgeführten Anschaffungskosten” zugeordnet. Den finanziellen 
Vermögenswerten stehen zunächst Leasingverbindlichkeiten und bei den US-Treasuries zusätzlich eine Kreditfinanzierung 
gegenüber. Die Umrechnung der Fremdwährungsbeträge erfolgt zum jeweiligen Stichtagskurs. Allfälligen 
wechselkursbedingten Wertminderungen und Wertsteigerungen stehen gegengleiche Wechselkurseffekte bei den 
Leasingverbindlichkeiten sowie im Falle der Absicherung des Tilgungsträgers bezüglich einer der Tranchen bei einer 
Transaktion eine Kreditfinanzierung gegenüber. 

Die gestiegenen Bonitätsrisiken wurden berücksichtigt, indem bei jenen Vertragspartnern, die bei Standard & Poor‘s ein 
Rating von unter AA+ aufweisen und für die keine zusätzlichen Sicherheiten in Form einer Gewährträgerhaftung oder 
durch Verpfändung von Wertpapieren bester Bonität zugunsten des ÖBB-Infrastruktur-Konzerns bestehen, entsprechende 
Wertberichtigungen auf die Veranlagungen vorgenommen wurden. Die Höhe der Wertberichtigung wird dabei neben der 
Berücksichtigung von individuellen Umständen grundsätzlich in Form von Portfoliowertberichtigungen in Abhängigkeit 
von historischen Ausfallswahrscheinlichkeiten gemessen am Rating der Vertragspartner und der Restlaufzeit der 
Transaktion ermittelt. Es bestehen Wertberichtigungen in Höhe von rd. 0,2 Mio. EUR (Vj: keine) auf Veranlagungen.  

Im Konzernabschluss zum 31.12.2018 betragen die finanziellen Vermögenswerte im Zusammenhang mit nicht 
verknüpften Leasingtransaktionen rd. 65,0 Mio. EUR (Vj: rd. 63,5 Mio. EUR). Aus der Beendigung einer Leasingtransaktion 
bestehen Ansprüche gegenüber der ÖBB-Personenverkehr AG in Höhe von rd. 8,9 Mio. EUR (Vj: rd. 9,2 Mio. EUR). Die 
damit im Zusammenhang stehenden Finanzverbindlichkeiten betragen zum 31.12.2018 rd. 65,3 Mio. EUR (Vj: rd. 58,0 
Mio. EUR).  
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Gemäß SIC 27 wurden für diese Transaktionen keine Vermögenswerte und Verbindlichkeiten erfasst. Die Depotzahlungen 
und Wertpapiere, die im Zusammenhang mit den Payment Undertaking Agreements geleistet und erworben wurden, 
werden daher in der Bilanz nicht berücksichtigt. Die zivilrechtlichen Verpflichtungen aus den Leasingverhältnissen werden 
für den Fall, dass die jeweiligen Vertragspartner unter den Schuldübernahmeverträgen den Zahlungsverpflichtungen nicht 
nachkommen, als Eventualverbindlichkeiten dargestellt. Zum 31.12.2018 betragen die Eventualverbindlichkeiten aus CBL-
Transaktionen rd. 54,0 Mio. EUR (Vj: rd. 54,3 Mio. EUR). Die zugrundeliegenden Veranlagungen weisen allesamt ein 
Rating von zumindest AA+ auf oder sind durch eine Gewährträgerhaftung der Öffentlichen Hand abgesichert und haben 
keinen Zusammenhang mit Absicherungen von bestehenden Tilgungsträgern. 

31. Vereinbarungen von Dienstleistungslizenzen (SIC 29) 
Die folgenden Erläuterungen und Angaben beziehen sich auf die Erfordernisse des SIC 29 (Vereinbarungen von 
Dienstleistungslizenzen). Darunter versteht man Vereinbarungen zwischen Unternehmen über die Erbringung von 
Dienstleistungen, die der Öffentlichkeit Zugang zu wichtigen wirtschaftlichen und öffentlichen Einrichtungen gewähren.  

Konzession Liechtenstein 
Vereinbarungen von Dienstleistungslizenzen im Sinne des SIC 29 betreffen den Bereich Schieneninfrastruktur.  

Am 13.06.1977 wurde der ÖBB-Infrastruktur Bau AG (nunmehr ÖBB-Infrastruktur AG) die Konzession zum Betrieb der 
Eisenbahn im Fürstentum Liechtenstein erteilt, welche bis 31.12.2017 befristet war. Aufgrund rechtzeitiger Antragstellung 
der ÖBB auf Verlängerung dieser Konzession gilt diese bis zur Erledigung des Antrages unverändert fort 
(Art 7 Abs 2 EisBG).  

Am 03.12.1968 wurde von der Schweiz ebenfalls eine Konzession zum Betrieb der Eisenbahn auf den Schweizer 
Streckenabschnitten von der Schweizer Staatsgrenze nach Buchs bzw. St. Margrethen erteilt, welche am 31.12.2017 
geendet hätte. Nach rechtzeitiger Antragstellung wurde diese Konzession mit Bescheid des Schweizer UVEK vom 
03.03.2017 für den Streckenabschnitt St. Margrethen— Grenze(— Bregenz) für die Dauer von fünfzig Jahren, das heißt 
bis zum 31.12.2067; und für die Strecke Buchs SG -Grenze (— Feldkirch) für die Dauer von fünf Jahren, das heißt bis zum 
31.12.2022 verlängert.  

Die ÖBB-Infrastruktur AG ist auf dieser Grundlage weiterhin berechtigt und verpflichtet, in Liechtenstein und auf den 
Schweizer Grenz-Streckenabschnitten die konzessionierte, dem öffentlichen Verkehr dienende Eisenbahn in 
ununterbrochenem vorschriftsmäßigem Betrieb zu erhalten. Das Infrastrukturvermögen in Liechtenstein und der Schweiz 
steht im Eigentum der ÖBB-Infrastruktur AG und hat zum 31.12.2018 einen Buchwert von rd. 25,4 Mio. EUR 
(Vj: rd. 26,4 Mio. EUR). Die Konzessionärin übernimmt die Beförderung von Personen, Reisegepäck und Gütern. 

Grundsätzlich wird eine Verlängerung der liechtensteinischen Konzession unverändert angestrebt. 2012 ist das neue 
liechtensteinische Eisenbahngesetz in Kraft getreten. Diese geänderte Rechtslage, nach welcher auch das 
liechtensteinische Recht den freien Netzzugang umzusetzen hat, ist für die Entscheidung über den Konzessionsantrag 
maßgeblich. Ein Entwurf der Konzession in Liechtenstein liegt vor, doch ist der Hinweis Österreichs, dass – analog zu 
innerstaatlichen Strecken – seitens der Staaten, über deren Territorium die Strecke geführt wird, Zuschüsse auch zur 
Erhaltung und zum Betrieb der jeweiligen nationalen Abschnitte zu leisten sein werden, auf Ablehnung seitens des 
Fürstentums Liechtenstein gestoßen. Der Fortgang der Verhandlungen über diese Frage hat wesentlichen Einfluss auf den 
zeitlichen Ablauf des Konzessionsverfahrens. Mit Schreiben vom 17.02.2017 hat die liechtensteinische Regierung dem 
Schweizer BAV bestätigt, „dass von Seiten Liechtensteins keine Einwände bestehen, die beantragte, auf fünf Jahre 
befristete, Infrastrukturkonzession für den Schweizer Streckenabschnitt der Strecke Feldkirch-Buchs zu erteilen. Wir 
möchten festhalten, dass mit dem schweizerischen Konzessionsverfahren die Verlängerung der Konzession im 
liechtensteinischen Konzessionsverfahren, das noch nicht abgeschlossen ist, nicht präjudiziert werden kann.” 

Flankierend wurde durch die ÖBB Infrastruktur AG seitens des Fürstentums Liechtenstein die Zusage vom 08.11.2017 
erwirkt, dass auch während des offenen Konzessionsverfahrens nach formellem Ablauf der Konzession mit Ende 2017 auf 
dem liechtensteinischen Streckenabschnitt unverändert Betrieb geführt werden kann und seitens des Fürstentums 
Liechtenstein keine Entscheidungen und Maßnahmen gesetzt werden, die der ÖBB-Infrastruktur AG die Einhaltung der 
Schienennetznutzungsbedingungen unmöglich machen würden. Konkret sagt die Regierung in diesem Schreiben zu, „dass 
eine allfällige Nichtverlängerung der Eisenbahnkonzession so erfolgt, dass die Einhaltung der jeweils im Herbst 
kundzumachenden Schienennetz-Nutzungsbedingungen für das nächstfolgende Kalenderjahr gewährleistet bleibt.” 

Obwohl grundsätzlich das Vermögen mit Auslaufen der Konzession im Jahr 2017 an Liechtenstein und die Schweiz fallen 
würde, wird das betroffene Anlagenvermögen über die erwartete längere Nutzungsdauer abgeschrieben, da einerseits 
sowohl aufgrund des geplanten Neubaus der Strecke (welcher Gegenstand zwischenstaatlicher Vereinbarungen ist) als 
auch weil die ÖBB-Infrastruktur AG einzige Konzessionswerberin sind, mit einer Verlängerung der Lizenz gerechnet werden 
kann und andererseits die im Eisenbahngesetz vorgesehene Anordnung eines entschädigungslosen Heimfalles rechtlich 
zumindest überprüfungsbedürftig und im Gesetz auch ein Verzicht der Regierung vorgesehen ist.  
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politische Gespräche zumindest auf Ressortebene erforderlich sind. 

Auf dieser Grundlage sind Verhandlungen über Finanzierung und Konzessionsverlängerung auf Regierungsebene nunmehr 
Bedingung für die Frage, ob dieses Projekt umgesetzt werden soll, eine alternative Lösung dazu angestrebt wird oder die 
Strecke lediglich im Bestand weiterhin erhalten und betrieben werden soll. 

Am 09.05.2018 einigten sich die Minister Risch (FL) und Hofer (AT) auf die Durchführung weiterer Verhandlungen zur 
Aufteilung der Kosten auf Expertenebene nach dem Prinzip der Teilung der Kostenblöcke nach Funktionalität. 
Entsprechend dem Auftrag der Minister fand am 06.07.2018 eine erste Verhandlungsrunde zum Thema Kostentragung 
für das Projekt S-Bahn FL.A.CH statt.  

Im Lenkungsausschuss am 11.07.2018 wurde nunmehr festgelegt, dass eine Neuberechnung der Kosten und 
Aktualisierung der Planung auf Basis der vorliegenden Genehmigungen und der vorgenommenen Clusterung nach 
Funktionalität mit Preisbasis 2018 vorgenommen wird und die Verhandlungen auf dieser Basis fortgeführt werden. Im 
Zuge der Entscheidung betreffend Umsetzung des Projektes FL.A.CH kann voraussichtlich im Jahr 2019 auch die 
Konzessionsfrage auf FL-Hoheitsgebiet im Rahmen einer politischen Lösung geklärt werden. 

32. Transaktionen mit nahestehenden Unternehmen und nahestehende Personen 

Lieferungen an oder von nahestehenden Unternehmen oder nahestehende Personen 
Nahestehende Unternehmen bzw. nahestehende Personen beinhalten verbundene, nicht vollkonsolidierte Unternehmen 
des Konzerns oder des ÖBB-Holding-Konzerns, assoziierte Unternehmen mit eventuellen Tochterunternehmen, 
Gemeinschaftsunternehmen mit eventuellen Tochterunternehmen, die Aktionärin der ÖBB-Holding AG (Republik 
Österreich) sowie deren wesentlichste Tochtergesellschaften und die Mitglieder des Managements in Schlüsselpositionen 
(Mitglieder des Vorstands und des Aufsichtsrats der ÖBB-Infrastruktur AG und Mitglieder der Geschäftsführungen und der 
Aufsichtsräte von vollkonsolidierten Tochterunternehmen der ÖBB-Infrastruktur AG) und die nahen Familienangehörigen 
sowie die nahestehenden Unternehmen der Mitglieder des Managements in Schlüsselpositionen. 

Mit Gesellschaften, an denen die Republik Österreich direkt oder indirekt Beteiligungen hält (z. B. Österreichische Bundes- 
und Industriebeteiligungen GmbH, OMV Aktiengesellschaft, Autobahnen- und Schnellstraßen-Finanzierungs-
Aktiengesellschaft, Telekom Austria AG, Schieneninfrastruktur-Dienstleistungsgesellschaft mbH, Verbund AG), die 
ebenfalls als nahestehende Unternehmen gemäß IAS 24 einzustufen sind, bestehen Geschäftsbeziehungen innerhalb des 
Leistungsspektrums des ÖBB-Infrastruktur-Konzerns zu fremdüblichen Bedingungen. Die im Berichtsjahr mit diesen 
Unternehmen im Sinne von IAS 24 durchgeführten Transaktionen betrafen alltägliche Geschäfte des operativen 
Geschäftsbereichs. Wesentliche Transaktionen (Umsatzerlöse in Höhe von rd. 11,5 Mio. EUR [Vj: rd. 19,0 Mio. EUR] 
Aufwendungen in Höhe von rd. 69,2 Mio. EUR [Vj: rd. 42,8 Mio. EUR]) wurden mit dem Konzern der Verbund AG getätigt. 
Die zum Bilanzstichtag offenen Posten dieser Unternehmen werden in den Forderungen und Verbindlichkeiten aus 
Lieferungen und Leistungen ausgewiesen. Die übrigen Transaktionen waren insgesamt von untergeordneter Bedeutung 
und lagen unter 3% der Aufwendungen für Material sowie bezogene Leistungen und unter 1% der Umsatzerlöse.  

Einkäufe wurden zu Marktpreisen abzüglich handelsüblicher Mengenrabatte sowie sonstiger auf Basis des Umfangs der 
Geschäftsbeziehungen gewährter Rabatte getätigt. 

Nachfolgend wird auf das Volumen der Transaktionen zwischen dem ÖBB-Infrastruktur-Konzern und nahestehenden 
Unternehmen des übrigen ÖBB-Konzerns sowie die aus diesen Transaktionen offenen Forderungen und Verbindlichkeiten 
zum Geschäftsjahresende eingegangen: 
         

  

Verbundene 
Unternehmen 

Teilkonzern Rail Cargo 
Austria 

Verbundene 
Unternehmen 

Teilkonzern ÖBB-
Personenverkehr 

Verbundene nicht 
vollkonsolidierte 

Unternehmen der 
ÖBB-Infrastruktur 

Übrige verbundene 
Unternehmen 

in Mio. EUR 2018 2017 2018 2017 2018 2017 2018 2017 

Verkauf von Waren/ Dienstleistungen 211,6  211,5 337,5  330,2 0,0  0,0 194,0  191,1 

Erwerb von Waren/ Dienstleistungen/ 
Anlagevermögen 70,6  65,7 24,7  24,6 0,0  0,0 130,8  120,3 

Forderungen aus Lieferung und Leistung 17,3  19,8 29,0  28,3 0,0  0,0 18,2  30,5 

Sonstige finanzielle Vermögenswerte 0,0  0,0 8,9  26,2 0,0  0,4 0,0  15,5 

Verbindlichkeiten aus Lieferung und 
Leistung 20,1  15,6 3,0  2,9 0,0  0,0 19,0  29,6 

Sonstige finanzielle Schulden 0,0  0,0 0,0  0,0 0,3  0,3 321,6  155,3          
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154 Transaktionen mit verbundenen Unternehmen des übrigen ÖBB-Konzerns werden in den Erläuterungen zu den einzelnen 
Positionen zum Konzernabschluss gesondert angegeben. Die finanziellen Schulden gegenüber den übrigen verbundenen 
Unternehmen bestehen im Wesentlichen gegenüber der ÖBB-Finanzierungsservice GmbH.  

Seitens des Mutterunternehmens ÖBB-Holding AG wurden im Berichtsjahr Leistungen unter anderem in den Bereichen 
Controlling, Finanzen, Kommunikation, Marketing, Produktion, Technik, Sicherheit, Revision, Konzernrechnungswesen, -
bilanzierung und -steuern, Strategie, Unternehmensentwicklung, Recht, Compliance sowie strategischer Konzerneinkauf, 
strategisches IT-Management und strategisches Personalmanagement erbracht, die mittels Einzelvereinbarungen oder im 
Umlagenweg zur Verrechnung gelangt sind. Die Umsatzerlöse betrugen rd. 1,9 Mio. EUR (Vj: rd. 1,4 Mio. EUR), die 
Aufwendungen rd. 21,2 Mio. EUR (Vj: rd. 18,8 Mio. EUR). Per 31.12.2018 werden Forderungen über rd. 82,2 Mio. EUR 
(Vj: rd. 83,1 Mio. EUR) und Verbindlichkeiten über rd. 6,8 Mio. EUR (Vj: rd. 6,5 Mio. EUR) ausgewiesen. Die Forderungen 
gegenüber der ÖBB-Holding AG bestehen insbesondere aus Umsatzsteuerguthaben (Umsatzsteuerorganschaft).  

Nachfolgend werden die Konzernbeziehungen zu den assoziierten Unternehmen und Gemeinschaftsunternehmen sowie 
zu nahestehenden Personen zu Mitgliedern der Geschäftsführung eines Tochterunternehmens dargestellt. 
     
  Assoziierte Unternehmen Gemeinschaftsunternehmen 
in Mio. EUR 2018 2017 2018 2017 

Verkauf von Waren/ Dienstleistungen (Gesamterträge) 3,4  3,5 1,2  1,7 
Erwerb von Waren/ Dienstleistungen/ Anlagevermögen 
(Gesamtaufwendungen) 26,3  23,6 0,0  0,0 
Forderungen aus Lieferung und Leistung 0,7  0,7 0,6  0,1 
Verbindlichkeiten aus Lieferung und Leistung 1,4  0,5 0,0  0,0      

 

Informationen über gegebene Garantien gegenüber verbundenen Unternehmen sind in Erläuterung 28 enthalten. 

Leistungsbeziehungen mit dem Bund, Rahmenplan für Infrastruktur-Investitionen und die 
Haftung des Bundes 

Allgemein 

Die ÖBB-Infrastruktur AG ist ein Eisenbahninfrastrukturunternehmen, dessen Aufgaben im öffentlichen Interesse liegen 
und in § 31 Bundesbahngesetz näher bestimmt sind. Die Grundlage für die Finanzierung der Gesellschaft bildet 
§ 47 Bundesbahngesetz, wonach der Bund dafür zu sorgen hat, dass der ÖBB-Infrastruktur AG die zur Erfüllung ihrer 
Aufgaben und zur Aufrechterhaltung ihrer Liquidität und des Eigenkapitals erforderlichen Mittel zur Verfügung stehen, 
soweit die Aufgaben vom Geschäftsplan gemäß § 42 (6) Bundesbahngesetz umfasst sind. Die in dieser Bestimmung vom 
Bund gesetzlich normierte Zusage findet in den Zuschussverträgen nach § 42 (1) und (2) Bundesbahngesetz ihre konkrete 
Umsetzung. Nach Verständnis der Vertragspartner ist das Ziel der Zuschussverträge, unabhängig von der jeweiligen 
Vertragslaufzeit, die Werthaltigkeit der für die Aufgaben gemäß § 31 Bundesbahngesetz eingesetzten Vermögenswerte 
der ÖBB-Infrastruktur AG dauerhaft sicherzustellen, womit auch dem gesetzlichen Auftrag des Bundesbahngesetzes 
entsprochen wird. 

Die ÖBB-Infrastruktur AG trägt die Kosten für die Erfüllung ihrer Aufgaben. Hierzu leistet der Bund der ÖBB-Infrastruktur AG  

– gemäß § 42 (1) Bundesbahngesetz über deren Ersuchen insbesondere für den Betrieb der Schieneninfrastruktur und 
deren Bereitstellung an die Nutzer insoweit und solange einen Zuschuss, als die unter den jeweiligen Marktbedingungen 
von den Nutzern der Schieneninfrastruktur zu erzielenden Erlöse die bei sparsamer und wirtschaftlicher 
Geschäftsführung anfallenden Aufwendungen nicht abdecken, und 

– gemäß § 42 (2) Bundesbahngesetz Zuschüsse zur Instandhaltung, zur Planung und zum Bau von Schieneninfrastruktur. 

Über die Zuschüsse gemäß § 42 (1) und (2) Bundesbahngesetz sind zwischen dem Bundesministerium für Verkehr, 
Innovation und Technologie (BMVIT) im Einvernehmen mit dem Bundesministerium für Finanzen (BMF) und der ÖBB-
Infrastruktur AG zwei gesonderte Verträge mit jeweils sechsjähriger Laufzeit abzuschließen, in denen der 
Zuschussgegenstand, die Höhe der dafür zu gewährenden Zuschüsse, die allgemeinen und besonderen 
Zuschussbedingungen und die Zahlungsmodalitäten festzulegen sind. 

Die Schieneninfrastruktur-Dienstleistungsgesellschaft mbH (SCHIG) überwacht die Einhaltung der von der  
ÖBB-Infrastruktur AG in den Zuschussverträgen gemäß § 42 Bundesbahngesetz übernommenen Verpflichtungen. Die 
Überwachung bezieht sich auf eine sparsame, wirtschaftliche und zweckmäßige Mittelverwendung bei der Planung, dem 
Bau, der Instandhaltung, der Bereitstellung und dem Betrieb einer bedarfsgerechten und sicheren Schieneninfrastruktur.  

Der Rahmenplan 2018 bis 2023 wurde von der Republik Österreich am 21.03.2018 im Ministerrat beschlossen und vom 
Aufsichtsrat der ÖBB-Infrastruktur AG am 20.04.2018 genehmigt.  
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155 Im Juni 2017 wurden die Zuschussvereinbarungen gemäß § 42 Bundesbahngesetz (Zuschussverträge gemäß 
§ 42 Bundesbahngesetz), welche die Zuschüsse ab 2016 regeln, von der Republik Österreich, vertreten durch das 
Bundesministerium für Verkehr, Innovation und Technologie, im Einvernehmen mit dem Bundesministerium für Finanzen 
und der ÖBB-Infrastruktur AG formal gefertigt. Diese Zuschussvereinbarungen haben somit auch für das Jahr 2018 
Gültigkeit.  

Finanzierung der Infrastruktur 

Der Zuschussvertrag gemäß § 42 (2) Bundesbahngesetz beruht auf dem gemäß § 42 (6) Bundesbahngesetz von der ÖBB-
Infrastruktur AG zu erstellenden Geschäftsplan. Ein Bestandteil des Geschäftsplanes ist der von der ÖBB-Infrastruktur AG 
gemäß § 42 (7) Bundesbahngesetz zu erstellende sechsjährige Rahmenplan, der jahresweise die Mittel für die 
Instandhaltung (insbesondere Instandsetzung und Reinvestition) sowie für die Erweiterungsinvestitionen zu enthalten hat. 
Geschäftsplan und Rahmenplan sind jährlich jeweils um ein Jahr zu ergänzen und auf den neuen sechsjährigen Zeitraum 
anzupassen. 

Gemäß Zuschussvertrag 2016 bis 2021 beträgt der durch den Bund zu übernehmende Anteil für Erweiterungsinvestitionen 
und Reinvestitionen gemäß Rahmenplan 2016 bis 2021 (mit Ausnahme des Brennerbasistunnels) bis zum Jahr 2016 75% 
und für die Jahre 2017ff. 80% der jährlichen Investitionsausgaben, für die Zuschüsse in Form einer auf 30 Jahre 
umgelegten Annuität geleistet werden. Für das Projekt Brenner Basistunnel leistet der Bund einen Zuschuss in Höhe von 
100% in Form einer auf 50 Jahre umgelegten Annuität. Als Zinssatz wird der jeweils aktuelle Satz für 
Langfristfinanzierungen der ÖBB-Infrastruktur AG herangezogen. 

Der durch den Bund zu übernehmende Anteil für Erweiterungsinvestitionen (ohne Brenner Basistunnel) und 
Reinvestitionen wird laufend überprüft und gegebenenfalls für die zukünftigen Zuschüsse an die aktuellen Erfordernisse 
angepasst.  

Für Inspektion und Wartung, Entstörung sowie Instandsetzung der von der ÖBB-Infrastruktur AG zu betreibenden 
Schieneninfrastruktur leistet der Bund ebenfalls einen Zuschuss. Dessen Höhe wird unter Berücksichtigung der 
Liquiditätserfordernisse auf Basis des Geschäftsplanes der ÖBB-Infrastruktur AG, der vorgegebenen Begrenzung des 
Gesamtzuschusses gemäß § 42 Bundesbahngesetz und der Erreichung der Zielvorgaben (Performance- bzw. Outputziele) 
laut Zuschussvertrag gemäß § 42 (1) Bundesbahngesetz festgelegt. Änderungen der Funktionalität und/oder des 
Umfanges der von der ÖBB-Infrastruktur AG zu betreibenden Schieneninfrastruktur haben eine Erhöhung oder 
Verminderung des Zuschusses zur Folge. Vor derartigen Änderungen ist daher von der ÖBB-Infrastruktur AG das 
Einvernehmen mit dem BMVIT und dem BMF herzustellen. 

Im Jahr 2018 wurde auf Basis der gültigen Zuschussvereinbarung 2016 bis 2021 ein Zuschuss in Höhe von 
rd. 873,1 Mio. EUR (Vj: rd. 785,9 Mio. EUR) für Erweiterungs- und Reinvestitionen (mit Ausnahme des Brenner 
Basistunnels) gewährt. Für Inspektion, Wartung und Entstörung wurde rd. 561,1 Mio. EUR (Vj: rd. 550,5 Mio. EUR) 
gewährt.  

Für Errichtungskosten des Brenner Basistunnels hat die ÖBB-Infrastruktur AG Kostenbeiträge in Höhe von 
rd. 90,0 Mio. EUR (Vj: rd. 47,0 Mio. EUR) geleistet, die der Gesellschaft nach Abzug der vertraglich mit dem Land Tirol im 
Zuge des Anteilserwerbs vereinbarten Zahlungen, vom Bund in Höhe von rd. 44,8 Mio. EUR (Vj: rd. 41,3 Mio. EUR) 
refundiert wurden. 

Betrieb der Infrastruktur und Lehrlingskosten 

Die ÖBB-Infrastruktur AG hat dem BMVIT sowie dem BMF einen jährlichen Rationalisierungs- und Einsparungsplan mit einer 
Vorschaurechnung vorzulegen. 

Grundlage des Vertrags über den Zuschuss gemäß § 42 (1) Bundesbahngesetz ist insbesondere der von der  
ÖBB-Infrastruktur AG auf sechs Jahre zu erstellende Geschäftsplan gemäß § 42 (6) Bundesbahngesetz mit einer genauen 
Beschreibung der zur Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlichen Maßnahmen zur bedarfsgerechten und sicheren 
Bereitstellung der Schieneninfrastruktur einschließlich der Zeit- und Kostenpläne sowie der Rationalisierungspläne und 
einer Vorschau der Benützungs- und anderen Entgelte.  

Das BMVIT hat gemäß § 45 Bundesbahngesetz die SCHIG mit der Überwachung der Einhaltung der von der  
ÖBB-Infrastruktur AG im Zuschussvertrag übernommenen Verpflichtungen beauftragt.  

Durch diesen Zuschussvertrag werden die von der ÖBB-Infrastruktur AG im Zusammenhang mit dem Zuschuss gemäß 
§ 42 Bundesbahngesetz zu erreichenden Zielvorgaben definiert. 

Die von der ÖBB-Infrastruktur AG konkret zu erreichenden Zielvorgaben gliedern sich insbesondere in allgemeine, 
Qualitäts-, Sicherheits- und Effizienzzielvorgaben, die unter Bedachtnahme auf die gesetzlichen Aufgaben der  
ÖBB-Infrastruktur AG vereinbart werden; sie sind im zwischen Bund und der ÖBB-Infrastruktur AG vereinbarten 
Geschäftsplan gemäß § 42 (6) Bundesbahngesetz festgelegt.  
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156 Die Einhaltung der sich für die ÖBB-Infrastruktur AG aus dem Bundesbahngesetz ergebenden Verpflichtung der Sicherung 
und der laufenden Verbesserung der Qualität und der Sicherheit der zu betreibenden Schieneninfrastruktur wird im 
Zusammenhang mit der Zuschussgewährung über Kennzahlen bewertet. 

Die jährlichen Zuschussbeträge sind, sofern zwischen ÖBB-Infrastruktur AG und Bund nichts anderes vereinbart wird, im 
Zuge der Fortschreibung um den anteiligen Betriebsführungsaufwand für jene Schieneninfrastruktur zu reduzieren, die an 
andere Betreiber übertragen bzw. abweichend von den Bestimmungen zum Geschäftsplan gemäß 
§ 42 (6) Bundesbahngesetz durch die ÖBB-Infrastruktur AG nicht mehr betrieben wird. 

Die gesamten gemäß § 42 Bundesbahngesetz im Jahr 2018 gewährten Zuschüsse betragen unter Berücksichtigung der 
Anrechnung von Vorjahresbeträgen in Höhe von rd. 2,4 Mio. EUR rd. 2.271,5 Mio. EUR (Vj: rd. 2.122,2 Mio. EUR). Der 
Zuschuss für Erweiterungs- und Reinvestitionen in Höhe von rd. 873,1 Mio. EUR (Vj: rd. 785,8 Mio. EUR) wurde aufgrund 
der durchgeführten Investitionsmaßnahmen und einer günstigeren Zinsentwicklung um rd. 51,3 Mio. EUR 
(Vj: rd. 32,5 Mio. EUR) auf rd. 821,8 Mio. EUR (Vj: rd. 753,3 Mio. EUR) reduziert und ist in den sonstigen betrieblichen 
Erträgen ausgewiesen. Der Zuschuss für die Betriebsführung sowie Inspektion, Wartung, Entstörung und Instandsetzung 
in Höhe von rd. 1.398,4 Mio. EUR (Vj: rd. 1.336,4 Mio. EUR) wurde durch eine Verbesserung in der operativen 
Geschäftsabwicklung sowie der günstigeren Zinsentwicklung in Summe um rd. 251,8 Mio. EUR (Vj: rd. 194,0 Mio. EUR) 
reduziert und ist in den Umsatzerlösen ausgewiesen. Der auf die gemäß IAS 23 aktivierten Zinsen entfallende Zuschuss in 
Höhe von rd. 91,1 Mio. EUR (Vj: rd. 77,6 Mio. EUR) ist als Investitionszuschuss zu sehen und dient zur Abdeckung 
künftiger Aufwendungen, die in Form von Abschreibungen anfallen. Der Ausweis im Jahresabschluss erfolgt als Reduktion 
des Zuschusses gemäß § 42 (1) Bundesbahngesetz und wird als Kostenbeitrag dargestellt. Somit wurde für 
Betriebsführung sowie Inspektion, Wartung, Entstörung und Instandsetzung ein Betrag in Höhe von rd. 1.055,5 Mio. EUR 
(Vj: rd. Mio. 1.064,8 EUR) ertragswirksam ausgewiesen. Die abgegrenzten Beträge im Zusammenhang mit den 
Zuschüssen für Erweiterungs- und Reinvestitionen in Höhe von rd. 50,1 Mio. EUR (Vj: rd. 31,6 Mio. EUR) sowie im 
Zusammenhang mit der Betriebsführung und Lehrlingsausbildung in Höhe von rd. 251,8 Mio. EUR (Vj: rd. 194,0 Mio. EUR) 
werden unter den sonstigen Verbindlichkeiten ausgewiesen. Die Spitzabrechnung der Annuität des Brenner Basistunnels 
ergibt einen Tilgungsanteil für die ÖBB-Infrastruktur AG in Höhe von rd. 1,2 Mio. EUR (Vj: rd. 0,9 Mio. EUR), welcher in 
der passiven Rechnungsabgrenzung ausgewiesen wird. 

Die Entwicklung der Zuschüsse im Jahr 2018 stellt sich demnach wie folgt dar: 
    

in Mio. EUR Gesamter Zuschuss Abgrenzungen Ertragswirksam 2018 

§ 42 (1) Betriebsführung 837,3  -342,9  494,4  
§ 42 (2) Inspektion, Wartung, Entstörung und Instandsetzung 561,1  0,0  561,1  
Umsatzerlöse 1.398,4  -342,9  1.055,5  
        
§ 42 (2) Erweiterungs- und Reinvestitionen 873,1  -51,3  821,8  
Sonstige betriebliche Erträge 873,1  -51,3  821,8  
        
Summe 2.271,5  -394,2  1.877,3      

 

Die Entwicklung der Zuschüsse stellte sich im Jahr 2017 wie folgt dar:  
    
in Mio. EUR Gesamter Zuschuss Abgrenzungen Ertragswirksam 2017 

§ 42 (1) Betriebsführung 785,9  -271,6 514,3  
§ 42 (2) Inspektion, Wartung, Entstörung und Instandsetzung 550,5  0 550,5  

Umsatzerlöse 1.336,4  -271,6 1.064,8  
        
§ 42 (2) Erweiterungs- und Reinvestitionen 785,8  -32,5 753,3  

Sonstige betriebliche Erträge 785,8  -32,5 753,3  
        

Summe 2.122,2  -304,1 1.818,1      
 

Hinsichtlich der vom Bund übernommenen Haftungen und Finanzierung ab dem Jahr 2017, die vor allem über Darlehen 
der Republik Österreich in Erledigung durch die Österreichische Bundesfinanzierungsagentur (OeBFA) aufgenommen 
werden, wird auf Erläuterung 25 verwiesen.  

Darüber hinaus gab es weitere Zuwendungen (i.d.R. Kostenbeiträge zu Investitionsmaßnahmen) seitens der 
österreichischen Landesregierungen in Höhe von rd. 36,2 Mio. EUR (Vj: rd. 30,1 Mio. EUR) bzw. Gemeinden in Höhe von 
rd. 12,9 Mio. EUR (Vj: rd. 19,7 Mio. EUR), wobei daraus zum Bilanzstichtag noch offene Forderungen in Höhe von 
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157 rd. 18,9 Mio. EUR (Vj: rd. 0,0 Mio. EUR) und offene Verbindlichkeiten in Höhe von rd. 0,0 Mio. EUR (Vj: rd. 1,1 Mio. EUR) 
bestehen. Des Weiteren wurden Förderungen der EU in Höhe von rd. 2,0 Mio. EUR (Vj: rd. 5,9 Mio. EUR) gewährt. Bei den 
Investitionszuschüssen und den EU-Förderungen handelt es sich um Kostenbeiträge der Öffentlichen Hand oder der EU, 
die anschaffungskostenmindernd angesetzt wurden. 

Bezüge der Mitglieder des Vorstands und der Mitglieder der Geschäftsführungen der 
Tochterunternehmen 
Der Vorstand der ÖBB-Infrastruktur AG besteht am Bilanzstichtag aus drei (Vj: drei) Mitgliedern. Für die gewährten 
Gesamtbezüge des Vorstands wurden für die in den Berichtsjahren aktiven Vorstände gemäß § 266 Z 2 UGB 
rd. 1.118 TEUR (Vj: rd. 1.042 TEUR) aufgewendet, die auch variable Komponenten und Sachbezüge enthalten. Gesetzliche 
Beiträge an die Mitarbeitervorsorgekasse wurden über rd. 17 TEUR (Vj: rd. 16 TEUR) geleistet. Die Urlaubsrückstellungen 
verringerten sich um rd. 7 TEUR von rd. 145 TEUR auf rd. 138 TEUR. Die Rückstellungen betreffend Zielvereinbarungen 
betragen zum 31.12.2018 rd. 412 TEUR (Vj: rd. 345 TEUR). Für ehemalige Vorstandsmitglieder fielen Pensionszahlungen 
in Höhe von rd. 42 TEUR (Vj: rd. 42 TEUR) an. Die Rückstellungen für Pensionen wurden um rd. 3 TEUR erhöht 
(Vj: rd. 60 TEUR verringert). 

Die Gesamtvergütung der Mitglieder des Vorstands setzt sich aus einer fixen und einer variablen Komponente zusammen. 
Die Höhe der jährlichen variablen Komponenten richtet sich nach der Erreichung von Zielen, die zu Beginn des 
Geschäftsjahres mit dem Präsidium des Aufsichtsrats vereinbart werden.  

In den Anstellungsverträgen der Topführungskräfte (Vorstände der Mutterunternehmen und Geschäftsführer von 
Gesellschaften in ähnlichen Ebenen) wurde eine leistungsorientierte Komponente vereinbart, wodurch sich der Erfolg des 
Unternehmens maßgeblich auf die Entlohnung niederschlägt. Grundsätzlich erhalten die Top-Führungskräfte einen 
Lohnbestandteil von 2/3 als Fixum und einen Bestandteil von 1/3 als erfolgsabhängige Komponente. Zwecks Zieldefinition 
wird jährlich am Beginn des Geschäftsjahres individuell je Gesellschaft eine Score Card erstellt, in der klar vereinbarte, 
hauptsächlich quantitative Zielgrößen festgelegt werden. Die Zielgrößen orientieren sich am Erfolg des ÖBB-Infrastruktur-
Konzerns. Die tatsächlich ausbezahlten variablen Lohnbestandteile sind in den oben genannten Bezügen des Vorstands 
bereits eingerechnet.  

Die Vorstände der ÖBB-Infrastruktur AG nehmen an einem beitragsorientierten außerbetrieblichen Pensionskassenmodell 
teil, außer es handelt sich bei den Vorständen um MitarbeiterInnen, die in einem für die Zeit der Vorstandstätigkeit 
karenzierten definitiven ÖBB Dienstverhältnis nach den allgemeinen Vertragsbedingungen für Dienstverhältnisse bei den 
Österreichischen Bundesbahnen (AVB) stehen. Im Zusammenhang mit dieser Pensionskassenregelung wurde eine 
Rückstellung in Höhe von rd. 45 TEUR (Vj: rd. 22 TEUR) gebildet. Eine Pensionszusage seitens des Unternehmens gibt es 
nicht.  

Für die gewährten Gesamtbezüge der GeschäftsführerInnen von Tochterunternehmen wurden für die in den 
Berichtsjahren aktiven GeschäftsführerInnen für ihre Tätigkeit als Geschäftsführer rd. 683 TEUR (Vj: rd. 637 TEUR) 
aufgewendet, die auch variable Komponenten und Sachbezüge enthalten. GeschäftsführerInnen, die gleichzeitig 
DienstnehmerInnen im ÖBB-Konzern sind, erhalten keine gesonderten Bezüge für ihre Geschäftsführertätigkeit.  

Bezüge der Mitglieder des Aufsichtsrats 
Gemäß der Geschäftsordnung für den Aufsichtsrat der ÖBB-Infrastruktur AG kann den Aufsichtsratsmitgliedern eine 
Vergütung zuerkannt werden. In der ordentlichen Hauptversammlung 2017 wurde eine Vergütung für externe 
Aufsichtsratsmitglieder wie folgt beschlossen: Die Basisvergütung für ein Aufsichtsratsmandat beträgt 9 TEUR pro Jahr. 
Zusätzlich erhält das Aufsichtsratsmitglied für jede Sitzung eines Aufsichtsrats, des Präsidiums oder eines Ausschusses ein 
Sitzungsgeld in der Höhe von 200 EUR. Der Vorsitzende eines Aufsichtsrats erhält die doppelte, ein Stellvertreter des 
Vorsitzenden in der ÖBB-Infrastruktur AG erhält die eineinhalbfache Basisvergütung. Für die Tätigkeit in einem weiteren 
Aufsichtsrat im ÖBB-Konzern erhält das Mitglied weitere 50% der oben angeführten Werte. Bei Kumulation von mehreren 
Funktionen darf eine Höchstgrenze von 27 TEUR (zuzüglich Sitzungsgeldern) nicht überschritten werden. Mitglieder des 
Aufsichtsrats, die Vorstandsmitglieder, GeschäftsführerInnen, BelegschaftsvertreterInnen oder DienstnehmerInnen im 
ÖBB-Konzern sind, erhalten keine Aufsichtsratsvergütungen. 

Die Bezüge der Kapitalvertreter des Aufsichtsrats für ihre Tätigkeit im ÖBB-Infrastruktur-Konzern betrugen rd. 84 TEUR 
(Vj: rd. 45 TEUR).  
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158 33. Segmentberichterstattung 
Ein Geschäftssegment ist ein Bereich eines Unternehmens, das Geschäftstätigkeiten betreibt, mit denen Erträge 
erwirtschaftet werden können, bei denen Aufwendungen anfallen und dessen Betriebsergebnisse regelmäßig vom 
Hauptentscheidungsträger des Unternehmens im Hinblick auf Entscheidungen über die Allokation von Ressourcen zu 
diesem Segment und die Bewertung seiner Ertragskraft überprüft werden. Es ist eine Gruppe von Vermögenswerten und 
betrieblichen Aktivitäten, welche Produkte oder Dienstleistungen bereitstellt, die bezüglich ihrer Risiken und Chancen 
unterschiedlich zu denen anderer Geschäftsbereiche sind und für die einschlägige Finanzinformationen vorliegen. 

Informationen zur Segmentberichterstattung 
Die Segmentberichterstattung wird im ÖBB-Infrastruktur-Konzern gemäß der Managementstruktur durchgeführt. Der 
ÖBB-Infrastruktur-Konzern verfügt nur über ein Segment – Schieneninfrastruktur. 

Informationen auf Unternehmensebene 
Wichtige Kunden gemäß IFRS 8.34 sind die ÖBB-Personenverkehr AG (Gesamterträge über rd. 329,7 Mio. EUR 
[Vj: rd. 323,5 Mio. EUR]), die ÖBB-Produktion GmbH (Gesamterträge über rd. 161,4 Mio. EUR [Vj: rd. 160,7 Mio. EUR]) 
und die Rail Cargo Austria AG (Gesamterträge über rd. 170,7 Mio. EUR [Vj: rd. 171,6 Mio. EUR]). Diese Erträge resultieren 
überwiegend aus dem Infrastrukturbenützungsentgelt und dem Verkauf von Traktionsstrom. Diese Gesellschaften sind Teil 
des ÖBB-Konzerns und somit verbundene Unternehmen. 

Die folgende Tabelle enthält nach Sitz des Kunden eine Gliederung der Konzernumsätze nach geografischen Märkten, 
ungeachtet der Herkunft der Waren und Dienstleistungen. 
   
  2018 2017 
Umsatzerlöse in Mio. EUR in Mio. EUR 

Österreich 2.083,4  2.053,0 
Deutschland 15,3  26,8 
Übrige Märkte 6,1  21,6 
Gesamt 2.104,8  2.101,4    

    
  2018 2017 
Bestandsveränderungen, aktivierte Eigenleistungen, sonstige betriebliche Erträge in Mio. EUR in Mio. EUR 

Österreich 1.199,0            1.095,8  
Deutschland 0,0                  1,2  
Übrige Märkte 0,1                  3,2  
Gesamt 1.199,1  1.100,2 

 

Die Darstellung der Buchwerte des Segmentvermögens und der Zugänge zu den Sachanlagen und immateriellen 
Vermögenswerten, gegliedert nach geografischen Gebieten, entfällt, nachdem sich alle Vermögenswerte, bis auf jene in 
Liechtenstein und in der Schweiz in Höhe von rd. 25,4 Mio. EUR (Vj: rd. 26,4 Mio. EUR), im Inland befinden. Die Zugänge 
zu den Sachanlagen in Liechtenstein und in der Schweiz betragen rd. 0,1 Mio. EUR (Vj: rd. 12,9 Mio. EUR). Die externen 
Umsatzerlöse, unterteilt nach Dienstleistungen, sind aus Erläuterung 4 ersichtlich. 

34. Erläuterungen zur Geldflussrechnung 
Die Geldflussrechnung zeigt, wie sich die Zahlungsmittel des ÖBB-Infrastruktur-Konzerns im Laufe des Berichtsjahres durch 
Mittelzu- und -abflüsse verändert haben. Innerhalb der Geldflussrechnung wird zwischen Zahlungsströmen aus der 
Geschäftstätigkeit, der Investitionstätigkeit und der Finanzierungstätigkeit unterschieden. Die Darstellung der operativen 
Teile der Geldflussrechnung erfolgt nach der indirekten Methode. Es gab keine wechselkursbedingten Änderungen der 
liquiden Mittel. 

Der Fonds der liquiden Mittel setzt sich neben Zahlungsmitteln und Zahlungsmitteläquivalenten auch aus kurzfristigen 
Forderungen und Verbindlichkeiten gegenüber der ÖBB-Finanzierungsservice GmbH zusammen. Gegenüber der ÖBB-
Finanzierungsservice GmbH bestehen kurzfristige Forderungen (Ausweis unter den Zahlungsmitteln und 
Zahlungsmitteläquivalenten) in Höhe von rd. 14,7 Mio. EUR (Vj: rd. 20,6 Mio. EUR) sowie kurzfristige Verbindlichkeiten 
(Ausweis unter den kurzfristigen Finanzverbindlichkeiten) in Höhe von rd. 321,6 Mio. EUR (Vj: rd. 122,9 Mio. EUR). Jener 
Teil der Zinszahlung, der nach IAS 23 als Teil der Herstellungskosten von qualifizierten Vermögenswerten aktiviert wird, 
wird im operativen Cashflow ausgewiesen. Die in dem Zusammenhang erhaltenen Bundeszuschüsse in Höhe von rd. 91,1 
Mio. EUR (Vj: rd. 77,6 Mio. EUR) werden ebenfalls im operativen Cashflow unter Veränderungen von Verbindlichkeiten 
aus Lieferungen und Leistungen sowie anderer Schulden und Abgrenzungen dargestellt. 

Die wesentlichen Non-Cash-Transaktionen betreffen in beiden Berichtsjahren hauptsächlich die bilanzielle Erfassung und 
die Ausbuchung von Veranlagungen und Verpflichtungen aus CBL-Transaktionen und Subleasevereinbarungen. 
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159 In der folgenden Tabelle finden Sie die Angaben über die Änderungen von Finanzverbindlichkeiten, deren Einzahlungen 
und Auszahlungen in der Kapitalflussrechnung im Cashflow aus Finanzierungstätigkeit gezeigt werden. 
       

in Mio. EUR 
Stand per 

31.12.2017 

zahlungs-
wirksame 

Änderungen 
Wechselkurs-
änderungen 

übrige 
Änderungen 
Fremdkapital 

übrige 
Änderungen 
Eigenkapital 

Stand per 
31.12.2018 

Langfristige Schulden             
Anleihen 14.256,2 0,0 2,2 -1.537,9 0,0 12.720,5 
Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten 3.986,3 -7,0 0,0 0,2 0,0 3.979,5 
Finanzverbindlichkeiten Leasing 82,6 0,0 0,0 -17,3 0,0 65,3 
   davon gegenüber verbundenen Unternehmen 24,5 0,0 0,0 -24,5 0,0 0,0 
Übrige Finanzverbindlichkeiten 1.472,3 308,9 1,7 -5,8 -1,4 1.775,6 
Gesamt langfristige Schulden 19.797,3 301,9 3,9 -1.560,8 -1,4 18.540,9 
              
Kurzfristige Finanzverbindlichkeiten             
Anleihen 0,0 0,0 0,0 1.539,5 0,0 1.539,5 
Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten 6,7 0,2 0,0 0,0 0,0 6,9 
Finanzverbindlichkeiten Leasing 7,9 0,0 0,0 -7,9 0,0 0,0 
   davon gegenüber verbundenen Unternehmen 7,9 0,0 0,0 -7,9 0,0 0,0 
Übrige Finanzverbindlichkeiten 286,5 -31,1 0,0 9,1 0,0 264,5 
   davon gegenüber verbundenen Unternehmen 0,2 0,0 0,0 0,1 0,0 0,3 
Gesamt ohne übrige Finanzverbindlichkeiten, 
die Teil des Fonds der liquiden Mittel sind 301,2 -30,9 0,0 1.540,7 0,0 1.811,0 
Kurzfristige übrige Finanzverbindlichkeiten, die 
Teil des Fonds der liquiden Mittel sind 122,9 0,0 0,0 198,7 0,0 321,6 
   davon gegenüber verbundenen Unternehmen 122,9 0,0 0,0 198,7 0,0 321,6 
Gesamt kurzfristige Schulden 424,1 -30,9 0,0 1.739,4 0,0 2.132,5        

 
       

in Mio. EUR 
Stand per 

31.12.2016 

zahlungs-
wirksame 

Änderungen 
Wechselkurs-
änderungen 

übrige 
Änderungen 
Fremdkapital 

übrige 
Änderungen 
Eigenkapital 

Stand per 
31.12.2017 

Langfristige Schulden             
Anleihen 13.860,9 0,0 -6,9 402,2 0,0 14.256,2 
Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten 3.792,8 200,0 -9,5 3,0 0,0 3.986,3 
Finanzverbindlichkeiten Leasing 94,0 0,0 -7,5 -3,9 0,0 82,6 
   davon gegenüber verbundenen Unternehmen 32,5 0,0 0,0 -8,0 0,0 24,5 
Übrige Finanzverbindlichkeiten 235,1 1.289,8 -6,6 -44,5 -1,5 1.472,3 
Gesamt langfristige Schulden 17.982,8 1.489,8 -30,5 356,8 -1,5 19.797,4 
              
Kurzfristige Finanzverbindlichkeiten             
Anleihen 431,0 0,0 0,0 -431,0 0,0 0,0 
Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten 73,5 -7,8 0,0 -59,0 0,0 6,7 
Finanzverbindlichkeiten Leasing 118,3 0,0 0,0 -110,3 0,0 8,0 
   davon gegenüber verbundenen Unternehmen 7,6 0,0 0,0 0,4 0,0 8,0 
Übrige Finanzverbindlichkeiten 1.252,9 -1.000,3 0,0 35,0 -1,1 286,5 
   davon gegenüber verbundenen Unternehmen 0,2 0,0 0,0 0,0 0,0 0,2 
Gesamt ohne übrige Finanzverbindlichkeiten, 
die Teil des Fonds der liquiden Mittel sind 1.875,7 -1.008,1 0,0 -565,3 -1,1 301,2 
Kurzfristige übrige Finanzverbindlichkeiten, die 
Teil des Fonds der liquiden Mittel sind 20,8 0,0 0,0 102,1 0,0 122,9 
   davon gegenüber verbundenen Unternehmen 20,8 0,0 0,0 102,1 0,0 122,9 
Gesamt kurzfristige Schulden 1.896,5 -1.008,1 0,0 -463,2 -1,1 424,1        

 

Bei den per 31.12.2016 als kurzfristig eingestuften Anleihen mit einem Volumen von 400,0 Mio. EUR haben die Investoren 
vom vorzeitigen Kündigungsrecht im Jahr 2017 keinen Gebrauch gemacht, sodass anstatt einer Rückzahlung eine 
Umgliederung zu den langfristigen Anleiheverbindlichkeit erfolgt ist. 

Der Rückgang der Verbindlichkeiten im Zusammenhang mit aktiven oder beendeten CBL-Transaktionen wird ebenfalls 
unter den übrigen Änderungen dargestellt, da die Zahlungen nicht über die Bankkonten des ÖBB-Infrastruktur-Konzerns 
abgewickelt werden. Vielmehr werden die Einnahmen aus den Vermögenswerten vom Schuldner direkt an den Gläubiger 
überwiesen. Davon betroffen sind insbesondere die Finanzverbindlichkeiten Leasing, aber auch Teile der Anleihen, 
Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten und übrigen Finanzverbindlichkeiten.   
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160 35. Konzernunternehmen 
Nachfolgend findet sich eine Aufstellung jener Konzernunternehmen, an denen die ÖBB-Infrastruktur AG zum 
Bilanzstichtag direkt oder indirekt über andere verbundene Unternehmen Beteiligungen hält, oder die im aktuellen 
Berichtsjahr neu gegründet wurden. Der Geschäftsgegenstand der Konzernunternehmen wird mit den Buchstaben a) bis 
i) beschrieben. Sollte eine Angabe mit Vj: gekennzeichnet sein, bezieht sich die Angabe auf das Vorjahr, ansonsten betrifft 
sie beide Jahre. 
     

ÖBB-Infrastruktur-Konzern Land, Sitz Konsolidierungsart     

100%  ÖBB-Infrastruktur Aktiengesellschaft A-1020 Wien V c)   
├►  100% Austrian Rail Construction & Consulting GmbH A-1020 Wien V0 f)   
├►  100% Austrian Rail Construction & Consulting GmbH & Co KG A-1020 Wien V0 f)   
├►  100% Güterterminal Werndorf Projekt GmbH A-1020 Wien V d)   
├►  100% Mungos Sicher & Sauber GmbH A-1150 Wien V e)   
├►  100% Mungos Sicher & Sauber GmbH & Co KG A-1150 Wien V e)   
├►  100% Netz- und Streckenentwicklung GmbH A-1020 Wien V0 d)   
├►  100% ÖBB-Güterzentrum Wien Süd Betriebsgesellschaft m.b.H. A-1020 Wien V0 (Vj: V) b)   
├►  100% ÖBB-Immobilienmanagement Gesellschaft mbH A-1020 Wien V a)   
├►  100% ÖBB-Projektentwicklung GmbH A-1020 Wien V b)   
├►  100% ÖBB-Realitätenbeteiligungs GmbH & Co KG A-1020 Wien V b)   
 ├►  100% Businesscenter Linz Entwicklungs- und 
      Verwertungs GmbH & Co KG A-1020 Wien V0 b)   
 ├►  100% Elisabethstraße 7 Projektentwicklung GmbH & Co KG A-1020 Wien V b)   
 ├►  100% Elisabethstraße 9 Projektentwicklung GmbH & Co KG A-1020 Wien V b)   
 ├►  100% Europaplatz 1 Projektentwicklung GmbH & Co KG A-1020 Wien V0 b)   
 ├►  100% Gauermanngasse 2-4 Projektentwicklung GmbH & Co KG A-1020 Wien V b)   
 ├►  100% Mariannengasse 16-20 Projektentwicklung GmbH & Co KG A-1020 Wien V b)   
 ├►  100% Modul Office Hauptbahnhof Graz GmbH & Co KG A-1020 Wien V0 b)   
 └►  100% Operngasse 16 Projektentwicklung GmbH & Co KG A-1020 Wien V b)   
├►  100% ÖBB-Stiftungs Management Gesellschaft mbH A-1020 Wien V0 h)   
├►  100% Rail Equipment GmbH A-1040 Wien V g)   
├►  100% Rail Equipment GmbH & Co KG A-1040 Wien V g)   

├►  51%  WS Service GmbH 
A-3151 St. Georgen 
am Steinfeld V c)   

├►  50%  Galleria di Base del Brennero - Brenner Basistunnel BBT SE I-39100 Bozen E c)   

├►  43,05%  Weichenwerk Wörth GmbH 
A-3151 St. Georgen 
am Steinfeld E c)   

├►  25%  Breitspur Planungsgesellschaft mbH A-1010 Wien E (Vj: E0) d)   
├►  8% HIT Rail B.V. NL-3500 HA Utrecht 0 k.A.   
├►  KG-Anteil UIRR s.c.r.l. (Internationale Vereinigung für den Kombinierten  
  Verkehr Schiene-Straße) B-1000 Brussels 0 k.A.   

└►  KG-Anteil Tiefgarage Stuben Gesellschaft m.b.H. & Co. KG A-6762 Stuben/Arlberg 0 k.A.        
 
Abkürzungen: 
V  verbundenes vollkonsolidiertes Unternehmen  
V0 verbundenes, aufgrund untergeordneter Bedeutung nicht vollkonsolidiertes Unternehmen  
E  Beteiligungsunternehmen, nach der Equity-Methode bilanziert (assoziiertes Unternehmen) 
E0 Beteiligungsunternehmen, aufgrund untergeordneter Bedeutung nicht nach der Equity-Methode bilanziert 
0  sonstiges Beteiligungsunternehmen 
k. A. keine Angaben 
i. L. in Liquidation 
 
Erläuterung der Geschäftsgegenstände der Konzernunternehmen: 
a) Bewirtschaftung, Verwaltung und Verwertung von Immobilien 
b) Projektentwicklung und Verwertung von Liegenschaften 
c) Planung und Bau (einschließlich Ersatzinvestitionen, soweit sie über Wartung oder Instandsetzung hinausgehen) von Schieneninfrastruktur, sowie Planung und 

Bau von damit in Zusammenhang stehenden Projekten und Projektteilen und die Zurverfügungstellung von Schieneninfrastruktur 
d) Optimierung und Harmonisierung der Infrastrukturplanung und Entwicklung  
e) Reinigung bzw. Sonderreinigung (beispielsweise Graffitientfernung) von Bahnhöfen sowie Sicherheits- und Servicedienstleistungen  
f) Forschung und Entwicklung, insbesondere im Zusammenhang mit der Schieneninfrastruktur  
g) Beschaffung, Einkauf, Finanzierung, Instandhaltung und konzernübergreifende Vermietung von schienengebundenen Fahrzeugen, Geräten und 

Schienenfahrzeugen 
h) berufliche Aus- und Weiterbildung   
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161 Nachfolgend werden Eigenkapital und Jahresergebnis jener Konzernunternehmen dargestellt, die nicht in den 
Konzernabschluss einbezogen wurden und an denen zumindest 20% der Anteile gehalten werden. Die Angaben zum 
Eigenkapital und zum Jahresergebnis wurden aus den Jahresabschlüssen gemäß jeweiligem nationalem Bilanzierungsrecht 
übernommen. 
      
  Eigenkapital in TEUR Jahresergebnis in TEUR   
ÖBB-Infrastruktur-Konzern 31.12.2018 31.12.2017 2018 2017   

Austrian Rail Construction & Consulting GmbH 137 138 -1 0   
Austrian Rail Construction & Consulting GmbH & Co KG 208 208 -2 -2   
Netz- und Streckenentwicklung GmbH 94 94 -6 -2   
Businesscenter Linz Entwicklungs- und Verwertungs GmbH & Co KG 5 -4 -1 -1   
Europaplatz 1 Projektentwicklung GmbH & Co KG 5 -4 -1 -1   
Modul Office Hauptbahnhof Graz GmbH & Co KG 5 -4 -1 -1   
ÖBB-Güterzentrum Wien Süd Betriebsgesellschaft m.b.H.  30 34 -4 0   
ÖBB-Stiftungs Management Gesellschaft mbH 72 72 0 0         
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162 36. Ereignisse nach dem Bilanzstichtag 
Im Februar 2019 wurde eine CBL-Transaktion vorzeitig aufgelöst. Die Transaktion wurde komplett beendet, jedoch bleiben 
die Sublease-Vereinbarungen zwischen der ÖBB-Infrastruktur AG und der ÖBB-Produktion GmbH bis zur Tilgung des 
EUROFIMA-Kredites im Jahr 2020 weiter bestehen. Es wurden daher finanzielle Vermögenwerte und Verbindlichkeiten in 
Höhe von rd. 48,9 Mio. EUR ausgebucht und die Wertberichtigung in Höhe von rd. 0,2 Mio. EUR aufgelöst. 

Die Vorstände der ÖBB-Infrastruktur AG haben den geprüften Konzernabschluss zum 31.12.2018 am 27.03.2019 zur 
Weitergabe an den Aufsichtsrat freigegeben. Die Vorstände schlagen vor, den Bilanzgewinn der ÖBB-Infrastruktur AG in 
Höhe von 202.923.984,17 EUR auf neue Rechnung vorzutragen.  

Am 22.02.2019 fand eine außerordentliche Hauptversammlung der ÖBB-Infrastruktur AG statt, in der Änderungen im 
Aufsichtsrat vorgenommen wurden. 

Der Aufsichtsrat hat am 14.03.2019 im Beschlusswege Herrn Mag. Arnold Schiefer zum Vorsitzenden des Aufsichtsrates 
der ÖBB-Infrastruktur AG sowie Herrn Dipl.-Ing. Herbert Kasser, bisher 2. Stellvertreter des Vorsitzenden, zum 
1. Stellvertreter des Vorsitzenden des Aufsichtsrates, jeweils mit Wirksamkeit zum 01.04.2019 gewählt. 
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37. Die Organe der Muttergesellschaft des Konzerns 
Im Geschäftsjahr 2018 (bis zum Zeitpunkt der Aufstellung des Konzernabschlusses) waren folgende Personen als Mitglieder 
des Vorstands oder als Mitglieder des Aufsichtsrats der ÖBB-Infrastruktur AG bestellt: 
   
   
Vorstandsmitglieder   
Mag. Silvia Angelo   
Dipl.-Ing. Franz Bauer   
KR Ing. Franz Seiser bis 28.02.2019  
Dipl.-Ing. Dr. Johann Pluy ab 01.03.2019  
   
Aufsichtsratsmitglieder   
Mag. Brigitte Ederer bis 28.02.2018 Vorsitzende 
Mag. Gilbert Trattner ab 28.02.2018 bis 31.03.2019 Vorsitzender (ab 22.03.2018) 
Mag. Arnold Schiefer ab 01.04.2019 Vorsitzender (ab 01.04.2019) 
Mag. Josef Halbmayr MBA bis 31.03.2019 1. Stellvertreter der Vorsitzenden 
Dipl.-Ing. Herbert Kasser  2. Stellvertreter der Vorsitzenden (bis 31.03.2019) 

1. Stellvertreter der Vorsitzenden (ab 01.04.2019) 
Lic.iur. Philippe Gauderon    
Dr. Tanja Wielgoß bis 28.02.2018  
Mag. Dipl.-Ing. Marion Medlitsch bis 28.02.2018  
Mag. Iris Germ ab 28.02.2018  
Mag. Eva Hieblinger-Schütz ab 28.02.2018  
Dr. Barbara Kolm ab 28.02.2018  
Dr. Claudia Brey ab 01.04.2019  
   
Günter Blumthaler   Belegschaftsvertreter 
Peter Dyduch  Belegschaftsvertreter 
Gerhard Schneider  Belegschaftsvertreter 
Karl Buchheit ab 20.03.2018 Belegschaftsvertreter    

 

 

Wien, am 27.03.2019 

 

Der Vorstand 

 

 

 
   

Mag. Silvia Angelo  Dipl.-Ing. Franz Bauer Dipl.-Ing. Dr. Johann Pluy 
(Ressort Finanzen, Markt, Service) (Ressort Infrastrukturanlagenbereitstellung) (Ressort Betrieb und Systeme)     
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Bestätigungsvermerk*  

Bericht zum Konzernabschluss 

Prüfungsurteil 

Wir haben den Konzernabschluss der ÖBB-Infrastruktur Aktiengesellschaft, Wien, und ihrer Tochtergesellschaften 
(der Konzern) bestehend aus der Konzernbilanz zum 31. Dezember 2018, der Konzern-Gewinn- und Verlustrechnung, der 
Konzerngesamtergebnisrechnung, der Konzerneigenkapitalveränderungsrechnung und der Konzerngeldflussrechnung für 
das an diesem Stichtag endende Geschäftsjahr und dem Konzernanhang, geprüft. 

Nach unserer Beurteilung entspricht der beigefügte Konzernabschluss den gesetzlichen Vorschriften und vermittelt ein 
möglichst getreues Bild der Vermögens- und Finanzlage des Konzerns zum 31. Dezember 2018 sowie der Ertragslage des 
Konzerns für das an diesem Stichtag endende Geschäftsjahr in Übereinstimmung mit den International Financial Report-
ing Standards, wie sie in der EU anzuwenden sind (IFRS), und den zusätzlichen Anforderungen des § 245a UGB. 

Grundlage für das Prüfungsurteil 

Wir haben unsere Abschlussprüfung in Übereinstimmung mit der EU-Verordnung Nr. 537/2014 (im Folgenden EU-VO) 
und den österreichischen Grundsätzen ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführt. Diese Grundsätze erfordern die 
Anwendung der International Standards on Auditing (ISA). Unsere Verantwortlichkeiten nach diesen Vorschriften und 
Standards sind im Abschnitt „Verantwortlichkeiten des Abschlussprüfers für die Prüfung des Konzernabschlusses“ unseres 
Bestätigungsvermerks weitergehend beschrieben. Wir sind vom Konzern unabhängig in Übereinstimmung mit den 
österreichischen unternehmensrechtlichen und berufsrechtlichen Vorschriften und wir haben unsere sonstigen beruf-
lichen Pflichten in Übereinstimmung mit diesen Anforderungen erfüllt. Wir sind der Auffassung, dass die von uns erlang-
ten Prüfungsnachweise ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage für unser Prüfungsurteil zu dienen. 

Besonders wichtige Prüfungssachverhalte 

Besonders wichtige Prüfungssachverhalte sind solche Sachverhalte, die nach unserem pflichtgemäßen Ermessen am 
bedeutsamsten für unsere Prüfung des Konzernabschlusses des Geschäftsjahres waren. Diese Sachverhalte wurden im 
Zusammenhang mit unserer Prüfung des Konzernabschlusses und bei der Bildung unseres Prüfungsurteils hierzu berück-
sichtigt, und wir geben kein gesondertes Prüfungsurteil zu diesen Sachverhalten ab. 

Nachfolgend stellen wir die aus unserer Sicht besonders wichtigen Prüfungssachverhalte dar:  

� Ansatz und Bewertung von Rückstellungen für regulierungsrechtliche Verfahren 

� Abgrenzung zwischen aktivierungspflichtigen Investitionen und sofort aufwandswirksamen  
Instandhaltungsmaßnahmen  

� Erfassung und Bewertung der aktivierten Eigenleistungen im Zusammenhang mit Investitionsprojekten
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89 Ansatz und Bewertung von Rückstellungen für Streckenstilllegungen und Umweltschutzmaßnahmen  

Sachverhalt und Risiko und Verweis auf weiter-
gehende Informationen 

Prüferisches Vorgehen 

Im Zusammenhang mit den für die Nutzung der Schie-
neninfrastruktur sowie von Serviceeinrichtungen (Perso-
nenbahnhöfen) verrechneten Entgelten sind zum 
31.12.2018 mehrere regulierungsrechtliche Verfahren 
anhängig. Diese Verfahren, welche sich in unterschiedli-
chen verfahrensrechtlichen Stadien befinden, betreffen die 
Jahre 2012 bis 2018. Inhaltlich geht es dabei vor allem um 
Fragen der Ermittlung und Festlegung des Infrastrukturbe-
nützungsentgelts im Personenverkehr (Jahre 2012 bis 
2017), der Entgelte nach dem neuen Wegeentgeltmodell 
2018 (Produkt „Zugtrasse“ hinsichtlich direkt zuordenbarer 
Kosten und gesetzeskonformer Marktaufschläge) sowie 
um die Zulässigkeit der Verrechnung eines „Bahnsteigkan-
tenfaktors“ als gesonderten Entgeltbestandteil bei der 
Nutzung von Serviceeinrichtungen ab 2012.         

Der Ausgang der anhängigen Verfahren kann dazu führen, 
dass die bisher verrechneten Entgelte abgeändert werden 
und es dadurch zu einer Rückerstattungspflicht kommt. 
Diese Risiken wurden individuell je Sachverhalt bzw. 
Verfahren bewertet und in Form von Rückstellungen 
bilanziell berücksichtigt. Die Bilanzierung dieser Sachver-
halte ist im Rahmen unserer Prüfung von besonderer 
Bedeutung, da die Notwendigkeit bzw. die Höhe der 
Rückstellungen maßgeblich von den Annahmen und 
Einschätzungen der gesetzlichen Vertreter zum Ausgang 
der Verfahren abhängig sind. Bewertungsunsicherheiten 
bestehen insbesondere aufgrund von schwierig abzuschät-
zenden Ergebnissen bei der Auslegung von bisher weitge-
hend nicht ausjudizierten Rechtsfragen durch die Auf-
sichtsbehörde, Verwaltungsgerichte bzw. Gerichtshöfe, 
möglichen Einschränkungen der zeitlichen Wirkung von 
Entscheidungen sowie hinsichtlich Art, Umfang und Höhe 
von anerkannten Kosten und Marktaufschlägen als Basis 
für die Verrechnung von Tarifen für die Nutzung der 
Schieneninfrastruktur. 

Angaben zur Bilanzierung der Rückstellungen finden sich in 
den Erläuterungen unter Punkt “B. Erläuterungen zur 
Konzernbilanz und Konzern-Gewinn- und Verlustrechnung, 
26.2. sonstige Rückstellungen“ sowie unter Punkt „A. 
Grundlagen und Methoden, 3. Zusammenfassung der 
wesentlichen Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden, 
Verwendung von Schätzungen und Ermessensausübungen 
Punkt c. betreffend Rückstellungen“. 

Im Rahmen unserer Prüfung haben wir uns mit den für die 
Rückstellungsbildung verwendeten Rechts- und Daten-
grundlagen auseinandergesetzt und haben auf dieser Basis 
die Angemessenheit der für die Bewertung herangezoge-
nen Prämissen beurteilt. Dabei haben wir insbesondere 
auch den Status der Verfahren, einschließlich der aktuellen 
Entwicklungen im Jahr 2018, mit den Mitarbeitern des 
zuständigen Fachbereiches sowie den beigezogenen 
rechtlichen Beratern besprochen. Dabei haben wir uns 
auch mit den im Zuge der Verfahren vor der Schienen-
Control Kommission erstellten Sachverständigengutachten 
befasst und die daraus abgeleiteten Schlussfolgerungen 
gewürdigt. Das Berechnungsschema der Rückstellungen 
haben wir schließlich anhand der eingehenden Bewer-
tungsparameter nachvollzogen. 
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90 Abgrenzung zwischen aktivierungspflichtigen Investitionen und sofort aufwandswirksamen Instand-
haltungsmaßnahmen 

Sachverhalt und Risiko und Verweis auf weiter-
gehende Informationen 

Prüferisches Vorgehen 

Neben Investitionen in den Neubau von Schieneninfra-
struktur tätigt der Konzern signifikante Ausgaben für die 
Erneuerung und die Instandhaltung der bestehenden 
Infrastruktur.  Während als Investitionen einzustufende 
Maßnahmen aktiviert und damit im Wege der Abschrei-
bung über mehrere Jahre aufwandswirksam verteilt 
werden, schlagen sich Instandhaltungsmaßnahmen sofort 
als Aufwand im Periodenergebnis nieder. Wie bei allen 
großen Infrastrukturunternehmen kommt der Abgrenzung 
zwischen Investitions- und Instandhaltungsmaßnahmen 
und deren richtiger Abbildung im Jahresabschluss beson-
dere Bedeutung zu. Gerade bei Maßnahmen, die die 
bestehende Infrastruktur betreffen, kann es zu Abgren-
zungs- bzw. Klassifizierungsproblemen kommen. Das 
Risiko für den Abschluss besteht somit in einer unzutref-
fenden bilanziellen Beurteilung von Bau- und Sanierungs-
maßnahmen sowie der damit verbundenen Auswirkung 
auf das Jahresergebnis.   

Die Angaben zu den Bilanzierungsgrundsätzen sind in den 
Erläuterungen zum Konzernabschluss unter Punkt „A. 
Grundlagen und Methoden, 3. Zusammenfassung der 
wesentlichen Bilanzierungs- und Bewertungsmetho-
den“ enthalten. Informationen zu den im Geschäftsjahr 
aufwandswirksam erfassten Instandhaltungsleistungen 
finden sich in den Erläuterungen unter Punkt „B. Erläute-
rungen zur Konzernbilanz und zur Konzern-Gewinn- und 
Verlustrechnung, 7. Aufwendungen für Material und 
bezogene Leistungen“. Die im Geschäftsjahr aktivierten 
Investitionsmaßnahmen sind unter Punkt „B. Erläuterungen 
zur Konzernbilanz und zur Konzern-Gewinn- und Verlust-
rechnung, 14. Sachanlagen“ ersichtlich.  

Im Rahmen unserer Prüfungstätigkeit haben wir ein 
Verständnis über die relevanten Prozesse und internen 
Kontrollen zur bilanziellen Kategorisierung von Bau- und 
Sanierungsprojekten erlangt und die Wirksamkeit ausge-
wählter interner Kontrollen überprüft. Davon betroffen 
sind insbesondere interne Kontrollen anlässlich der Eröff-
nung von Aufträgen im SAP-System in Übereinstimmung 
mit den internen Bilanzierungsrichtlinien („Aktivierungs-
grundsätze“) sowie nachgelagerte Kontrollen durch die 
Anlagenbuchhaltung. Darauf aufbauend haben wir weitere 
Prüfungshandlungen festgelegt.  

Diese Prüfungshandlungen haben wir auf eine ausgewähl-
te Stichprobe von Projekten (sowohl Investitions- als auch 
Instandhaltungsaufträge) angewendet. Die Auswahl 
erfolgte neben einer Zufallsauswahl zusätzlich nach 
risikoorientierten Kriterien unter Berücksichtigung von 
Projektgröße, Projektbezeichnung und Projektdauer. Die 
Prüfungshandlungen umfassten insbesondere die Durch-
sicht von Projektbeschreibungen, die Diskussion von 
Projektinhalten mit den Projektverantwortlichen und 
Projektcontrollern und daraus abgeleitet die Würdigung 
der getroffenen Bilanzierungsentscheidungen. Soweit 
erforderlich haben wir bei den in der Stichprobe enthalte-
nen Projekten auch in Abrechnungs- und Vertragsunterla-
gen Einsicht genommen. 

 

 



167

Vorstand  I  Aufsichtsrat  I  Österreich bewegen  I  Corporate Governance  I  Konzernlagebericht  I  Konzernabschluss 

 

 

91 Erfassung und Bewertung der aktivierten Eigenleistungen im Zusammenhang mit Investitionsprojekten 

Sachverhalt und Risiko und Verweis auf weiter-
gehende Informationen 

Prüferisches Vorgehen 

Für Tätigkeiten im Zusammenhang mit der Planung und 
Errichtung von Anlagen wurden im Geschäftsjahr 2018 
Eigenleistungen in Höhe von rd. 306,3 Mio. EUR aktiviert. 
Der überwiegende Teil der aktivierten Eigenleistungen 
betrifft dabei Personalkosten. Die Mitarbeiter erfassen ihre 
mit Leistungsstunden auf Aufträgen, welche monatlich mit 
Kostensätzen bewertet in das SAP-System übernommen 
werden. Die Eigenleistungen werden unterjährig mit 
Plankostensätzen bewertet. Zum Jahresende erfolgt eine 
Nachkalkulation auf Basis der Ist-Kosten und der tatsächli-
chen Produktivstunden der Mitarbeiter. Die Ermittlung der 
Kostensätze basiert überwiegend auf automatisiert über-
nommenen Daten; einzelne Berechnungsvorgänge beinhal-
ten aber auch manuelle Schritte. Für den Abschluss besteht 
das Risiko, dass aufgrund unvollständiger oder fehlerhafter 
Leistungserfassungen bzw. Leistungsbewertungen die 
aktivierten Eigenleistungen und die damit verbundenen 
Bilanzposten des Anlagevermögens wesentlich falsch 
dargestellt werden. 

Informationen zu den im Geschäftsjahr aktivierten Eigen-
leistungen finden sich in den Erläuterungen zum Konzern-
abschluss unter Punkt „B. Erläuterungen zur Konzernbilanz 
und zur Konzern-Gewinn- und Verlustrechnung, 5. Andere 
aktivierte Eigenleistungen“. 

Wir haben im Zuge der Prüfung ein Verständnis über die 
für die Erfassung und Bewertung der Eigenleistungen im 
Zusammenhang mit Investitionsprojekten erlangt und die 
Wirksamkeit ausgewählter interner Kontrollen überprüft. 
Dies betrifft vor allem interne Kontrollen im Zusammen-
hang mit der Erfassung der erbrachten Leistungen. Dar-
über hinaus haben wir die Ermittlung der Kostensätze 
rechnerisch überprüft und die darin Eingang findenden 
Basisdaten (im Wesentlichen verschiedene Kostenarten, 
Leistungs- und Anwesenheitsstunden) auf ihre Plausibilität 
hin gewürdigt. Dabei haben wir auch die Unterscheidung 
zwischen aktivierungsfähigen und nicht aktivierungsfähi-
gen Aufwendungen und deren Behandlung in den Berech-
nungsmodellen nachvollzogen. Wesentliche Abweichun-
gen zwischen den Planansätzen und den Ist-Werten im 
Zuge der Nachkalkulation haben wir mit den jeweiligen 
Geschäftsbereichscontrollern bzw. mit den für die Kosten-
rechnung verantwortlichen Sachbearbeitern besprochen. 
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92 Verantwortlichkeiten der gesetzlichen Vertreter für den Konzernabschluss 

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstellung des Konzernabschlusses und dafür, dass dieser in 
Übereinstimmung mit den IFRS, wie sie in der EU anzuwenden sind, und den zusätzlichen Anforderungen des § 245a 
UGB ein möglichst getreues Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Konzerns vermittelt. Ferner sind die 
gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die internen Kontrollen, die sie als notwendig erachten, um die Aufstellung 
eines Konzernabschlusses zu ermöglichen, der frei von wesentlichen – beabsichtigten oder unbeabsichtigten – falschen 
Darstellungen ist. 

Bei der Aufstellung des Konzernabschlusses sind die gesetzlichen Vertreter dafür verantwortlich, die Fähigkeit des 
Konzerns zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu beurteilen, Sachverhalte im Zusammenhang mit der Fortführung 
der Unternehmenstätigkeit – sofern einschlägig – anzugeben, sowie dafür, den Rechnungslegungsgrundsatz der Fortfüh-
rung der Unternehmenstätigkeit anzuwenden, es sei denn, die gesetzlichen Vertreter beabsichtigten, entweder den 
Konzern zu liquidieren oder die Unternehmenstätigkeit einzustellen, oder haben keine realistische Alternative dazu. 

Der Prüfungsausschuss ist verantwortlich für die Überwachung des Rechnungslegungsprozesses des Konzerns. 

Verantwortlichkeiten des Abschlussprüfers für die Prüfung des Konzernabschlusses 

Unsere Ziele sind, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob der Konzernabschluss als Ganzes frei von wesentlichen 
– beabsichtigten oder unbeabsichtigten – falschen Darstellungen ist und einen Bestätigungsvermerk zu erteilen, der 
unser Prüfungsurteil beinhaltet. Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass 
eine in Übereinstimmung mit der EU-VO und den österreichischen Grundsätzen ordnungsmäßiger Abschlussprüfung, die 
die Anwendung der ISA erfordern, durchgeführte Abschlussprüfung eine wesentliche falsche Darstellung, falls eine 
solche vorliegt, stets aufdeckt. Falsche Darstellungen können aus dolosen Handlungen oder Irrtümern resultieren und 
werden als wesentlich angesehen, wenn von ihnen einzeln oder insgesamt vernünftigerweise erwartet werden könnte, 
dass sie die auf der Grundlage dieses Konzernabschlusses getroffenen wirtschaftlichen Entscheidungen von Nutzern 
beeinflussen. 

Als Teil einer Abschlussprüfung in Übereinstimmung mit der EU-VO und den österreichischen Grundsätzen ordnungsmä-
ßiger Abschlussprüfung, die die Anwendung der ISA erfordern, üben wir während der gesamten Abschlussprüfung 
pflichtgemäßes Ermessen aus und bewahren eine kritische Grundhaltung. 

Darüber hinaus gilt: 

� Wir identifizieren und beurteilen die Risiken wesentlicher – beabsichtigter oder unbeabsichtigter – falscher Darstel-
lungen im Abschluss, planen Prüfungshandlungen als Reaktion auf diese Risiken, führen sie durch und erlangen  
Prüfungsnachweise, die ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage für unser Prüfungsurteil zu dienen. Das 
Risiko, dass aus dolosen Handlungen resultierende wesentliche falsche Darstellungen nicht aufgedeckt werden, ist 
höher als ein aus Irrtümern resultierendes, da dolose Handlungen betrügerisches Zusammenwirken, Fälschungen, 
beabsichtigte Unvollständigkeiten, irreführende Darstellungen oder das Außerkraftsetzen interner Kontrollen bein-
halten können. 

� Wir gewinnen ein Verständnis von dem für die Abschlussprüfung relevanten internen Kontrollsystem, um Prüfungs-
handlungen zu planen, die unter den gegebenen Umständen angemessen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein  
Prüfungsurteil zur Wirksamkeit des internen Kontrollsystems des Konzerns abzugeben. 

� Wir beurteilen die Angemessenheit der von den gesetzlichen Vertretern angewandten Rechnungslegungsmethoden 
sowie die Vertretbarkeit der von den gesetzlichen Vertretern dargestellten geschätzten Werte in der Rechnungs-
legung und damit zusammenhängende Angaben. 

� Wir ziehen Schlussfolgerungen über die Angemessenheit der Anwendung des Rechnungslegungsgrundsatzes, der 
Fortführung der Unternehmenstätigkeit durch die gesetzlichen Vertreter sowie, auf der Grundlage der erlangten 
Prüfungsnachweise, ob eine wesentliche Unsicherheit im Zusammenhang mit Ereignissen oder Gegebenheiten be-
steht, die erhebliche Zweifel an der Fähigkeit des Konzerns zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit aufwerfen 
kann. Falls wir die Schlussfolgerung ziehen, dass eine wesentliche Unsicherheit besteht, sind wir verpflichtet, in un-
serem Bestätigungsvermerk auf die dazugehörigen Angaben im Konzernabschluss aufmerksam zu machen oder, 
falls diese Angaben unangemessen sind, unser Prüfungsurteil zu modifizieren. Wir ziehen unsere Schlussfolgerun-
gen auf der Grundlage der bis zum Datum unseres Bestätigungsvermerks erlangten Prüfungsnachweise. Zukünftige 
Ereignisse oder Gegebenheiten können jedoch die Abkehr des Konzerns von der Fortführung der Unternehmenstä-
tigkeit zur Folge haben. 

� Wir beurteilen die Gesamtdarstellung, den Aufbau und den Inhalt des Konzernabschlusses einschließlich der Anga-
ben sowie ob der Konzernabschluss die zugrunde liegenden Geschäftsvorfälle und Ereignisse in einer Weise wieder-
gibt, dass ein möglichst getreues Bild erreicht wird. 
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93 � Wir erlangen ausreichende geeignete Prüfungsnachweise zu den Finanzinformationen der Einheiten oder Geschäfts-
tätigkeiten innerhalb des Konzerns, um ein Prüfungsurteil zum Konzernabschluss abzugeben. Wir sind verantwort-
lich für die Anleitung, Überwachung und Durchführung der Konzernabschlussprüfung. Wir tragen die Alleinverant-
wortung für unser Prüfungsurteil. 

Wir tauschen uns mit dem Prüfungsausschuss unter anderem über den geplanten Umfang und die geplante zeitliche 
Einteilung der Abschlussprüfung sowie über bedeutsame Prüfungsfeststellungen, einschließlich etwaiger bedeutsamer 
Mängel im internen Kontrollsystem, die wir während unserer Abschlussprüfung erkennen, aus. 

Wir geben dem Prüfungsausschuss auch eine Erklärung ab, dass wir die relevanten beruflichen Verhaltensanforderungen 
zur Unabhängigkeit eingehalten haben, und tauschen uns mit ihm über alle Beziehungen und sonstigen Sachverhalte 
aus, von denen vernünftigerweise angenommen werden kann, dass sie sich auf unsere Unabhängigkeit und – sofern 
einschlägig – damit zusammenhängende Schutzmaßnahmen auswirken. 

Wir bestimmen von den Sachverhalten, über die wir uns mit dem Prüfungsausschuss ausgetauscht haben, diejenigen 
Sachverhalte, die am bedeutsamsten für die Prüfung des Konzernabschlusses des Geschäftsjahres waren und daher die 
besonders wichtigen Prüfungssachverhalte sind. Wir beschreiben diese Sachverhalte in unserem Bestätigungsvermerk, es 
sei denn, Gesetze oder andere Rechtsvorschriften schließen die öffentliche Angabe des Sachverhalts aus oder wir be-
stimmen in äußerst seltenen Fällen, dass ein Sachverhalt nicht in unserem Bestätigungsvermerk mitgeteilt werden sollte, 
weil vernünftigerweise erwartet wird, dass die negativen Folgen einer solchen Mitteilung deren Vorteile für das öffentli-
che Interesse übersteigen würden. 

 
Sonstige gesetzliche und andere rechtliche Anforderungen 
 
Bericht zum Konzernlagebericht 

Der Konzernlagebericht ist auf Grund der österreichischen unternehmensrechtlichen Vorschriften darauf zu prüfen, ob er 
mit dem Konzernabschluss in Einklang steht und ob er nach den geltenden rechtlichen Anforderungen aufgestellt wurde. 

Zu der im Konzernlagebericht enthaltenen konsolidierten nichtfinanziellen Erklärung ist es unsere Verantwortung zu 
prüfen, ob sie aufgestellt wurde, sie zu lesen und abzuwägen, ob sie angesichts des bei der Prüfung gewonnenen 
Verständnisses wesentlich im Widerspruch zum Konzernabschluss steht oder sonst wesentlich falsch dargestellt erscheint. 

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstellung des Konzernlageberichts in Übereinstimmung mit den 
österreichischen unternehmensrechtlichen Vorschriften. 

Wir haben unsere Prüfung in Übereinstimmung mit den Berufsgrundsätzen zur Prüfung des Konzernlageberichts durch-
geführt. 

Urteil 

Nach unserer Beurteilung ist der Konzernlagebericht nach den geltenden rechtlichen Anforderungen aufgestellt worden, 
enthält zutreffende Angaben nach § 243a UGB und steht in Einklang mit dem Konzernabschluss. 

Erklärung 

Angesichts der bei der Prüfung des Konzernabschlusses gewonnenen Erkenntnisse und des gewonnenen Verständnisses 
über den Konzern und sein Umfeld wurden wesentliche fehlerhafte Angaben im Konzernlagebericht nicht festgestellt. 
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94 Sonstige Informationen 

Die gesetzlichen Vertreter sind für die sonstigen Informationen verantwortlich. Die sonstigen Informationen beinhalten 
alle Informationen im Geschäftsbericht, ausgenommen den Konzernabschluss, den Konzernlagebericht und den Bestäti-
gungsvermerk. 

Unser Prüfungsurteil zum Konzernabschluss deckt diese sonstigen Informationen nicht ab und wir geben keine Art der 
Zusicherung darauf ab. 

In Verbindung mit unserer Prüfung des Konzernabschlusses ist es unsere Verantwortung, diese sonstigen Informationen 
zu lesen und zu überlegen, ob es wesentliche Unstimmigkeiten zwischen den sonstigen Informationen und dem Konzern-
abschluss oder mit unserem, während der Prüfung erlangten Wissen gibt oder sonst wesentlich falsch dargestellt er-
scheint. Falls wir, basierend auf den durchgeführten Arbeiten, zur Schlussfolgerung gelangen, dass die sonstigen Infor-
mationen wesentlich falsch dargestellt sind, müssen wir dies berichten. Wir haben diesbezüglich nichts zu berichten. 

Zusätzliche Angaben nach Artikel 10 der EU-VO 

Wir wurden von der Hauptversammlung am 25. Mai 2018 als Abschlussprüfer gewählt und am 16. Oktober 2018 vom 
Aufsichtsrat beauftragt. Wir sind ununterbrochen seit dem Geschäftsjahr 2015 Abschlussprüfer. 

Wir erklären, dass das Prüfungsurteil im Abschnitt „Bericht zum Konzernabschluss“ mit dem zusätzlichen Bericht an den 
Prüfungsausschuss nach Artikel 11 der EU-VO in Einklang steht. 

Wir erklären, dass wir keine verbotenen Nichtprüfungsleistungen erbracht haben und dass wir bei der Durchführung der 
Abschlussprüfung unsere Unabhängigkeit von der geprüften Gesellschaft gewahrt haben. 

Wir haben zusätzlich zur Abschlussprüfung für die geprüfte Gesellschaft und für die von dieser beherrschten Unter-
nehmen keine Leistungen erbracht, die nicht im Konzernabschluss oder im Konzernlagebericht angegeben worden sind. 

 
Auftragsverantwortlicher Wirtschaftsprüfer 
Der für die Abschlussprüfung auftragsverantwortliche Wirtschaftsprüfer ist Herr Mag. Gerhard Posautz. 

Wien, am am 28. März 2019 

 

BDO Austria GmbH   

Wirtschaftsprüfungs- und Steuerberatungsgesellschaft 

 

 

Mag. Gerhard Posautz Mag. Peter Bartos    

Wirtschaftsprüfer  Wirtschaftsprüfer    

 

*) Die Veröffentlichung oder Weitergabe des Konzernabschlusses mit unserem Bestätigungsvermerk darf nur in der von 
uns bestätigten Fassung erfolgen. Dieser Bestätigungsvermerk bezieht sich ausschließlich auf den deutschsprachigen und 
vollständigen Konzernabschluss samt Konzernlagebericht. Für abweichende Fassungen sind die Vorschriften des § 281 
Abs. 2 UGB zu beachten. 
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Tel: 05-1717 aus ganz Österreich ohne Vorwahl zum 
Ortstarif bzw. Tel: +43 5-1717 aus dem Ausland.

Impressum



infrastruktur.oebb.at




